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Warum Snowden 
genau nicht das 
 Problem ist
Als das Team der ecoplus  die Eckpunkte des 
heurigen Alpbach-Arbeitskreises zu Cyber-
crime und Datensicherheit festlegte, hätte es  
sich wohl nicht träumen lassen, daß es damit 
derart ins Schwarze treffen würde, spricht die 
ganze Welt doch seit Wochen von nichts an-
derem als der Affäre Snowden.

Was beim medialen Hype und der je nach 
Standpunkt unterschiedlich akzentuierten 
Debatte zur Person Snowden (Verbrecher 
oder Held) leicht in Vergessenheit gerät, ist 
der Komplex Datensicherheit, Industriespio-
nage, Schaden für den Einzelnen, für Unter-
nehmen und die Wirtschaft. Und genau das  
Bewußtsein dafür, daß hier vieles  im Argen 
liegt, will der heurige Arbeitskreis der Tech-
nologiegespräche schärfen. Lesen Sie mehr 
dazu  im Heftinneren.
Der Fall Snowden geht aber weit darüber hi-
naus. Er offenbart ein Grunddilemma von 
Demokratie und politischen Eliten: Entweder 
haben sie immer schon von der Ausspähung 
durch das Imperium gewußt. Und durften 
sogar daran partizipieren, abgestuft je nach 
politischer Verläßlichkeit. Ja, vielleicht waren 
sie sogar aktiv daran beteiligt?
Wäre die Entrüstung unserer Tribunen über 
die bösen Amis aber nicht geheuchelt,  
müßten wir uns als mündige Bürger die Frage 
stellen, ob wir nicht das falsche Personal ge-
wählt haben. Denn so naiv kann man nicht 
sein, zumal als „Experte“ (und nur solche fin-
den selbstverständlich den Weg in die höch-
sten Beamtenränge des Landes), nicht davon 
auszugehen, daß alles, was technisch nur ir-
gendwie machbar ist, auch längst Praxis ist, 
bevor die Öffentlichkeit überhaupt jemals 
davon erfährt.
Haben wir demnach nur die Wahl zwischen 
Skylla und Charybdis, zwischen Deppen und 
Lügnern?
Dies wurde zuletzt bis zum Überdruß in den 
Medien diskutiert. Das Unbehagen darüber, 
daß kein Mäuslein durchs Zimmer huschen 
kann, ohne daß Big Brother Kenntnis davon 
bekommt, wenn er nur will, wird noch ein 
paar Tage nachschwingen und je nach poli-
tischem Standpunkt verschieden bewertet. 
Um dann von der Krise um das nächste bank-

rotte EU-Land überdeckt zu werden. Max 
Horkheimer meinte einst zum Konflikt Indi-
viduum-Staat: „Wir werden in Zukunft in 
unseren Gesellschaften Faschismus vermeiden 
können, wir werden aber ein Mehr und Mehr 
an Regelung erleben.“ Ob er dies 40 Jahre 
später  auch noch so optimistisch sehen 
würde?
Entscheidendes wird  jedoch auch künftig nur 
am Rande Bestandteil des politischen Dis-
kurses sein: Daß wir Europäer, vor allem jene 
der befriedeten Provinzen einst  kriegerischer 
germanischer Stämme, seit Ende des Zweiten 
Weltkrieges vitale politische Kategorien, zu-
mal geopolitische, weitgehend aus unserem  
Repertoire  gestrichen haben. Zuerst  freiwil-
lig nach knapp überstandenem Weltenbrand 
und oktroyiert durch die Sieger, später aus 
faktischer Bedeutungslosigkeit. Und Bequem-
lichkeit. Lebt es sich doch gut im Schutz des 
großen Bruders:  wenig Verantwortung – sind 
wir doch neutral als geopolitische Trittbrett-
fahrer. Rüstung? Militär? Erübrigbarer Luxus! 
Bis hin zur alpenländischen Posse, gleich ei-
nen Zivi zum Konkursverwalter dessen zu 
bestellen, was einst ein Heer war. Nach dem 
Motto: „Macht ihr nur die Drecksarbeit, wir 
sorgen (ungefragt) für den Dünkel mora-
lischer Überlegenheit.“ Vielleicht täte es da 
gut, wieder einmal an Carl Schmitt zu erin-
nern:

Dem ist nämlich nichts hinzuzufügen. Auch 
nicht nach 80 Jahren. Auch wenn der Autor 
aktuell außerhalb der wirksamen politisch-
korrekten Traditionen unserer historischen 
Zunft steht.
Schöne und erkenntnisreiche Tage in  Alpbach 
wünscht
Josef Brodacz

„Dadurch, dass ein volk nicht 
mehr die kraft oder den Willen 
hat, sich in der sphäre des Politi-
schen zu halten, verschwindet das 
Politische nicht aus der Welt. es 
verschwindet nur ein schwaches 
volk.“

Der Begriff des Politischen, 1932
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Wenn alles gut geht, könnten die ersten 
Studenten 2015 ihre Doktoratsstu-

dien an der Donau-Universität Krems 
(DUK) beginnen, berichtet Vizerektorin 
Viktoria Weber dem Chemiereport. Zu-
nächst müsse nach der Nationalratswahl am 
29. September das Donau-Universitäts-Ge-
setz geändert werden, um der DUK das Pro-
motionsrecht zu geben, wie Bundeskanzler 
Werner Faymann, Vizekanzler Michael 
Spindelegger und Niederösterreichs Landes-
hauptmann Erwin Pröll Ende Juli angekün-
digt hatten. Im kommenden Jahr könnten 
dann die ersten einschlägigen PhD-Pro-
gramme ausgearbeitet werden und 2015 
starten. Laut Weber kommen dafür nach 
derzeitigem Stand der hausinternen Diskus-
sionen an der DUK vor allem die Bereiche 
Biomedizinische Technologie sowie Weiter-
bildungsforschung infrage. Entschieden sei 
aber noch nichts, auch nicht, „ob wir mit 
einem oder zwei PhD-Programmen starten“. 
Mit einem wahren Massenaufkommen 
neuer Doktoranden ist Weber zufolge nicht 
zu rechnen: Sie geht von „etwa zehn Per-
sonen“ aus. Und die Vizerektorin ergänzt: 
Bis auf weiteres werde das Promotionsrecht 
nicht für die gesamte DUK angestrebt, son-

dern nur für ausgewählte Bereiche. Auch 
gebe es keinerlei Zeitdruck. Die Qualität der 
Angebote stehe jedenfalls im Vordergrund. 

Kooperation statt Konkurrenz 
Gelassen reagiert Weber auf eine Aussendung 
der Österreichischen Universitätenkonferenz 
(UNIKO). Deren Präsident Heinz Schmidin-
ger hatte im Zusammenhang mit dem ange-
kündigten Promotionsrecht für die DUK 
verlautet, „eine derart weitreichende hoch-
schulpolitische Weichenstellung muss in ein 
seriöses Begutachtungsverfahren eingebettet 
sein. Keinesfalls darf politisch erzeugter 
Zeitdruck die sachliche Qualität der Ent-
scheidung beeinflussen“. Daher solle „jeden-
falls die Hochschulkonferenz mit dem 
Thema befasst werden“. 
Webers Kommentar: „Wir sehen das im We-
sentlichen ähnlich wie die UNIKO.“ Die 
DUK betrachte sich nicht als Konkurrenz zu 
den andern Unis. Vielmehr wolle sie mit ihnen 
zusammenarbeiten, wie das ja schon derzeit der 
Fall sei. Beispielsweise bestehe eine Koopera-
tion mit der Universität für Bodenkultur 
(BOKU) in Wien, erläutert Weber: „Die Leute 
absolvieren ihr Studium bei uns und promo-
vieren dann an der BOKU.“ (kf)   z

Donau-Uni Krems 

Doktoranden voraussichtlich ab 2015 

Gratulation, Frau Doktor: Laut Bundesregierung bekommt die Donau-Universität Krems das 
Promotionsrecht. 

In eigener Sache

Abschied  
von Alexander 
Komenda  
Alexander Komenda, Projektmanager des 
Kunststoff-Clusters, ist am 30. Juni im 43. 
Lebensjahr einer schweren Krebs-Erkran-
kung erlegen. Die Kunststoffbranche ver-
liert mit ihm nicht nur einen ausgewiesenen 
Experten und erfahrenen Organisator, son-
dern vor allem einen Menschen, den viele 
für seine offene, herzliche Art geschätzt ha-

ben und mit 
dem viele 
freundschaftlich 
verbunden wa-
ren. Das kam 
nicht von unge-
fähr: Wer mit 
Alexander Ko-
menda zusam-
mengearbeitet 
hat, der wusste, 
dass aus beruf-
licher Koopera-
tion, aus dem 
gemeinsamen 
Vorantreiben 
von Projekten 
bald auch per-

sönliche Freundschaft entstand.  Es war dies 
eine Freundschaft, auf die man zählen 
konnte, die fachliche Ziele nicht verwäs-
serte, die Verbundenheit mit Verbindlich-
keit verband. Sein Humor und seine Ehr-
lichkeit steckten an und blieben auch in 
hektischen Zeiten ein Fels in der Brandung.
Komenda wurde 1971 in Wien geboren 
und absolvierte das Studium der Kunststoff-
technik an der Montan-Universität Leoben. 
Nach verschiedenen Positionen in der 
Kunststoffindustrie trat er Anfang 2006 als 
Projektmanager ins St. Pöltner Büro des 
Kunststoff-Clusters ein. Hier hat er sich vor 
allem als Experte für das aufstrebende Ge-
biet der Biokunststoffe einen Namen ge-
macht und unermüdlich für Know-how-
Aufbau und Vernetzung in der Branche 
engagiert.
Herausgeber und Redaktion des Chemiere-
port, die mit Alexander Komenda in meh-
reren Projekten eng zusammengearbeitet 
haben, sind tief betroffen von seinem allzu 
frühen Tod. Er hinterlässt auch für uns eine 
Lücke, die nicht zu schließen ist.    z
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alexander komenda 
(1971 – 2013)



Wirtschaftsentwicklung bremst Lackindustrie

Innovation als Gegenmittel

Die vorwiegend mittelständisch struktu-
rierte heimische Lackindustrie hat sich in 

den vergangenen Jahren in verschiedenen Ni-
schen gut positionieren können und zuletzt ei-
nen Exportanteil von 49,7 Prozent erzielt. Die 
geringere Nachfrage aus Südeuropa, aber auch 
eine schwache Entwicklung bei den Exporten 
nach Deutschland haben aber insgesamt zu 
einem Rückgang der 2012 erzielten Umsätze 
um 1,9 Prozent auf 413 Millionen Euro und 
der produzierten Menge an Lacken und An-
strichmitteln um 3,5 Prozent auf 145.000 Ton-
nen geführt. Auch für 2013 erwartet sich Fach-
gruppen-Obmann Hubert Culik keine Umkehr 
dieses Trends. Zu den nach wie vor schwachen 
Exportzahlen sei noch eine lange Kälteperiode 
im Frühjahr gekommen, die die Nachfrage 
nach Bautenlacken, Korrosionsschutz und Stra-
ßenmarkierungsfarben gedrückt habe.  

Zukunftsthema Biochemische Lacke
Die Antworten der Lackproduzenten seien 
Produktivitätssteigerungen und das unausge-

setzte Vorantreiben von Innovationen. Neben 
wasserbasierten Beschichtungen (wo man in 
Österreich seit langem zu den Vorreitern 
zähle) und den Früchten der Nanotechnologie, 
die man in den vergangenen Jahren zu nutzen 
gelernt habe, sieht Culik vor allem in Lacken, 
die sich der vielfältigen Eigenschaften von En-
zymen bedienen, enormes Zukunftspotenzial. 
Um auch die Mitarbeiter diesen Anforderun-
gen entsprechend zu qualifizieren, bemüht sich 
die Lackindustrie um die Etablierung eines 
Ausbildungsmoduls zum „Lack- und Anstrich-
mitteltechniker“, das auf den Lehrberufen des 
Chemielaboranten und Chemieverfahrens-
technikers aufbaut. Derzeit wird dies aber in 
den Sozialpartnergesprächen durch Bedenken 
der Arbeitnehmerseite verhindert. Zudem soll 
das österreichische Umweltzeichen, das in der 
Branche in den vergangenen Jahren als Stan-
dard etabliert werden konnte, auf zusätzliche 
Produktgruppen wie Möbel- und Holzbe-
schichtungen für den gewerblichen Bereich 
ausgeweitet werden.  z
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Berufsgruppen-Obmann Hubert Culik (2. v. l.) mit seinen Stellvertretern Albert Keiler (ganz 
links) und Ernst Gruber (2. v. r.) sowie Klaus Schaubmayr (GF der Berufsgruppe im FCIO)
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Hubert Culik übergab 
mit 1. Juli die operative 
Leitung des Lackher-
stellers  Rembrandtin 
an Dietmar Jost und 
Dietmar Holzmann 
und widmet sich künf-
tig als Geschäftsführer 
des zur Ring Internatio-
nal Holding (RIH) ge-
hörenden Rembrand-
t in -Gese l l s cha f t e r s 
Remho verstärkt strate-
gischen Aufgaben. Jost 
war bereits bisher Teil 

des Management-Teams und verantwortete zuletzt als Geschäftsfüh-
rer von Christ Lacke die Stabilisierung des oberösterreichischen 
Mittelständlers. Holzmann stößt von Tiger Coatings, wo er zuletzt 
die Entwicklung von Pulverlacken der Marke „Drylac“ leitete, zur 
Ring-Holding. In der Rembrandtin-Geschäftsführung wird er die 
Technik-Agenden übernehmen.

Der Innsbrucker Chemiker Günther K. 
Bonn hat die A.J.P.-Martin-Medaille er-
halten, die höchste Auszeichnung der 
berühmten britischen Chromatographic 
Society. Sie ist nach dem britischen Che-
miker Archer John Porter Martin be-
nannt, der 1952 gemeinsam mit Richard 
Synge den Nobelpreis für Chemie erhal-
ten hatte, und wird seit 1978 jährlich 
vergeben. Die Träger sind Wissenschaft-
ler, die hervorragende Leistungen auf dem 
Gebiet der Trenntechnologie, vor allem 
der Chromatographie erbracht haben. 
Bonn entwickelt mit seinen Mitarbeitern 
Trägermaterialien, die in modernen 
Chromatographie-Verfahren eine zentrale 
Rolle spielen. Diese eignen sich besonders 
zur Trennung komplexer Stoffgemische, 
wie etwa Eiweißgemischen. Gemeinsam mit Bonn wurde auch der aus 
der ehemaligen Tschechoslowakei stammende Chemiker Frantisek 
Svec geehrt.  

Die EU-Kommission schlug kürzlich einen 
Aktionsplan für die europäische Stahlindustrie 
vor. Diese beschäftigt rund 360.000 Personen, 
produziert jährlich über 177 Millionen Tonnen 
Stahl und ist mit einem Anteil von elf Prozent 
an der globalen Produktion die Nummer zwei 
der Welt. Zurzeit liegt die Nachfrage nach Stahl 
in Europa allerdings um rund 27 Prozent unter 
dem Vorkrisenniveau. Auch sank die Beschäf-
tigung in der Branche während der Finanz- 
und Wirtschaftskrise um rund zehn Prozent. 

Im Rahmen des Aktionsplans will die EU-Kommission nun die bürokra-
tischen Belastungen für die Stahlkocher durchforsten und, wo möglich, 
abbauen. Auch sollen Anreize zur Steigerung der Stahlnachfrage gesetzt 
sowie Maßnahmen gegen unfairen Wettbewerb aus Drittstaaten wie den 
USA und China ergriffen werden. Überdies will die Kommission auch 
ihre Energie- und Klimapolitik unter die Lupe nehmen und Wettbe-
werbsnachteile gegenüber anderen Wirtschaftsregionen im Rahmen des 
Möglichen ausgleichen. Mittels geeigneter Förderungen sollen „For-
schung und Entwicklung (FuE) deutlich stärker vorangetrieben“ werden 
als bisher, ließ die Kommission per Aussendung wissen. Details zum 
Aktionsplan sind unter http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-13-
523_de.htm?locale=en verfügbar. 

Die Ethylen-Pipeline Süd 
(EPS) zwischen dem  baye-
rischen Münchsmünster 
und Ludwigshafen hat ih-
ren Betrieb aufgenommen. 
Die Rohrleitung schließt 
das bayerische Chemiedrei-
eck an das nordwesteuropä-
ische Ethylen-Pipeline-
Netzwerk an und gestattet 
den Austausch des wich-
tigen Grundstoffs von den 
Niederlanden bis an die ös-
terreichische Grenze. 
Durch den Anschluss an 
den Verbund könne man 
den Wettbewerbsnachteil der Insellage der bayerischen Standorte be-
seitigen,  kommentiert  Manfred Leitner, Vorstandsdirektor für Raffi-
nerien & Marketing der OMV, die Vorteile der EPS. Die OMV ist 
eines von sieben Unternehmen, die sich für die Realisierung der Pipe-
line zusammengeschlossen haben.

Neue Geschäftsführung bei 
Rembrandtin    

A.J.P.-Martin-Medaille  
für Günther K. Bonn

Aktionsplan für Stahlindustrie Ethylen-Pipeline Süd geht  
in Betrieb
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europäische Bedeutung: Auch EU-
Kommissar Günther Oettinger (3. v. l.) 
nahm an der Eröffnung der Ethylen-
Pipeline Süd teil. 

höchste auszeichnung: 
Der Innsbrucker Chemiker 
Günther K. Bonn hat Her-
vorragendes auf dem Ge-
biet der Chromatographie 
geleistet. 

© Stahl-Zentrum/HKM

Dietmar Jost (links) und Dietmar holz-
mann sind neue Geschäftsführer von 
Rembrandtin.
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Mit der Siegerehrung am 16. Juni endete der diesjährige Bundes-
wettbewerb der Österreichischen Chemie-Olympiade. Zwei 

Wochen lang hatten sich 24 Teilnehmer, die sich zuvor in Schul- und 
Landeswettbewerben qualifiziert hatten, am Wiedner Gymnasium 
(an dem auch die Sir-Karl-Popper-Schule angesiedelt ist) in Wien 4 
zu Training und Abschlussbewerb eingefunden. Was dabei an Auf-
gaben gestellt wurde, würde wohl so manchem ausgebildeten Chemi-
ker die Schweißperlen auf die Stirn treiben: Auf den Spuren einer 
alten Alchimisten-Rezeptur fragte der theoretische Teil nach den 
Schritten einer vielstufigen Synthese, die von Kupfervitriol, Mauer-
salpeter und Pottasche letztlich zu „Aqua fortis“, also Salpetersäure, 
führte. Im experimentellen Teil hatten die Schüler Aufgaben der 
qualitativen und quantitativen Analyse zu lösen, maßen die spezi-
fische Leitfähigkeit von Elektrolyten und synthetisierten 1,2,3,4-Te-
trahydrocarbazol.
Den Gesamtsieg holte sich Felix Eder, Schüler des Bundesgymnasi-
ums 19 in der Gymnasiumstraße in Wien. Unter den vier Besten, die 
im Juli am internationalen Bewerb in Moskau antraten, waren auch 
Martin Reiterer aus Meran, Felix Frank aus Wien und Paul Türtscher 
aus Innsbruck. Peter Lieberzeit, Professor für Analytische Chemie an 

der Universität Wien, sprach bei seinem Festvortrag die Bedeutung 
der Chemie-Olympiade, gerade für die Motivation von Schülern, ein 
Chemie-Studium zu beginnen, an.  Die Siegerehrung selbst wurde 
von Karl Havlicek vom Bundesministerium für Unterricht, Kunst 
und Kultur vorgenommen.  z

MEnschEn & MäRkTE

Bereits zum 12. Mal hat der Verband der Chemielehrer Österrei-
chs (VCÖ) einen Projektwettbewerb ausgeschrieben, bei dem 

Klassen von Haupt-, Neuen Mittel- und Polytechnischen Schulen 
sowie der AHS-Unterstufe dazu aufgerufen wurden, gemeinsam mit 
ihren Chemielehrern ein Thema umfassend und fächerübergreifend, 

vor allem auf der Grundlage eigenständiger Schülerexperimente zu 
erarbeiten. Im Schuljahr 2012/13 wurde dazu das Motto „Mit Che-
mie vom Rohstoff zum Werkstoff“ ausgegeben, das zahlreiche An-
knüpfungspunkte in Lehrplan und Alltag bereithielt. Die Klassen 
waren aufgefordert, den gesamten Lebenszyklus eines bestimmten 
Werkstoffs von der Rohstoffgewinnung über Herstellung, Verarbei-
tung und Gebrauch des Materials bis hin zu Recycling und Wieder-
verwertung zu beleuchten. 
Rund 16.000 Schüler sowie 550 betreuende Lehrer nahmen am 
diesjährigen Bewerb teil, insgesamt zwölf Beiträge stammten aus 
Schulen benachbarter Länder wie Deutschland, Liechtenstein, 
Serbien, der Slowakei und Ungarn. „Die Projektarbeiten waren von 
hoher Qualität und die große Beteiligung zeigt, dass die Ziele des 
Projektwettbewerbs mehr als nur erreicht wurden“, stellt VCÖ- 
Präsident Ralf Becker fest. Von Jänner bis Ende März hatten die 
Schüler Zeit, ihre Projektarbeit abzuschließen und ihre Dokumenta-
tionsmappe mit ihren Arbeitsergebnissen einzureichen. Bereits Ende 
April fand im Rahmen des Wettbewerbs eine Preisverleihung von 
insgesamt 33 Sonderpreisen zu je 700 Euro in Klagenfurt statt.
Am 7. Juni kam es nun in den Räumlichkeiten der Wirtschaftskam-
mer zur Vergabe von zehn Hauptpreisen in Form eines Geräte- und 
Chemikaliengutscheins in der Höhe von je 2.000 Euro. Unter den 
Sponsoren waren der Fachverband der chemischen Industrie, der 
ecoplus Kunststoff-Cluster, das Wissenschafts-, das Unterrichts-, das 
Umwelt- und das Verkehrsministerium sowie die Unternehmen 
BASF und Lanxess.  z

Chemie-Nachwuchs (1) 

Oberklasse im Klassenbewerb

siegerehrung des Bundeswettbewerbs der Österreichischen 
 chemie-Olympiade im Festsaal der Uni Wien

Übergabe der hauptpreise des schülerwettbewerbs in den Räum-
lichkeiten der Wirtschaftskammer

Chemie-Nachwuchs (2)

Olympiade der Besten

© Lanxess AG/APA-Fotoservice/Schedl

© Sir Karl Popper Schule/Wiedner Gymnasium
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„Ehestmöglich“ will die In-
terseroh Austria (ISA) die 
Zulassung als Sammel- und 
Verwertungssystem für Ver-
packungsabfälle aus Haus-
halten beantragen. Das teilte 
Geschäftsführer Franz Sau-
seng dem Chemiereport auf 
Anfrage mit. Im Juli beschloss 
das Parlament die Öffnung 
des Marktes für derartige Ver-
packungen per 1. Jänner 2015. 
Die Details werden mit einer 
neuen Verpackungsverord-
nung geregelt, die das Umwelt-
ministerium derzeit ausarbei-
tet. Sie könnte noch im Herbst 
vorliegen. Zurzeit sammeln 
und verwerten ausschließlich 
die Altstoff-Recycling Austria 
AG (ARA), die Austria-Glas-
Recycling-GmbH (AGR) so-

wie die Öko-Box-Sammel GmbH Verpackungen, die in Haushalten 
anfallen. Das Volumen dieses Marktes wird auf rund 160 Millionen 
Euro pro Jahr geschätzt, das des Marktes für Gewerbeverpackungen 
dagegen nur auf rund ein Zehntel dieses Werts. 
Verpackungen, die im Gewerbe anfallen, dürfen von mehreren Syste-
men gesammelt werden. Entsprechende Berechtigungen haben unter 
anderem die ARA und die Galle Umwelttechnik GmbH (GUT). Ab 1. 
August ist auch die zur deutschen Alba-Group gehörende ISA wieder 
mit dabei. Ihrer Zulassung zum Markt war ein jahrelanger Rechtsstreit 
vorausgegangen. Am 3. November 2008 hatte das Umweltministerium 
die seit 1997 bestehende Sammel- und Verwertungsberechtigung der 
damaligen EVA nicht verlängert. Konkret hieß es in seinem Bescheid: 
„Soweit der Antrag die Sammlung und Verwertung von haushaltsnah 
anfallenden Verpackungsabfällen umfasst, wird er abgewiesen.“ Einer 
Beschwerde der EVA gegen diesen Bescheid erkannte der Verwaltungs-
gerichtshof (VfGH) aufschiebende Wirkung zu und ermöglichte ihr 
damit, weiter tätig zu sein. Mit Entscheidung vom 28. Februar 2013 
wies er die Beschwerde jedoch endgültig ab. Im Wesentlichen argumen-
tierte der VwGH, die mittlerweile in Interseroh Austria umbenannte 
EVA habe nicht nachgewiesen, über ausreichende Sammelkapazitäten 
für Verpackungen aus Haushalten zu verfügen. 
Die ISA stellte daraufhin Mitte April einen neuen Antrag auf Geneh-
migung eines Systems für gewerblich anfallende Verpackungen. Dabei 
nahm sie im Kleingewerbe anfallende Verpackungen ausdrücklich aus. 
Den Wunsch, einige weitere Packstoffgruppen wie Glas und Keramik 
zu betreuen, zog sie nach Bedenken des Amtssachverständigen zurück, 
um die grundsätzliche Zulassung als Sammel- und Verwertungssystem 
so schnell wie möglich wieder zu bekommen.    z    

Interseroh-austria-Geschäftsführer 
Franz sauseng: „Ehestmöglicher“ Ein-
stieg in den Haushaltsmarkt geplant 
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Auch Haushaltsmarkt im Visier 
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Helmut Miernicki wurde für weitere fünf 
Jahre als Geschäftsführer der ecoplus be-

stellt. Der Jurist, der die Geschicke der Wirt-
schaftsagentur des Landes Niederösterreich be-
reits seit zehn Jahren leitet, ist als bester Bewerber 
aus einem Hearing hervorgegangen. Erforder-
lich wurde die Neuausschreibung nach zehnjäh-
riger Amtszeit durch das Stellenbesetzungsge-
setz. Die nun erfolgte Weichenstellung setzt auf 
Kontinuität in der Leitung der ecoplus. Mierni-
cki zeigte sich in einem ersten Statement erfreut, 
die Arbeit mit seinem Team fortsetzen zu kön-
nen, Wirtschaftslandesrätin Petra Bohuslav 
stellte sich mit Gratulationen ein.
Unter Miernickis Ägide wurden die Kernkom-
petenzen der ecoplus in den drei Unterneh-
mensbereichen „Projekte & Impulse“, „Unter-
nehmen & Technologie“  und „Standort & 
Service“ gebündelt und die in Letzterem kon-
zentrierten Betriebsansiedlungsaktivitäten neu 
strukturiert. Ebenso kam es in den vergangenen 
zehn Jahren zur Gründung von Cluster-Initiati-
ven in den Bereichen Bau/Energie/Umwelt, 
Kunststoff, Lebensmittel, Logistik und Mecha-
tronik sowie zur Entwicklung von vier Techno-
pol-Standorten in Krems, Tulln, Wiener Neu-
stadt und Wieselburg.   z

Das Wiener Biotechnologie-Unternehmen 
Marinomed hat antivirale Nasensprays 

gegen Schnupfen, Influenza und Erkältungen 
bei Kindern sowie antivirale Lutschpastillen 
und ein Rachenspray gegen virale Halsentzün-
dungen für den chinesischen Markt auslizen-
ziert. Lizenznehmer soll ein großer Pharma-
konzern mit Sitz in Europa sein – um welches 
Unternehmen es sich handelt, wurde nicht 
bekannt gegeben. „China ist der drittgrößte 
Pharmamarkt der Welt. Hier unser gesamtes 
Produktportfolio auf einen Schlag zu lizenzie-
ren, ist ein wichtiger Beitrag zu unserem 
schnell wachsenden Vertriebsnetzwerk“, kom-
mentiert Marinomed-CEO Andreas Grassauer 
den Deal. 
Alle Produkte des Portfolios wurden auf der 
Grundlage der unternehmenseigenen Techno-

logie-Plattform „Mavirex“ entwickelt, die die 
antiviralen Eigenschaften von Carragelose 
nutzt. Das aus Rotalgen gewonnene Polymer 
umhüllt angreifende Viren und verhindert ein 
Andocken und Eindringen in Zellen der 
Schleimhäute. Zusätzlich wird durch den ho-
hen Wassergehalt der Carragelose  ein schüt-
zender Feuchtigkeitsfilm auf den Schleimhäu-
ten gebildet.
In klinischen Studien konnte die Wirkung der 
Nasensprays auf unterschiedliche Rhino-, Co-
rona- oder Influenzaviren und eine signifikant 
kürzere Erkrankungsdauer bei Erkältungen 
gezeigt werden. Das Nasenspray gegen 
Schnupfen ist bereits in 41 Ländern zugelassen. 
Bei  den Lutschpastillen und dem Rachenspray 
handelt es sich um die jüngsten Produkte im 
Marinomed-Portfolio.  z

ecoplus-Geschäftsführung

Helmut Miernicki für weitere fünf Jahre bestätigt
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Marinomed-ceO andreas Grassauer konnte 
einen großen Lizenz-Deal für den chinesi-
schen Markt an Land ziehen.

Wirtschaftslandesrätin Petra Bohuslav gratuliert Helmut Miernicki.

Marinomed schließt Lizenzvereinbarung

Nasenspray für China
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Über sieben Milliarden Menschen bevöl-
kern heute die Erde, in etwa 40 Jahren 

werden es neun Milliarden sein. Schon jetzt 
stehen wir vor großen Herausforderungen: 
Im Bewusstsein um die immer knapper wer-
denden Ressourcen arbeiten Politik, Wissen-
schaft und (chemische) Industrie an neuen 
Lösungen für aktuelle Probleme. Denn: Alle 
Menschen haben ein Recht auf hohe Lebens-
qualität. Neben wertvollen Lebensmitteln 
und sicherer medizinischer Versorgung gehö-
ren auch leistbare Energieversorgung, Mobi-
lität und eine intakte Umwelt dazu. 

Die chemische Industrie bietet Lösungen für 
die weltweiten Herausforderungen und glo-
balen Megatrends. Österreichs Chemieunter-
nehmen können dazu viel Know-how und 
wichtige Innovationen beisteuern. Darin 
liegt letztendlich auch die Chance für die 
Zukunft der Betriebe und für den Wirt-
schaftsstandort Österreich. Versteht man 
Nachhaltigkeit als gelungenes Zusammen-
spiel von sozialer Gerechtigkeit, ökono-
mischer Klugheit und ökologischer Achtsam-
keit, wird klar: Dank ihrer Innovationskraft 
gehört die chemische Industrie zu den 

Schlüsselfaktoren für eine nachhaltige, global 
erfolgreiche Zukunftsstrategie. 

Die innovativen Produkte der chemischen 
Industrie sind es, denen wir schon heute un-
seren energiesparenden Lebensstil, die sichere 
Versorgung mit Trinkwasser und Medika-
menten sowie sparsame Autos und langlebige 
Infrastrukturbauten verdanken. Die Wissen-
schaft bestätigt dies: Chemieprodukte sparen 
mehr als doppelt so viele Emissionen ein, als 
ihre Produktion ursprünglich verursacht hat, 
zeigt eine vom Öko-Institut Freiburg ge-
prüfte Studie des Beratungsunternehmens 
McKinsey. Betriebe der heimischen Chemie-
industrie zeichnet ein ganzheitliches Ver-
ständnis von Nachhaltigkeit aus, das sie auch 
im Produktionsprozess umsetzen. Dazu ge-
hört der effiziente Einsatz von Ressourcen: 
von der Rohstoffgewinnung über die Roh-
stoffverarbeitung,  in der Produktion und 
Anwendung des Produktes bis hin zu seiner 
Haltbarkeit und möglichen Entsorgung. In 
all diesen Bereichen ist Ressourceneffizienz 
ein wichtiges Thema. Im Rahmen des che-
miespezifischen Nachhaltigkeitsprogramms 
„Responsible Care“ lassen Unternehmen ihre 

Produktionsweise freiwillig von externen Ex-
perten überprüfen und optimieren. Der 
Schutz von Mensch, Umwelt und Rohstoffen 
steht dabei an erster Stelle. Zudem beteiligen 
sich viele Unternehmen an branchenspezi-
fischen Corporate Social Responsibility- und 
Umweltprogrammen. 

Damit die heimische Chemieindustrie weiter-
hin auf diesem hohen Niveau arbeiten und 
ihre gestaltende Rolle für eine nachhaltige 
 Entwicklung vom Standort Österreich aus 
wahrnehmen kann, braucht sie geeignete Rah-
menbedingungen. Sie benötigt ein unterneh-
mer- und forschungsfreundliches Umfeld, so-
wie naturwissenschaftlich ausgebildete 
Arbeitskräfte. Nur so kann die Chemieindus-
trie als drittgrößter Industriezweig unseres 
Landes ihre Kraft als Innovationsmotor für die 
österreichische Wirtschaft voll entfalten, wei-
terhin sichere und zukunftsträchtige Arbeits-
plätze schaffen und nachhaltig dazu beitragen, 
dass Österreich im Bereich der Zukunftstech-
nologien wettbewerbsfähig bleibt.  z

     

Globale Herausforderungen nachhaltig meistern

chemie ist die Lösung
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Ausgewählte Beispiele, wie Chemiepro-
dukte unser Leben nachhaltiger gestalten. 
n  Dank verbesserter Hygiene und medizi-

nischer Versorgung stieg die Lebenser-
wartung in Österreich seit 1959 von 
64,5 auf 80 Jahre. 

n  Mit effektiven Waschmitteln können die 
österreichischen Haushalte 89 Millio-
nen Kilowattstunden Strom pro Jahr 
sparen. Sofern sie hundert Wasch-
gänge mit 30 statt 40 Grad waschen. 

n  Ohne Intensivierung der Landwirtschaft 
müssten jährlich 1,76 Milliarden 
Hektar Ackerland zusätzlich in Kultur 
genommen werden, um die Weltbevöl-
kerung zu ernähren. 

n  Mit jedem Liter Öl, aus dem Styropor 
für Dämmplatten hergestellt wird, kön-
nen bis zu 200 Liter Öl durch geringe-
ren Heizaufwand eingespart werden.

n  Kunststoffe machen Autos immer 
 leichter: 10 Prozent weniger Gewicht be-
deuten 3,5 Prozent weniger Kraftstoffver-
brauch. 

n  Antifouling-Farben schützen nicht nur 
vor Korrosion. Sie verhindern auch, dass 
sich Muscheln und Algen am Schiffs-
rumpf festsetzen, der Strömungswider-
stand wird so verringert. Das senkt den 
Treibstoffverbrauch um 29 Prozent.

www.fcio.at

Wussten sie, dass... 

Die chemische Industrie trägt maßgeblich 
dazu bei, globale Herausforderungen zu 
bewältigen – von der Ernährung der Welt-
bevölkerung bis zum Klimawandel. 
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OFFen GesaGt

„Die chemische 
Industrie spürt 

nach wie vor den 
Gegenwind der 

schwachen Kon-
junktur in Europa.“ 

CEFIC-Präsident Kurt 

Bock

„Ich habe ein 
besonderes Ver-
hältnis zu Holz. 
Ich heize damit 
und gehe oft im 
wunderschönen 

Lärchenwald nahe 
meines Heimator-

tes spazieren.“  
Wissenschaftsminister Karlheinz Töchterle

„Papier wird nicht zuletzt auch aufgrund 
seiner emotionalen Komponente seine 

starke Anziehungskraft nicht nur behalten, 
sondern sogar verstärken.“ 

Austropapier-Präsident Wolfgang Pfarl 

„Die Bezeichnung 
‚Bio‘-Sprit ist ebenso 

beschönigend wie 
der selbst verliehene 
Titel ‚Lebensministe-

rium‘.“
Karin Kadenbach,  EU-

Parlamentarierin der SPÖ

„Diese Vorhaltungen 
sind so alt wie die Er-

mittlungen selbst.“
ARA-Vorstand Christoph 

Scharff zu einer formel-

len Mitteilung der EU-

Kommission, die seinem 

Unternehmen Wettbe-

werbsbehinderung vorwirft.

„Holz wird zurzeit meistens als Brennstoff 
eingesetzt. Damit haben wir sicher noch nicht 
die richtige Verwendung für diesen wertvollen 

Rohstoff.“ 
Erich Wiesner, Leiter des Arbeitskreises Forschung und Nor-

mung der Kooperationsplattform Forst Holz Papier (FHP)

„Die Abfallwirt-
schaftsverbände 

stellen gemeinsam 
mit den Städten 
und Gemeinden 

sicher, dass in 
der Verpackungs-

sammlung die 
bewährten Struk-

turen weiterbestehen und für den Haushalt 
vor Ort das hohe Qualitätsniveau erhalten 

bleibt.“ 
Bürgermeister Josef Moser, Obmann der ARGE 

österreichischer Abfallwirtschaftsverbände, zur 

 Novelle des Abfallwirtschaftsgesetzes                

„Insgesamt sind kaum gesundheitliche  
Folgeschäden des Reaktorunfalls  

von  Fukushima Daiichi zu erwarten.  
Es wurden nur sehr geringe  

Mengen an radioaktiven Materialien 
 emittiert.“

Robert P. Gale, britisch-amerikanischer Strahlen-

mediziner, bei einem Vortrag an der Österreichi-

schen Akademie der Wissenschaften  
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„Unrunde“ der Metaller 
Gut möglich, dass das Gesprächsklima zwischen dem Fachverband 
Maschinen- und Metallwarenindustrie (FMMI), dem größten 
Fachverband der österreichischen Industrie, sowie den Gewerk-
schaften PRO-GE und GPA-djp schon einmal besser war. Der 
aktuelle Zores: Wie jedes Jahr stehen die Kollektivvertragsver-
handlungen an. Und wie schon 2012 will der FMMI auch heuer 
nur direkt verhandeln und lehnt eine Neuauflage der traditio-
nellen „Metallerrunde“ ab. „Die ‚Metallerrunde‘ ist Geschichte, 
für einen Kuhhandel sind wir nicht zu haben“, verlautete Obmann 
Christian Knill kürzlich per Aussendung. Für die Gewerkschaften 
wiederum kommt das nicht infrage. Sie sehen die Direktverhand-
lungen von 2012 gewissermaßen als einmaligen „Ausrutscher“ und 
wollen die Metallerrunde wiederbeleben. „Der Kollektivvertrag 
wird zwischen den beiden Gewerkschaften und den sechs Fach-
verbänden gemeinsam abgeschlossen. Diese Vertragsgemeinschaft 
soll auch weiterhin so bleiben“, verlauteten die Chefverhandler 
Rainer Wimmer (PRO-GE) und Karl Proyer (GPA-djp). 
Die aktuelle „Unrunde“ der Metaller ist indessen schwerlich 
mehr als das Imponiergehabe, das im Vorfeld der Verhand-
lungen seine gute Tradition hat und das vor der Nationalrats-
wahl möglicherweise etwas ausgeprägtere Züge annehmen 
könnte als in „normalen“ Jahren. Denn beide Seiten wissen: 
Selbst wenn sie kurzfristig nicht miteinander können – ohne 
einander geht gar nichts. z

Allianzen  
Sollte Bundeskanzler Werner Faymann seine Idee einer „Anti-Atom-
Allianz“ mit Deutschland, Dänemark und Luxemburg ernst meinen, 
wäre es nicht der erste derartige Anlauf. Ende Mai 2011, zweieinhalb 
Monate nach dem Reaktorunfall im japanischen Kraftwerk Fuku-
shima Daiichi, initiierte Umweltminister Nikolaus Berlakovich eine 
ebenfalls als „Anti-Atom-Allianz“ titulierte Partnerschaft, zu der er 
unter anderem seinen damaligen griechischen Kollegen einlud. Nun 
lässt sich diskutieren, ob nicht die laufende finanzielle Kernschmelze 
in Griechenland mehr Schaden in Europa anrichtet, als es die seiner-
zeitige Kernschmelze in den Reaktorblöcken von Fukushima je 
könnte. Schwer bestreiten lässt sich dagegen, dass Berlakovichs Initi-
ative bis dato offenbar keine Resultate erbrachte, die die gesteigerte 
Aufmerksamkeit des Bundeskanzlers auf sich gezogen hätten, von 
jener einer breiteren Öffentlichkeit ganz zu schweigen. Abgesehen 
von einer nie veröffentlichten „gemeinsame Erklärung“, in der laut 
Aussendung des Ministeriums die damals seitens der EU-Kommis-
sion bereits angekündigten Stresstests sowie „die Umstellung von 
Atomkraft auf erneuerbare Energien“ gefordert wurden, wurden bis 
dato keinerlei Ergebnisse bekannt. Auch ist klar: Die Gremien der 
Europäischen Union haben kraft geltender Rechtslage keine wie 
immer gearteten Kompetenzen, einem Mitgliedsstaat vorzuschreiben, 
wie er in Sachen Kernkraft zu verfahren hat. Wer will, wird diese 
nutzen, wer nicht, wird es nicht tun, Allianzen pro und kontra hin 
oder her.  z
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Niemand kann einem Start-up versichern, 
dass ein für ein Produkt bzw. eine Dienst-

leistung eingesetztes Zeichen nicht in Rechte 
Dritter eingreift. Erstens gibt es zahlreiche 
Rechte, mit denen das Start-up-Kennzeichen 
kollidieren kann, wie Marken, Namen und sons-
tige Unternehmenskennzeichen bis zu Buchti-
teln und Urheberrechten. Zweitens wird in der  
„globalisierten Welt“ nahezu jede Leistung im 
Internet beworben und daher gekennzeichnet, 
doch ist beispielsweise das Markenrecht primär 
nationalstaatlich verankert: Eine Kennzeichen-
verwendung kann in einem Staat eine Verlet-
zung, in einem anderen dagegen „frei“ sein. 
Drittens lässt sich der Rechtebestand nicht mit 
Sicherheit klären, weil nicht alle Kennzeichen in 
Registern eingetragen sind und die Register Mo-
nate hinter dem Rechtsbestand herhinken. Be-
vor ein Start-up seine Leistung unter einem 
Kennzeichen auf den Markt bringt, sollte es si-
cherstellen, dass das Risiko, in Rechte Dritter 
einzugreifen, möglichst gering ist, und damit am 
besten einen Markenspezialisten beauftragen. 

Dass das Verletzungsrisiko nicht auf die leichte 
Schulter genommen werden sollte, zeigen die 
weitgehenden und größtenteils verschuldensun-
abhängigen Rechtsfolgen z. B. einer Marken-
rechtsverletzung in Österreich: Der Rechteinha-
ber hat Anspruch auf Unterlassung und 
Beseitigung, sodass unter Umständen die ge-
kennzeichneten Produkte, Werbematerialien 
und dgl. zu vernichten sind. Weiters kann der 
Rechteinhaber für bereits erfolgte Benutzung 
„Lizenzgebühren“ verlangen, egal, ob dem Ver-
letzer der Markenrechtseingriff bewusst war 
oder sein musste. Der Verletzte kann unter an-
derem weiters verlangen, dass das Urteil in Me-
dien veröffentlicht wird und die Kosten dafür 
der Verletzer zu tragen hat. Trifft den Verletzer 
ein Verschulden an der Markenverletzung, kön-
nen umfassende Schadenersatzansprüche gel-
tend gemacht werden. Daneben kann natürlich 
der Imageschaden für den Verletzer enorm sein.

Schutz von Zeichen
Andererseits muss ein Start-up danach trachten, 
das entwickelte Kennzeichen umfassend gegen 
potenzielle Konkurrenten zu schützen. Jedem 
Start-up ist zu raten, sich frühzeitig auch um die 
Schutzmöglichkeit bzw. den Schutz seiner Kenn-
zeichen zu kümmern. Red Bull etwa achtete von 
Beginn an auf umfassenden Schutz aller Zeichen, 
vom Wortzeichen „Red Bull“ über die Grafiken 
bis zu den Farben der Dosen und den Werbe-
slogans. Diese Rechte wurden auch rigoros 
durchgesetzt und haben es ermöglicht, Konkur-
renten auf dem Energy-Drink-Markt zumindest 
zurückzudrängen. Ein Negativbeispiel ist Apple, 
das sich nicht ausreichend um die Markenrechte 
für iPad in China gekümmert hatte. In der Folge 
untersagten Dritte dessen Vertrieb.
Der große Vorteil des Markenrechts gegenüber 
Nichtregisterrechten ist, dass eine Behörde ih-
rem Inhaber sein Recht zumindest bescheinigt. 
Damit hat der Markeninhaber eine „amtliche 
Urkunde“, um (potenziellen) Verletzern mit 
oben erwähnten Rechtsfolgen zu drohen. Das 

Kennzeichenrecht für Start-ups  

Fallen und Stricke 

„verletzungen von 
kennzeichenrechten 
können zu umfas-
senden ansprüchen 
führen“.

komplexe rechtslage: Start-ups können 
sich auch unabsichtlich im Markenrecht 
verstricken. 

Kennzeichen von Start-ups müssen vor Trittbrettfahrern geschützt werden. Allerdings können 
sie in Rechte Dritter eingreifen. In jedem Fall ist Vorsicht geboten. 
 
 Ein Beitrag von Dr. Max W. Mosing

©
 m

ah
ey

 –
 F

ot
oli

a.
co

m



chemiereport.at  AustrianLifeScience 5/2013 | 17

reicht oft schon aus, um Konkurrenten zu ver-
schrecken.

Markensysteme in Österreich
In Österreich bestehen drei parallele Marken-
rechtssysteme, nämlich die nationale Marke, die 
Gemeinschaftsmarke und die internationale 
Marke. Das schutzsuchende Start-up muss an-
hand der eigenen Leistung, der zu erwartenden 
Internationalität und dem zur Verfügung ste-
henden Budget entscheiden, welches oder wel-
che der Systeme es nutzt. Oft ist die richtige 
Wahl nicht einfach und kann einigen Bera-
tungsaufwand verursachen. Das Markenrecht 
ist ein Registerrecht, ist also von der Eintragung 
in Register abhängig. Jeweils haben entspre-
chende Anträge an die zuständigen Behörden zu 
erfolgen: in Österreich beim Österreichischen 
Patentamt, für die Gemeinschaftsmarke beim 
Harmonisierungsamt im spanischen Alicante, 
und das Internationale Markenrecht wird über 
die WIPO in Genf abgewickelt. 

Marke und deren Verletzung
Wenn von einer Marke im rechtlichen Sinne 
gesprochen wird, versteht man darunter ein 
Zeichen, welches für bestimmte Waren und/
oder Dienstleistungen (WaDi) geschützt ist. 
Der Begriff „Marke“ wird aber auch unscharf 
für das Zeichen, das durch die Marke geschützt 
wird, verwendet. Der Umfang des WaDi ist 
für den Schutzumfang, aber auch die Gebüh-
renhöhe von Bedeutung. Hinzuweisen ist auf 
das Benutzungsgebot, wonach jedermann eine 
Löschung beantragen kann, wenn die Marke 
nicht nach fünf Jahren für die eingetragenen 
WaDi ernsthaft benutzt wird.  
Marken(zeichen) können grundsätzlich alle 
Zeichen sein, die sich grafisch darstellen lassen, 
insbesondere Wörter einschließlich Personen-
namen, Abbildungen, Buchstaben, Zahlen 
und die Form oder Aufmachung der Ware, 
soweit solche Zeichen geeignet sind, Waren 
oder Dienstleistungen eines Unternehmens 
von denjenigen anderer Unternehmen zu un-
terscheiden. Die demonstrative Aufzählung 
eröffnet die Möglichkeit, Markenschutz für 
jede denkbare Form von Zeichen zu erlangen, 
wie etwa Farb-, Klang-, Fühl- oder Geruchs-
marken. Damit muss das Start-up zwischen 
den verschiedenen Marken(zeichen)möglich-
keiten wählen. 
Aber nicht jedes Zeichen kann zur Marke wer-
den: Gerade im Start-up und insbesondere im 
Pharmabereich wird danach getrachtet, mög-

lichst beschreibende Zeichen zu Marken zu 
machen. Dem steht aber entgegen, dass Zei-
chen, die rein beschreibend sind bzw. nicht 
geeignet sind, die Leistungen eines Unterneh-
mens von jenen anderer zu unterscheiden, von 
der Markenregistrierung ausgeschlossen sind. 
Wie schon oben angedeutet, gewährt das Mar-
kenrecht dem Inhaber – vorbehaltlich der Wah-
rung älterer Rechte – ein Ausschließungsrecht. 
Es verbietet Dritten, ohne Zustimmung im ge-
schäftlichen Verkehr ein mit der Marke gleiches 
Zeichen für Waren oder Dienstleistungen zu 
benutzen, die mit denjenigen gleich sind, für die 
die Marke eingetragen ist („Doppelidentität“). 
Weiters verbietet es, ein mit der Marke gleiches 
oder ähnliches Zeichen für gleiche oder ähnliche 
Waren oder Dienstleistungen zu benutzen, 
wenn dadurch für das Publikum die Gefahr von 
Verwechslungen besteht, was einschließt, dass 
das Zeichen mit der Marke gedanklich in Ver-
bindung gebracht wird. Drittens kann der Inha-
ber einer „bekannten Marke“ Dritten verbieten, 
ohne seine Zustimmung ein gleiches oder ähn-
liches Zeichen zu benutzen, unabhängig von der 
Waren- bzw. Dienstleistungsähnlichkeit, wenn 
die Benutzung die Unterscheidungskraft oder 
die Wertschätzung der Marke ohne rechtferti-
genden Grund in unlauterer Weise ausnutzt 
oder beeinträchtigt. Daher konnten die „Boss“-
Zigaretten verboten werden.
Aber zu bekannt kann auch schädlich sein: 
Wird eine Marke zu einem gänzlich generischen 
Begriff, so verliert es mangels Erfüllbarkeit der 
obgenannten Markenfunktionen den Marken-
schutz – so geschehen bei Sony‘s Walkman.    z

Dr. Max W. Mosing, LL.M., LL.M., ist 
Rechtsanwalt und Partner der Gassauer-
Fleissner Rechtsanwälte GmbH,  
Wallnerstraße 4, 1010 Wien,  
www.gassauer.at 
Kontakt: m.mosing@gassauer.at,  
01/20 52 06-150
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Sie schrieben im Jahresbericht 2012 des 
FCIO: „Ohne eine vorausschauende In-
dustriepolitik werden Wachstum und Be-
schäftigung beeinträchtigt, der Industrie-
standort Österreich gefährdet.“ Hat die 
Bundesregierung in der zu Ende gehenden 
Legislaturperiode eine vorausschauende 
Industriepolitik betrieben? 
Ohne in Tränen und Schmerz auszubrechen: 
Nicht einmal unsere ohnehin nicht großen Er-
wartungen wurden erfüllt. Österreich hinkt 
ständig hinterher und verliert kontinuierlich an 
Wettbewerbsfähigkeit. Das zeigen auch die re-
lativ objektiven Rankings. Die Industrie im 
Allgemeinen und die chemische Industrie im 
Besonderen machen ihre Hausaufgaben, ex-
portieren mehr, investieren und entwickeln 
Innovationen. Wo es hapert, sind die staats-
nahen Bereiche – die Industriepolitik, die 
Wirtschaftspolitik, die Energiepolitik, die 
mangelnden Reformen. In der Steuerpolitik 
liegen wir noch ganz gut. Wenn aber die Re-
gierung bei der Gruppenbesteuerung, beim 
Stiftungsrecht oder bei der Finanztransaktions-
steuer eingreift, verlieren wir noch weiter an 
Wettbewerbsfähigkeit. Das Stiftungsrecht ist 
nicht mehr eines der besten in Europa. Die 
Finanztransaktionssteuer, die wahrscheinlich 
ohnedies nicht in der angedachten Form 
kommt, wird für den Kapitalmarkt noch ein-
mal ein wesentlicher Schlag sein. 

Was wären die wichtigsten Maßnahmen, die 
die nächste Bundesregierung setzen sollte? 
Wir brauchen ein klares industriepolitisches 
Bekenntnis, nicht nur ein Lippenbekenntnis, 
das wieder verwässert oder vergessen wird. 
Wenn wir jetzt die sechste Urlaubswoche ein-

Wirtschaftspolitik  

„Umsetzungskapazität ist 
relativ überschaubar“   

„nicht einmal unsere bereits niedrigen 
 erwartungen wurden erfüllt.“

FcIO-Obmann Peter 
Untersperger: Ein „klares 
industriepolitisches Be-
kenntnis“ der nächsten 
Bundesregierung ist 
 notwendig.

Peter Untersperger, Obmann des Fachverbandes der chemischen Industrie Österreichs und 
Vorstandsvorsitzender der Lenzing AG, über die wirtschaftspolitische Bilanz der scheidenden 
Bundesregierung und seine Wünsche an die künftige Regierung 
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führen, führen wir in 15 Jahren die siebte 
ein. Dabei sind wir bei der Urlaubszeit so-
wieso schon um 15 Prozent über dem EU-
Durchschnitt, bei den Feiertagen um 20 Pro-
zent. In Summe sind das drei Prozent der 
jährlichen Arbeitszeit. Das können und dür-
fen wir uns nicht leisten. Es ist nicht die Ein-
zelmaßnahme, die den Standort gefährdet. 
Es ist die Summe der Maßnahmen. 

Wo müsste die Regierung konkret ansetzen? 
Es gibt eine ganze Reihe von Maßnahmen. 
Eine der wichtigsten wäre eine auf Wettbe-
werbsfähigkeit ausgerichtete Energiepolitik. 
Österreich wird die Welt mit sündteurer und 
massiv geförderter erneuerbarer Energie 
nicht retten. Die Verwaltungsreform ist ein 
weiteres Dauerthema, bei dem nichts weiter-
geht. Die Einführung der zweistufigen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit ist nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Leider ist die Umset-
zungskapazität der Regierung relativ über-
schaubar. 

Wie sollte die Energieeffizienzrichtlinie 
umgesetzt werden? 
Die Regierung soll den Text der Richtlinie 
abschreiben und fertig. Die Industrie holt 
ohnehin den letzten Cent an Produktivität 
und Effizienz heraus. Ich käme mir wirklich 
dumm vor, wenn mir eine Behörde sagen 
müsste, wo ich noch drei Prozent Energie pro 
Jahr einsparen kann. Im Hausbau, in der 
Haussanierung und im Verkehr gibt es dage-
gen riesige Potenziale für Effizienzsteige-
rungen. Aber diese sensiblen Sektoren will 
die Politik nicht angreifen. 

Was halten Sie von der „österreichischen 
Rohstoffallianz“ Minister Reinhold Mit-
terlehners? 
Die Initiative ist sehr gut. Es ist auch sehr hilf-
reich, dass Herr Minister Mitterlehner dieses 
Thema selbst in die Hand genommen hat. 
Dadurch wird das Bewusstsein für die Schwie-
rigkeiten der Rohstoffversorgung und für die 
Bedeutung der Rohstoffpolitik Österreichs 
sowie Europas größer. Als kleines Land hat 
Österreich jeweils nur ein, zwei Unterneh-
mungen, die vom Import bestimmter Roh-
stoffe abhängig sind. In Deutschland, England, 
und Frankreich gibt es zahlreiche Stahlfirmen 
und riesige Chemiekonzerne. Stark ist Öster-
reich im Holz-und Fasergeschäft, bei Papier 
und Zellstoff und in der Chemie. Es glaubt mir 

niemand, wenn ich sage, Österreich ist nach 
China der zweitgrößte Holzimporteur. Das 
zeigt, wie stark die Branche ist, aber auch den 
Handlungsbedarf. 
Das gilt auch beim Thema REACH. Es zeigt 
sich erst jetzt, was die wirklichen Kosten sind, 
unabhängig von der Chemikalienagentur 
ECHA, die ja auch immer größer wird. Auch 
bei REACH glaubt die Politik, die Welt retten 
zu können, indem sie in Europa die stringen-
testen Verordnungen, Prüfungen und Pro-
duktbezeichnungen einführt. Wenn solche 
Initiativen nicht weltweit erfolgen und von 
Amerika, aber insbesondere China, Indien und 
Korea unterstützt werden, die sehr viel an Che-
mieprodukten und Rohstoffen exportieren, 
sind sie ein echter Schuss ins Knie. 

Auf globaler Ebene gibt es die SAICM-
Initiative. 
Die ist aber unverbindlich. REACH ist ver-
bindlich und kostet sofort Geld. Das führen 
andere Länder in dieser Stringenz nicht ein. 
Als Qualitätslabel brauchen wir REACH 
nicht. Der sichere Umgang mit Rohstoffen 
ist ohnehin schon bestens geregelt. Gleiches 
gilt für den Arbeitnehmerschutz. REACH 
hat alles noch formalistischer und teurer ge-
macht. Teilweise brauchen die Unternehmen 
ihre besten Chemiker, um das zu bewältigen. 
Ein Antrag auf Registrierung gemäß REACH 
dauert ein Jahr. Da gibt es Rückfragen, Tests 
und, und, und. BASF hat über 100 Leute, 
die sich nur mit REACH beschäftigen. Und 
die ECHA wird größer und größer. Sie wird 
in fünf Jahren doppelt so groß sein, weil sich 
die Leute ihre Arbeit ja selber schaffen, ohne 
dass das Mehrwert bringt. Die Frage ist im-
mer: Was bringt mir das an Mehrwert, ent-
weder in der Produktqualität oder in der 
Exportfähigkeit oder in der Wettbewerbsfä-
higkeit? Das bedeutet aber, ich darf meine 
Kosten zumindest nicht erhöhen. Ich muss 
sie in gleicher Höhe halten, wenn nicht redu-
zieren. 

Der grüne Landwirtschaftssprecher Pirkl-
huber meint, in Österreich könnte der Ein-
satz problematischer Pflanzenschutzmittel 
bis 2020 um 30 Prozent reduziert werden. 
Auf diesem Gebiet wird sehr viel geforscht, 
auch von österreichischen Unternehmen, vor 
allem aber von den Deutschen und Amerika-
nern. Die ziehen sich allerdings jetzt aus dem 
europäischen Markt zurück, weil sie sagen: 

Generaldirektor kommerzialrat 
Mag. Dr. Peter Untersperger wurde 
1960 geboren und absolvierte die 
Studien der Rechtswissenschaft und 
der Betriebswirtschaft an der Univer-
sität Linz. Er ist seit 1985 für die Len-
zing AG tätig, in die er als Assistent 
des Finanzvorstandes eintrat. Von 
1994 bis 1999 arbeitete Untersper-
ger als kaufmännischer Vorstand und 
danach als Generaldirektor der South 
Pacific Viscose/Lenzing in Indone-
sien. Anschließend wurde er zum Fi-
nanzvorstand der Lenzing AG und mit 
Wirkung vom 1. Jänner 2009 zum 
Vorsitzenden des Vorstands berufen. 
Am 1. Oktober 2012 verlängerte der 
Aufsichtsrat sein Mandat bis April 
2016. Obmann des Fachverbandes 
der chemischen Industrie Österreichs 
(FCIO, www.fcio.at) ist Untersperger 
seit 2004. 

Der Fachverband der chemischen 
Industrie Österreichs

Der Fachverband der Chemischen In-
dustrie Österreichs (FCIO) ist die ge-
setzliche Interessenvertretung der 
chemischen Industrie in Österreich, 
die mit einem Jahresumsatz von etwa 
16,7 Milliarden Euro sowie knapp 
44.000 Beschäftigten zu den wich-
tigsten heimischen Industriezweigen 
gehört. Rund elf Prozent des Produk-
tionswerts und zwölf Prozent der 
Bruttowertschöpfung entfallen auf die 
Branche. Ihre Innovationskraft wird 
durch ihren Anteil von rund 13,5 
Prozent an den österreichischen Aus-
gaben für Forschung und Entwick-
lung unterstrichen. Weiters trägt die 
chemische Industrie fast ein Fünftel 
der Aufwendungen der österreichi-
schen Unternehmen im Bereich 
 Umweltschutz. Gemessen am Pro-
duktionswert machen Kunststoffwa-
ren mit 33,1 Prozent, Pharmazeutika 
mit 14,7 Prozent, Chemikalien sowie 
Kunststoffe in Primärformen mit je-
weils 13,5 Prozent rund drei Viertel 
des Gesamtumsatzes der Branche 
aus. Weitere wichtige Produkte sind 
Chemiefasern, Agrochemikalien, 
Waschmittel und Kosmetika, An-
strichmittel, Druckfarben und Kitte, 
Kautschukwaren sowie Industrie-
gase. 

Zur Person  
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Das ist ein emotionaler Markt, der nichts mit 
Rationalität zu tun hat, daran werden wir 
Schaden nehmen. 
Pflanzenschutzmittel sind sehr streng regu-
liert. In diesem Rahmen muss man aber auch 
neue Wege gehen können. Denn mit biolo-
gischer Landwirtschaft alleine ist es nicht 
möglich, die Bevölkerung zu ernähren. 

Hat die Bundesregierung die richtigen 
Maßnahmen zur Sicherheit von Chemi-
kalien gesetzt? 
Alles, was in Richtung Aufklärung der Un-
ternehmen und der Bevölkerung geht, ohne 
falsche Emotionen zu wecken, ist in Ord-
nung. Ein gutes Beispiel ist die Kunststoffin-
dustrie. Wenn Probleme auftauchen kommt 
das Produkt in 99 von hundert Fällen aus 
Asien. Dort gibt es andere Gesetze. 
Und damit komme ich noch einmal zurück 
auf REACH: Selbst wenn wir in Österreich 
jedem Lkw nachfahren, ist dies immer nur 
ein Herumdoktern am Symptom. Wir müs-
sen uns um die Ursachen kümmern. Und die 
Ursachen sind China, Indien sowie andere 
asiatische Märkte. Es muss festgelegt werden, 
dass die ihre Produkte nicht importieren dür-
fen, wenn sie unsere Bestimmungen nicht 
einhalten. Sie sollten, wenn sie nach Europa 
oder nach Österreich importieren, unter das 
gleiche Regime und die gleichen Rahmenbe-
dingungen fallen wie ein österreichisches 
Unternehmen. 
Teilweise werden Rohstoffe nach Europa im-
portiert und außerhalb der EU in Fertigpro-
dukte umgewandelt. Damit haben sie einen 
europäischen Ursprung und unterliegen 
einem ganz anderen Prüfregime, als wenn sie 
aus Asien oder anderen Gegenden kämen. 

Das sind alles legale Umgehungen. Aber da 
muss man ansetzen. 

Was sollte die nächste Regierung tun, um 
das Engagement der Unternehmen für 
Mitarbeiterschutz zu honorieren? 
Das grundsätzliche Problem ist, dass alle Unter-
nehmen bestraft werden, die interne Sicherheits-
sowie Gesundheitsprogramme fahren. Sinnvoll 
wäre, diese Aktivitäten anzuerkennen, beispiels-
weise über ein Bonus-Malus-System. Das würde 
für die Unternehmen, die sich mit diesen The-
men beschäftigen, eine deutliche Einsparung 
bringen – beim Arbeitgeber wie auch beim Ar-
beitnehmer. Konzepte und Vorschläge gibt es 
mehrere, etwa niedrigere Eingangssteuersätze. 
Dass man mit 30 Prozent anfängt und dann 
relativ schnell bei 46 Prozent ist, ist ja ein 
Wahnsinn. Freilich: Den Grenzsteuersatz auf 
35 Prozent zu senken, ist ohne eine Verwal-
tungsreform, eine Sozialreform, eine Pensions-
reform absolutes Wunschdenken. 

Die scheidende Bundesregierung kündigte 
im Regierungsprogramm an, die „Finan-
zierungsmöglichkeiten für junge, innova-
tive technologieorientierte Unternehmen“ 
auszubauen. Wurden diesbezüglich aus-
reichende Schritte gesetzt? 
Vieles ist Ankündigung geblieben. Der für uns 
relevante Forschungsförderungsfonds bzw. die 
FFG geben tatsächlich mehr aus. Es ist auch 
nichts dagegen einzuwenden, wenn mehr Geld 
an die KMUs geht. Aber wesentlich sind die 
Zieleffektivität und der Output. Der grund-
sätzliche Zweck solcher Förderungen sollte 
sein, Risiko zu fördern. Man muss noch ziel-
orientierter auf solche Technologien gehen, die 
für Österreich, für den Industriestandort zu-

kunftsrelevant sind – etwa im Bereich der Me-
chatronik und der Kunststoffe, wo es Cluster 
gibt, oder im Bereich großer Chemieunterneh-
men. Für KMU ist eine Million Euro sehr viel 
Geld. Und meistens bleibt es nicht dabei. 
Wenn ein zweites und drittes Jahr geforscht 
werden muss, ist man sehr schnell bei zwei 
oder drei Millionen. Außerdem wird ja nicht 
jedes Projekt ein Erfolg. Umso wichtiger ist 
dann eine Förderung. 

Wo sehen Sie die chemische Industrie am 
Ende der kommenden Legislaturperiode? 
Die nächsten vier, fünf Jahre werden sehr 
tough. Europa ist noch bei weitem nicht aus 
der Finanzkrise heraus, auch wenn der Euro 
relativ stark ist und einige andere Indikatoren 
relativ gut sind. In der europäischen Wirt-
schaft freuen wir uns schon, wenn wir ein 
kleines Plus haben. Aber das kann nicht der 
Maßstab für die Zukunft sein. Auf der ande-
ren Seite erwarte ich nicht, dass wir innerhalb 
der kommenden drei Jahre auf drei Prozent 
Wachstum kommen. 
Das Gute ist: Die Unternehmen machen ihre 
Hausaufgaben. Ein Großteil der Unterneh-
men und Betriebe, auch bei den KMU, ist in 
Europa und über Europa hinaus tätig. Dieser 
Trend wird sich massiv fortsetzen. Und wenn 
der Welthandel deutlich stärker wächst als 
das europäische GDP, wird unsere Wirt-
schaft profitieren. Aber dafür brauchen wir 
Bildung, Bildung, Bildung und Innovati-
onen. Notwendig sind auch die richtigen 
Rahmenbedingungen, um aus dem europä-
ischen Raum weiterhin Vorprodukte für die 
chemische Industrie beziehen und innereu-
ropäische Synergien nutzen zu können. Es ist 
ja die europäische Industrie, die mit tollen 
neuen Materialien auf den Markt kommt. 
Das sind nicht die Chinesen oder die Ameri-
kaner. Dafür muss man geeignete Rahmen-
bedingungen bieten, gerade in Österreich. 

Hätte die angestrebte US-amerikanisch-
europäische Freihandelszone Sinn? 
Zu behaupten, sie brächte ein Prozent 
Wachstum, ist Wunschdenken. Aber wenn 
der schleichende Protektionismus durch au-
ßertarifäre und tarifäre Handelshemmnisse 
abgebaut wird, ist das ein Erfolg. Amerika ist 
eines der protektionistischsten Länder der 
Welt. Wenn sich das ändert, wird Europa 
hoffentlich mehr davon profitieren als die 
Amerikaner. (kf)  z

Warnung: Österreich darf im internationalen 
Wettbewerb nicht weiter zurückfallen.
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Wie fällt Ihre Bilanz der Regierung in 
der ablaufenden Legislaturperiode aus? 
Die Regierung hat sich mit höheren Schulden 
und Staatsausgaben über die konjunkturell 
schwierige Lage gerettet, strukturell aber nichts 
geändert. Außerdem wurde der Standort ge-
schwächt. Österreich rutscht in den Rankings 
zu Recht zurück, die Regulierungen nehmen 
täglich zu. Tendenziell wird es eher schwerer,  
hierzulande unternehmerisch tätig zu sein.

Wo müsste die nächste Regierung ansetzen? 
Sie müsste bei den Ausgaben ansetzen, um 
das strukturelle Defizit wegzubekommen, 
und die Staatsquote von 52 Prozent auf unter 
50 Prozent senken. Außerdem sollte sie mit 
dem Geld, das sie einnimmt, einigermaßen 
auskommen. Bei uns wachsen die Ausgaben 
immer mit den Einnahmen. Zwei weitere 
Herausforderungen sind, den Bürgern ein 
ordentliches Bildungsangebot zu unterbrei-
ten und die Einladung an die Österreicher, 
so früh wie möglich in Pension zu gehen, 
endlich zurückzuziehen. 

Was kann die Regierung bei den Pen-
sionen machen? Der Arbeitsmarkt für 
ältere Personen ist begrenzt. 
Derzeit gehen in Wien gerade wieder ein paar 
Hundert Beamte mit 53 Jahren in Pension. Das 
hat mit dem Arbeitsmarkt nichts zu tun, sondern 
ist ein beinhartes Ausnutzen des Systems. Und 
das gehört beendet. In der Wirtschaft kann man 
sich überlegen, die Lohnkosten zu senken. Die 
Lohnkurve muss eher zu einer Glockenkurve 
werden. Und natürlich kann man einen Arbeits-
markt für Ältere schaffen, etwa, indem man die 
Sozialversicherungsbeiträge senkt. 

Auf der Website der Agenda Austria heißt 
es, der Wohlstand sei mit „einfachen 
 Korrekturen“ abzusichern. Was sind 
 solche einfachen Korrekturen? 
Beispielsweise eben die schrittweise Anhebung 
des Pensionsantrittsalters. Im Bildungsbe-

reich könnte sich der Staat auf eine neutrale 
Position zurückziehen, ähnlich wie in Hol-
land. Jede Schule, ob staatlich oder privat, 
bekommt dort gleich viel Geld für ihre 
Schüler. Rund 77 Prozent der Schüler besu-
chen Privatschulen, und Holland ist ein 
sehr egalitäres Land. In einem solchen Sys-
tem wäre auch die Blockadehaltung der 
Lehrergewerkschafter nur mehr begrenzt 
wirksam. 

Immer wieder wird eine „ökologische 
Steuerreform“ gefordert. Was halten Sie 
davon?
Wenn man das will, muss man nur die Mi-
neralölsteuer oder die Energieabgaben erhö-
hen – was allerdings für den Standort proble-
matisch ist. Die Politik hat viele 
Möglichkeiten. Sie muss nicht wieder ein 
Paket schnüren, das schön „grün“ verpackt 
ist, aber deutlich höhere Abgaben enthält. 

ÖVP-Wirtschaftssprecher Peter Haubner 
sagt: Bevor wir die Steuern senken, müs-
sen wir das Budget sanieren. 
Da hat er recht. Das Budget saniert man nicht 
über höhere Einnahmen, weil höhere Einnah-
men zu höheren Ausgaben führen und das 
Defizit gleich bleibt. Die Einnahmen gehen 
von einem Rekord zum nächsten. Wenn man 
das Budget wirklich sanieren will, muss man 
bei den Ausgaben etwas machen. 

Wo ließe sich in der Verwaltung sparen? 
Im Sinne des Schweizer Modells sollte man 
die Verantwortung für die Ausgaben dorthin 
verlagern, wo sie anfallen. Wenn der Bürger-
meister ein zweites Schwimmbad bauen will, 
kann er das machen. Aber er braucht die 
Steuerhoheit und muss damit diese Ausgaben 
vor seinen Bürgern rechtfertigen. Derzeit ha-
ben wir ja keinen Föderalismus im eigent-
lichen Sinn, sondern nur einen Umvertei-
lungs-Föderalismus, dessen Kosten nicht 
mehr zu bremsen sind. 

Hat die Regierung auch etwas Positives 
geleistet? 
Die Kurzarbeit hat sie sehr gut hinbekom-
men. Und sie hat mit sehr hohem Aufwand 
die Auswirkungen der Finanzkrise vom Land 
ferngehalten. Aber die Korrektur muss erfol-
gen. Wir stehen jetzt im Jahr 5 der Krise und 
haben extrem gestiegene Staatsausgaben. 
Von einem selbsttragenden Wachstum oder 
einer anspringenden Konjunktur kann keine 
Rede sein. 

Wie sollte Österreich am Ende der kom-
menden Legislaturperiode aussehen? 
Ich würde mir eine Regierung wünschen, in 
der Politiker sitzen, die keine Angst haben, 
die nächste Wahl zu verlieren, und die nicht 
versuchen, das Volk mit Geld zu ködern, das 
nicht vorhanden ist. Sie sollten Unterneh-
mertum zulassen und nicht versuchen, alles 
und jedes zu regulieren.  z

Standortpolitik  

„Bei den ausgaben ansetzen“   

agenda-austria-Geschäftsführer Franz 
schellhorn: „Das Budget saniert man nicht 
über höhere Einnahmen.“ 

Franz Schellhorn, Geschäftsführer des Thinktanks Agenda Austria, über seine Vorstellungen 
einer künftigen österreichischen Wirtschaftspolitik 
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„Wir brauchen einen 
Paradigmenwechsel 
in der Gesundheits-
politik. “

Manche Ansätze der Bundesregierung in Sachen Gesundheitspolitik waren durchaus 
 positiv. Was fehlt, sind allerdings nach wie vor die großen Reformen und strategischen 
Weichenstellungen, kritisiert die Pharmaindustrie. 

Gesundheitspolitik 

„Durchwachsene“ Bilanz

„Positiv formuliert“ sei die Performance der 
Bundesregierung „durchwachsen“, konstatiert 
Jan Oliver Huber, der Geschäftsführer des Phar-
maindustrie-Verbandes Pharmig. Vor fünf Jah-
ren sei die Dauer der Legislaturperiode auf fünf 
Jahre verlängert worden – mit der Begründung, 
es gelte, große Reformen umzusetzen. Und das 
stimme ja auch, sagt Huber: „Aber ich vermisse 
die großen Reformen.“ Leider habe die Regie-
rung in der Gesundheitspolitik auch in den ver-
gangenen fünf Jahren weitgehend an den be-
kannten Mustern der Klientelpolitik festgehalten. 
Ein ewiges Thema in diesem Zusammenhang sei 
der stationäre Bereich, sprich, die Errichtung 
und der Betrieb von Krankenhäusern, die nach 

wie vor den Bundesländern obliegen, aber wei-
testgehend aus dem Bundesbudget finanziert 
werden. Gelegentlich lasse sich der Eindruck ei-
ner „verstärkten Regionalpolitik“ schwer vermei-
den, diagnostiziert Huber: „Ich baue ein Kran-
kenhaus, schaffe damit Jobs und mache die 
Umgebung reich. Ich habe aber keine Entschei-
dung getroffen aufgrund des Bedarfs.“ So liege 
Österreich mit 6,5 Akutbetten pro 1.000 Ein-
wohner deutlich über dem EU-Schnitt mit 4,3 
Betten. Die skandinavischen Länder kämen gar 
mit 2,5 Akutbetten aus. Hubers Folgerung: „Die 
Menschen in Skandinavien werden genauso alt 
wie wir und haben eine größere Zahl gesunder 
Lebensjahre. Also kann es nicht sein, dass all die 
gesundheitspolitischen Entscheidungen immer 
zukunfts- und bedarfsorientiert waren.“ Dazu 
kommt: Die öffentlichen und die privaten Ge-
sundheitsausgaben belaufen sich derzeit auf rund 
32 Milliarden Euro oder elf Prozent des BIP pro 
Jahr. Über den „Outcome“ lasse sich indessen 
diskutieren. So bezögen etwa 5,2 Prozent der 
Österreicher Pflegegeld, der europäische Schnitt 
liegt bei 2,3 Prozent der Bevölkerung. Auch liege 
das faktische Pensionsalter bei rund 60 Jahren 
anstelle der gesetzlich vorgesehenen 65 Jahre, 
und rund ein Drittel der Menschen gehe auf-
grund von Invalidität vorzeitig in Pension. Hu-
ber resümiert: „Invalid wird man nicht von 
einem Tag auf den anderen, sondern weil man 
offensichtlich eine berufliche Belastung oder ei-
nen Lebensstil hat, der der Gesundheit abträglich 
ist.“ Hier gelte es, einzugreifen – freilich nicht 
mit einer Art „Gesundheitspolizei, sondern 
durch Vorbildwirkung, um die Menschen dazu 
zu bringen, mit ihrer Gesundheit verantwort-
licher umzugehen“. Insgesamt betrachtet, gebe 
Österreich viel Geld für sein Gesundheitssystem 
aus – Geld, das aber offensichtlich bei weitem 
nicht zur Gänze bei den Betroffenen ankomme: 
„Das heißt, wir dürften Prozesse und Instituti-
onen fördern, bei denen sich zumindest fragen 
lässt, ob sie notwendig sind.“  
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m klarer Befund: Das österreichische 
Gesundheitssystem leidet an zu viel 
Klientelpolitik, diagnostiziert die 
Pharmig.
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Sinnvoller Dialog
Immerhin habe das Setzen von Rahmenge-
sundheitszielen einen durchaus sinnvollen Dia-
log ermöglicht und damit die Basis für die Ge-
sundheitsreform gelegt. Allerdings handelten 
diese der Bund, die Länder und die Sozialversi-
cherung bislang unter sich aus, ohne andere 
Akteure formell einzubinden, darunter auch die 
Pharmaindustrie, bedauert Huber. Freilich 
brachte sich die Branche wenigstens informell 
ein: „Aber es wäre besser, wenn das ein struktu-
rierter Prozess ist. Jeder Partner im Gesund-
heitswesen hat seine Stärken. Und die sollte die 
Politik für sich nützen.“ Nur dann lasse sich der 
Bevölkerung, um deren Wohl es letztlich gehe, 
vermitteln, „dass alle an einem Strang ziehen 
und es daher in die richtige Richtung geht“. 
Überdies solle auf Regierungsebene nicht nur 
der Gesundheitsminister für die Gesundheits-
reform zuständig sein. Im Sinne des laut Huber 
„schon lange strapazierten Begriffs ‚Health in all 
Policies‘“ empfehle sich ein Screening aller po-
litischen Entscheidungen und Aktivitäten in 
Bezug auf die Gesundheit der Menschen. Letzt-
lich laufe das auf eine Art „Gesundheitsverträg-
lichkeitsprüfung“ hinaus. Gerade angesichts 
einer alternden Gesellschaft sei es notwendig, 
die im Arbeitsprozess stehenden Menschen ge-
sund zu erhalten. Und dabei „brauchen wir ei-
nen Paradigmenwechsel zu mehr Eigenverant-
wortung. Das beginnt beim Lebensstil, bei der 
Ernährung, bei der Bewegung“. Es gelte, ein 
entsprechendes „Mindset“ zu etablieren. 
Befürchtungen aus der Industrie vor weiteren 
Belastungen durch eine „Gesundheitsverträg-
lichkeitsprüfung“ hält Huber für nicht ge-
rechtfertigt. Im Gegenteil würde eine solche 
der Wirtschaft eher in die Hände spielen. 
Denn es lasse sich hinterfragen, ob alle staat-
lichen Einrichtungen und Prozesse, wie sie 
heute im Rahmen der Pflichtversicherung 
existierten, noch notwendig seien und ob sich 
nicht die eine oder andere Parallelstruktur ab-
schaffen lasse. Und: Unternehmen benötigten 
nun einmal gesunde Mitarbeiter. Vor allem 
große, global agierende Firmen hätten längst 
die Bedeutung gesunder sowie motivierter 
Mitarbeiter erkannt und bemühten sich, at-
traktive Bedingungen im Sinne einer gelun-
genen „Work-Life-Balance“ zu schaffen. 

Strategie für Forschung
Handlungsbedarf sieht Huber auch im For-
schungsbereich. Die Politik sei gut beraten, 

Wirtschaft und Forschung positiver zu behan-
deln – gerade auch in ihrer Öffentlichkeitsarbeit. 
Nicht selten werde der Eindruck erweckt, Öster-
reich könne auf Forschung verzichten und als 
„schlauer Trittbrettfahrer“ reüssieren: „Das wird 
es nicht spielen.“ Benötigt werde eine klare Stra-
tegie, die festlege, wo Österreich in zehn bis 20 
Jahren stehen wolle. Dementsprechend seien 
ausreichende Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Huber rät der künftigen Regierung, für die 
Wünsche und Ideen forschungsintensiver Un-
ternehmen offen zu sein, nicht zuletzt auch im 
Biotechnologie- sowie Pharmabereich. Für sinn-
voll hält Huber auch eine „Versorgungsfor-
schung“, die klärt, wie ein langfristig tragfähiges 
Gesundheitssystem auszusehen hat. 
Als positives Beispiel für Forschungspolitik 
betrachtet Huber das Kindergesundheits-
Netzwerk OKIDS. Nicht zuletzt angeregt 
durch die Pharmaindustrie habe Gesundheits-
minister Alois Stöger in diesem Zusammen-
hang „sehr zielorientiert agiert und das Thema 
im Rahmen des Kindergesundheitsdialoges in 
die Öffentlichkeit getragen“. Freilich kosteten 
Private Public Partnerships wie OKIDS Geld. 
Doch sie seien ein gutes „Role Model“ mit 
klaren Strukturen und eindeutig definierten 
Zielen. Huber: „Würde OKIDS vom finanzi-
ellen Volumen her mit zehn multipliziert, 
würde sich die Zusammenarbeit von Wirt-
schaft und Academia schlagartig verbessern. 
Dann hätten wir in sechs bis zehn Jahren 
deutlich mehr, bessere und nachhaltigere Er-
gebnisse in der Versorgung.“ 

Schwieriges Umfeld 
Und Huber fügt hinzu: Insgesamt seien die 
Aussichten der pharmazeutischen Industrie 
für die kommende Legislaturperiode nicht so 
schlecht, „obwohl das wirtschaftliche Umfeld 
nicht leicht ist“. Angesichts auslaufender Pa-
tente müsse die Branche ihre Kostenstruktur 
weiter optimieren. Die Entwicklung zur viel 
zitierten „personalisierten Medizin“ sei ohne-
hin bereits im Gang. Er hoffe auch, neue 
Medikamente in die Erstattung bringen zu 
können „und das zu fairen Preisen. Dafür 
sind wir ja da“. Aber dafür braucht es europa-
weit solidarische Krankenkassensysteme, die 
nicht zuletzt dank der Hilfe der Pharmaindus-
trie mittlerweile zumindest halbwegs saniert 
seien. Diese Systeme „sollten den Menschen 
moderne Therapien zur Verfügung stellen, 
wenn sie sie brauchen. Dafür bezahlen die 
Leute ja ihre Beiträge.“ (kf)     z

Gemischt fällt die gesundheitspoliti-
sche Bilanz der Bundesregierung auch 
laut Bernd Leiter, dem Präsidenten 
des Österreichischen Generikaver-
bands, aus. Hinsichtlich der Gesund-
heitsreform gebe es „nur Einigkeit 
über das gemeinsame Ziel. Die kon-
kreten Maßnahmen sind noch aus-
ständig. Die Komplexität und Dauer 
der Umsetzung sind weitere Hürden“. 
Somit bestehe die Gefahr, „dass die 
Gesundheitsreform lediglich zu einer 
Absichtserklärung verkommt“. Immer-
hin habe sich Gesundheitsminister 
Stöger „sehr bemüht, alle Stakeholder 
an einen Tisch zu setzen, und es ist 
ihm auch gelungen, eine Systemände-
rung in Gang zu setzen“. 
Als unbefriedigend betrachtet Leiter 
den Generika-Verordnungsanteil, der 
sich auf 38 Prozent des Gesamtmarkts 
beläuft und damit weit unter dem EU-
Schnitt von über 50 Prozent liegt. Er 
hält daher die „Aktualisierung der 
Lehrpläne bei der Ärzte- und  Apothe-
kerausbildung“ für nötig und fügt 
hinzu: „Auch bei der Ausbildung von 
pharmazeutisch kaufmännischen An-
gestellten fehlen vertiefende Informa-
tionen über Generika.“ Problematisch 
sei weiters, dass das Erstattungsko-
dex-Preisbildungssystem für Generika 
auch für Biosimilars gelte, deren Ent-
wicklung „sehr kostenintensiv“ sei: 
„Hier  vermissen wir die notwendigen 
 Rahmenbedingungen.“ Keine Ände-
rungen wünscht Leiter dagegen beim 
Werbeverbot für Arzneimittel. Dieses 
sei „sehr sinnvoll, denn mit Informatio-
nen muss man sehr sorgfältig umge-
hen, die Qualität muss stimmen“. 

Bemühter Minister
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Generikaverbands-Präsident Leiter: 
konkrete Maßnahmen bei Gesundheits-
reform fehlen
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Sie sind im Juni zur neuen Präsidentin 
des FWF gewählt worden. Wie beurteilen 
Sie vor dem Antritt dieses Amts im Sep-
tember die österreichische Wissenschafts- 
und Hochschulpolitik der vergangenen 
Jahre? Was ist gelungen, was nicht?
In meiner Wahrnehmung hat Österreich ei-
nen beindruckenden Aufholprozess hinge-
legt, um sich zukünftig innerhalb Europas im 
Feld der Innovation Leader zu positionieren. 
Die Strategie der österreichischen Bundesre-
gierung, die mit dem programmatischen Ti-
tel „Der Weg zum Innovation Leader“ publi-
ziert wurde, ist eine wichtige Zielsetzung. In 
seinem Bericht zur wissenschaftlichen und 
technologischen Leistungsfähigkeit Österrei-
chs 2013 argumentiert der Rat für Forschung 
und Technologieentwicklung, dass der Aus-
bau der kompetitiven Forschungsfinanzie-
rung – insbesondere im Bereich der Grund-
lagenforschung – noch klar unter dem 
Durchschnitt der führenden Länder liegt 
und einer weiteren Steigerung bedarf. In 
 Koordination mit Universitäten und außer-
universitären Instituten muss der FWF sich 
um die Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für Forscher an den Hochschulen 
bemühen und überzeugend mehr Förde-
rungsmittel einfordern. Man darf nicht über-
sehen, dass es nicht an Dynamik im Bereich 
der Wissenschaft und Forschung fehlen darf, 
wenn sich Österreich bald zu den „Innova-
tion Leadern“ zählen möchte. Im Gegenteil: 
Österreich muss sein Potenzial bestmöglich 
ausnützen. Als experimentelle Astrophysike-
rin ist mir die Bedeutung exzellenter For-

schungsinfrastruktur in besonderem Maße 
bewusst. Dass dieser Bereich nicht vernach-
lässigt wird, ist mir ein großes Anliegen. 

In welchen Bereichen sehen Sie gerade, 
was die Grundlagenforschung betrifft, 
Handlungsbedarf seitens der Politik?
Österreich liegt in der Grundlagenfor-
schungsquote laut neuer OECD-Statistik 
etwas hinter den Vergleichsländern und soll 
bis 2020 auf ein höheres Niveau gebracht 
werden. Ich denke, dass der FWF neue Im-
pulse setzen kann, vor allem in fachübergrei-
fenden Themen, um beispielsweise die 
Chancen, die sich im Rahmen von Horizon 
2020 eröffnen, für Österreich optimal zu 
nützen. Wir müssen in Österreich die Vo-
raussetzungen schaffen, dass wir auf europä-
ischer Ebene reüssieren können. Horizon 
2020 ist ein maßgeblicher Orientierungs-
punkt für zukünftige Handlungsfelder, de-
nen wir größeres Augenmerk zukommen 
lassen sollten. Auch neue internationale Ent-
wicklungen, die für die heimische Scientific 
Community an Bedeutung gewinnen, müs-
sen erkannt und genützt werden. 

In einigen aktuellen Diskussionen, etwa 
im Zusammenhang mit der Errichtung ei-
ner Medizin-Fakultät in Linz, geht es da-
rum, wie die österreichische Universitäts-
landschaft als Ganzes weiterentwickelt 
werden soll. Wie stark soll die Bundespo-
litik hier IhrerMeinung nach eingreifen 
bzw. nach welchen Prinzipen sollen hier 
Schwerpunktsetzungen erfolgen?

„Wir werden mit 
dem Juwel FWF 
pfleglich umgehen.“

Ab September wird die Astrobiologin Pascale Ehrenfreund 
dem Wissenschaftsfonds FWF vorstehen. Wir sprachen mit 
ihr im Vorfeld der Nationalratswahlen darüber, welchen 
Weg die  österreichische Wissenschaftspolitik gehen sollte 
und was man von den USA lernen könnte.

Die designierte FWF-Präsidentin Pascale Ehrenfreund im Gespräch 

„Fächerübergreifende Forschung 
ausbauen“
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Die österreichische Wissenschaftlerin 
 Pascale ehrenfreund hat Karriere in den 
USA gemacht.
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Der Bundespolitik kommt eine zentrale Be-
deutung zu, keine Frage. Große Entschei-
dungen müssen gut vorbereitet und in eine 
Gesamtstrategie für die umfassende und dy-
namische Stärkung des gesamten tertiären 
Sektors, insbesondere der Forschung, einge-
bettet sein. Es ist eine gute Sache, wenn man 
Universitäten als Instrumente der Standort-
stärkung sieht und sie als solche einsetzt. 
 Österreichs Universitäten sind ja die mit 
Abstand wichtigsten Träger der Grundlagen-
forschung und als solche die wichtigsten 
Wegbereiter für zukünftig zu entwickelnde 
Innovationspotenziale, die alle Lebens-
bereiche betreffen können. Schwerpunkt-
setzungen sollten klarerweise qualitätsorien-
tiert erfolgen, denn nur dort, wo Qualität 
vorhanden ist, kann man öffentliche Mittel 
mit gutem Gewissen einsetzen und eine gute 
Ernte – im umfassenden Wortsinne – erwar-
ten. 

Manche Stimmen sprechen davon, dass 
der Sektor der außeruniversitären For-
schung  – gerade im Bereich der Grund-
lagenforschung – im Vergleich zu anderen 
Ländern schwach aufgestellt ist. Würden 
Sie diese Meinung teilen und wenn ja, 
wie könnte man ihn stärken?
Die Zielsetzung klarer Rollenbilder und die 
derzeit durchgeführten internen Reformen 
von außeruniversitären Forschungsinstituten 
sind wichtig für die gesamte Wissenschafts-
landschaft in Österreich und werden dazu 
beitragen, Zielsetzungen in der Grundlagen-
forschung zu erfüllen. Auf jeden Fall hat sich 
in Österreich im Bereich der außeruniversi-
tären Forschung in den letzten Jahren Erheb-
liches getan. Denken Sie beispielsweise an die 
Spitzeninstitute der ÖAW, an das IMP oder 
an die Gründung des IST Austria – um ei-
nige der international sichtbarsten zu nen-
nen. Für Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, die in der Weltspitze forschen, sind 
Finanzierungsmöglichkeiten, wie sie der 
FWF bietet, von eminenter Bedeutung. Für 
sie ist der FWF ein extrem wichtiger Stand-
ortfaktor, weil sich Top-Leute zwei ganz ein-
fache Fragen stellen: „Habe ich Möglich-
keiten, die für meine Forschungsvorhaben 
benötigten Projektmittel auf kompetitivem 
Wege einzuwerben, ja oder nein?“ Und: „Ist 
dieser Wettbewerb nach international üb-
lichen Qualitätsmerkmalen fair organisiert, ja 
oder nein?“ Wenn beide Fragen vom FWF 

weiterhin mit ja beantwortet werden können, 
habe wir gute Chancen, diese hervorragenden 
Forscherinnen und Forscher in Österreich zu 
halten, unseren Nachwuchs qualitätsorien-
tiert zu entwickeln und zusätzlich exzellente 
Leute nach Österreich zu holen. 

Was hat Ihnen als Wissenschaftlerin in 
den USA an den dortigen akademischen 
Verhältnissen besonders gut gefallen? 
Welche Anregungen könnte man daraus 
für Österreich gewinnen?
Die wirtschaftliche Situation verursacht in 
vielen Ländern einen starken Anstieg der 
Nachfrage nach Drittmitteln. Vor allem in 
den USA bieten Universitäten eine starke 
Unterstützung, um alle Möglichkeiten für 
Drittmittel ausschöpfen zu können. Oft gibt 
es Prämien und Anerkennung, wenn Dritt-
mittel erfolgreich eingeworben werden, Wis-
senschaftler werden in allen Positionen jähr-
lich beurteilt und effektiv integriert. Diese 
Kultur motiviert Forscher ihr Bestes zu geben 
und stärker zu kooperieren. Meine eigene 
Erfahrung ist, dass interdisziplinäre For-
schungsvorhaben in den USA einfacher 
durchzuführen sind. All diese Anregungen 
sind sicher auch im Interesse von inlän-
dischen Universitäten und der FWF kann 
hier tatkräftig mit Informationsveranstal-
tungen unterstützen – und vor allem mit 
neuen Programmen in der Zukunft, wenn 
zusätzliche Förderungsmittel zur Verfügung 
stehen.

Wollen Sie schon erste Ideen zur Wei-
terentwicklung des FWF und seiner Pro-
gramme preisgeben?
Das zukünftige FWF-Präsidium, bestehend 
aus Christine Mannhalter (zuständig für die 
Bereiche „Biologie und Medizin“), Hermann 
Hellwagner (zuständig für die Bereiche 
 „Naturwissenschaft und Technik“) sowie 
Alan Scott (zuständig für die Bereiche 
„Geistes- und Sozialwissenschaften“), wird 
sich im September 2013 konstituieren und 
danach seine Arbeit aufnehmen. Bis dahin 
bereiten wir uns auf unsere neue Aufgabe 
vor. Deshalb bitte ich Sie um Verständnis 
und ein wenig Geduld, bis wir unsere Zu-
kunftspläne für den FWF präsentieren. Der 
FWF wurde einmal als Juwel innerhalb der 
österreichischen Science Base bezeichnet. 
Entsprechend pfleglich werden wir mit ihm 
umgehen.    z

Das Gespräch führte Georg Sachs

Pascale ehrenfreund studierte Astro-
nomie und Biologie/Genetik an der 
Universität Wien, gefolgt von einem 
Masterstudium der Molekularbiologie 
in Salzburg. Ihren PhD in Astrophysik 
absolvierte Ehrenfreund in Paris und 
Wien. 1999 habilitierte sie sich an 
der Universität Wien im Fach Astro-
chemie. Nach Forschungsaufenthalten 
in den Niederlanden und Frankreich 
übernahm die gebürtige Wienerin ab 
2003 die Professur für Astrobiologie 
in Amsterdam, ab 2004 in Leiden. 
2005 wurde sie Distinguished Visi-
ting Scientist bei JPL/Caltech in Pasa-
dena und wechselte 2008 als 
Research Professor of Space Policy & 
International Affairs am Center of Sci-
ence and Technology Policy des 
Space Policy Institute der Elliott 
School of International Affairs an die 
George Washington University (USA). 
Seit 2008 ist Pascale Ehrenfreund 
zudem Lead Investigator am NASA 
Astrobiology Institute in Node, Wis-
consin (USA). 

Zur Person  
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Sie sind gerade von einem mehrmonatigen 
Forschungsaufenthalt in den USA zurück-
gekehrt. Mit etwas Abstand: Wie beurteilen 
Sie die österreichische Wissenschafts- und 
Hochschulpolitik?
Mir kommt vor, es ist in Österreich nicht alles 
schlecht, was schlechtgeredet wird. Ich hatte 
jetzt persönlich den Vergleich mit dem Illinois 
Institute of Technology, habe mir die Labors 
angesehen und mit Studenten gesprochen. Ob-
wohl dort sehr hohe Studiengebühren eingeho-
ben werden, glaube ich, dass die Betreuung bei 
uns besser ist. 
Ich habe auch die wieder aufgeflammte Diskus-
sion um die Akademikerquote mitverfolgt. Es tut 
mir leid, dass das auf dieser Ebene diskutiert wird. 
Ich bin der festen Meinung, dass jeder österrei-
chische BHS-Abschluss besser qualifiziert ist als 
irgendein schwachbrüstiger Bachelor in den 
USA. Wenn jemand zum Beispiel die HTL Ro-
sensteingasse absolviert hat, hat er eine hervorra-
gende Ausbildung bekommen. Das wäre in an-
deren Ländern ein akademischer Abschluss.

Die Chemie wird ja nicht zu den Massenstu-
dien gerechnet. Gibt es an der Uni Wien ein 
Problem mit zu hohen Studentenzahlen?  
Die Zahl der Studienanfänger ist vor zwei Jah-
ren dramatisch angestiegen und hält jetzt bei 
etwa 350 pro Jahr. Wir verlieren aber etwa die 
Hälfte davon in der Studieneingangsphase. Da 
wir uns aber entschieden haben, in dieser Ein-
gangsphase auch ein Praktikum zu integrieren, 
gibt es hier mehr Studierende, als wir Plätze 
anbieten können. 

Wie kam es zu dem Anstieg?
Wir wissen es nicht. Vor zwei Jahren ist viel 
Werbung für die MINT-Fächer gemacht wor-

den, das könnte ein Grund sein. Es ist auch die 
Theorie aufgekommen, dass es sich zum Teil 
um verhinderte Mediziner handelt. Eine Nu-
merus-clausus-Flucht aus Deutschland hat uns 
jedenfalls nie betroffen.

Würden Sie eine Alternative zum derzei-
tigen Modell bevorzugen, etwa in Form 
einer Studienplatzfinanzierung, wie sie 
derzeit getestet wird? 
Ein solches Modell funktioniert nur, wenn die 
Zahl der zur Verfügung stehenden Plätze defi-
niert wird. Dann  erheben sich aber Fragen 
wie: Wer macht das? Wie wird das gemacht? 
Hat die Wirtschaft dabei ein Mitspracherecht? 
Außerdem kommen sie immer auf die Diskus-
sion zurück, wie die Studenten, die einen Platz 
bekommen, ausgewählt werden. Persönlich 
würde ich ein gewisses Recht der Universi-
täten, sich die Studenten auszusuchen, bevor-
zugen, wenn man das mit einer standardisier-
ten Prüfung verbindet. Bei einer unlimitierten 
Zahl von Studenten fühle ich mich nicht wohl.

Wie hat sich aus Ihrer Sicht für die Che-
mie die Aufspaltung des Diplomstudiums 
in Bachelor- und Masterstudiengänge im 
Sinne des Bologna-Systems bewährt?
Die Umsetzung hier an der Uni Wien hat 
gut funktioniert, auch weil der damalige Stu-
dienprogrammleiter Werner Mikenda das 
Diplomstudium schon stark in diese Rich-
tung getrieben hatte. Was der Bachelor aller-
dings wert ist, da habe ich meine Zweifel. Es 
ist ja nach wie vor so, dass von der Industrie 
sogar lieber promovierte Chemiker aufge-
nommen werden als solche mit Diplom- 
oder Master-Abschluss. Das relativiert natür-
lich auch den Bachelor. 

„Ich würde ein 
 gewisses recht  
der Universitäten, 
sich die studenten 
auszusuchen, 
 bevorzugen.“

Herbert Ipser ist Professor für Anorganische Chemie an der 
Universität Wien und Präsident der Gesellschaft Österrei-
chischer Chemiker (GÖCH). Wir haben mit ihm im Vorfeld 
der Nationalratswahlen übe seine Sicht auf die österrei-
chische Wissenschafts- und Hochschulpolitik gesprochen.

GÖCH-Präsident und Uni-Professor Herbert Ipser im Gespräch 

„nicht alles schlecht, was schlecht- 
geredet wird“

herbert Ipser hat praktische Erfahrungen mit 
der Universitäts-Autonomie gesammelt
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Ist die erhoffte Durchlässigkeit zwischen 
Studienprogrammen verschiedener Uni-
versitäten tatsächlich eingetreten?
Nicht in dem Ausmaß, wie man sich das 
vorgestellt hat. Es gibt ja auch Schwerpunkte 
an verschiedenen Orten. Aber es gibt jetzt 
tatsächlich mehr Studenten, die nach einem 
Bachelor-Abschluss einer anderen Studien-
richtung zu uns kommen und hier den Mas-
ter machen wollen. Für Ernährungswissen-
schaftler und Biologen haben wir auch die 
Anforderungen dafür definiert, die man zu-
sätzlich während des Masterstudiums absol-
vieren muss.

Welche Master-Studienrichtungen der 
Chemie gibt es derzeit an der Fakultät? 
Kann man hier  eigentlich auch wieder 
Biochemie studieren?
Es gibt einen Studiengang, der einfach „Che-
mie“ heißt und in dem es mehrere Vertie-
fungsmöglichkeiten gibt, einer davon ist 
 Biologische Chemie. Es gibt aber auch ein 
eigenes Master-Studium „Biologische Che-
mie“, das sich in die Fachvertiefungen „Che-

mische Biologie“ und „Lebensmittelchemie“ 
aufgliedert. Mit der Einrichtung der Institute 
in der Dr.-Bohr-Gasse war die Biochemie ja 
weitgehend verlorengegangen. Wir können 
das heute mit starker Besetzung in Bioan-
organischer Chemie Biophysikalischer 
 Chemie, sowie den neu eingerichteten Lehr-
stühlen für Biologische Chemie, Lebensmit-
telchemie und Ernährungsphysiologie wieder 
an der Fakultät abdecken. Und es ist gelun-
gen, gemeinsam mit der TU Wien das Mas-
terstudium „Chemie und Technologie der 
Materialien“ aufzubauen. 

Nun gibt es die Autonomie der Universi-
täten seit mehr als zehn Jahren. Welche 
Erfahrungen hat man damit gemacht?
Das war ein großer Schritt, für viele auch ein 
Schock. Letztlich hat das UG 2002 ja zur Ent-
machtung des Mittelbaus geführt. Die jetzige 
Struktur hat aber viele Vorteile. Jetzt wird 
nicht nur geredet, jetzt muss man auch Verant-
wortung übernehmen als Universität. Auch 
wenn die Mittel knapp sind – und sie reichen 
für eine hochqualitative Ausbildung eigentlich 

nicht aus – können wir jetzt autonom entschei-
den, wie wir sie einsetzen, das ist schon ein 
qualitativer Unterschied zu früher. (gs)    z            
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Thema: nATiOnALRATswAhL

Studiengebühren, Zugangsbeschränkungen, Hochschulplan, FTI-Strategie – verschiedenste 
Themen beherrschten den wissenschafts- und innovationspolitischen Diskurs der zu Ende 
gehenden Legislaturperiode. Die Bewertung von Erreichtem und Noch-zu-Erreichendem fällt 
zwischen den Protagonisten naturgemäß unterschiedlich aus. Wir haben die Wissenschafts-
sprecher aller im Parlament vertretenen Parteien zu einer Einschätzung gebeten.

Die Wissenschaftssprecher der Parlamentsparteien zu den anstehenden Aufgaben

hochschullandschaft, wo gehst Du hin?

andrea kuntzl, sPÖ
katharina cortolezis-

schlager, ÖvP
Martin Graf, FPÖ kurt Grünewald,  

Die Grünen
rainer Widmann, 

BZÖ
stefan Markowitz, 

team stronach

1. Frage: Wie beurteilen Sie die Ergebnisse der Wissenschafts- und Innovationspolitik in der zu Ende gehenden Legislaturperiode?

Die Ergebnisse sind 
gut. Wir haben uns 
nach dem Urteil des 
Verfassungsgerichts-
hofs zu den Studien-
gebühren mit der ÖVP  
geeinigt und im Sinne 
einer Verwaltungsre-
form die  Qualitäts-
sicherungsagentur 
AQA geschaffen. Die 
UG-Novelle brachte 
die Möglichkeit, me-
dizinische Fakultäten 
zu gründen. Auch die 
Regelungen zur Stu-
dienplatzfinanzierung 
sind positiv.

Wir haben viel er-
reicht, die Autonomie 
der Universitäten ge-
stärkt, die Studienein-
gangsphase verbessert 
und die  Weichen für 
ein modernes Quali-
tätsmanagement im  
Hochschulbereich ge-
stellt. Die Eckpunkte 
einer kapazitätsorien-
tierten   Universitäts-
finanzierung  stehen 
fest.  Auch beschlos-
sen wir ein Qualitäts-
verbesserungspaket 
für stark nachgefragte 
Studienfelder. 

Seit 2008 haben drei  
ÖVP-Wissenschafts-
minister kläglich ver-
sagt, die Universitäten 
ausgehungert und   
miserable hochschul-
politische Verhältnisse 
geschaffen, die noch 
Generationen anhal-
ten werden. Es kann 
nicht sein, dass das 
Wissenschaftsministe-
rium zu einem Spar-
verein mutiert und 
Rücklagen von über 
500 Millionen Euro 
bildet, während die 
Unis an allen Ecken 
krachen. 

Im Bereich der Uni-
versitäten ist das 
Budget gesunken. 
Das  Bundesfinanz-
rahmengesetz zeigt 
bis 2017 ein lau-
fendes Minus.  Große 
Finanzierungslücken 
bestehen beim für die 
Grundlagenforschung 
verantwortlichen FWF, 
der Verbesserung 
der universitären 
Infrastruktur und des 
Risikokapitals. Bei der 
betriebsnahen ange-
wandten Forschungs-
finanzierung gibt es  
Verbesserungen.  

Die Regierung ver-
fehlte ihr Ziel,  kon-
krete Maßnahmen 
zur Erhöhung der 
Absolventenquote  
zu setzten. Außer-
dem wollte  die 
Bundesregierung die 
Forschungsquote bis 
2010 auf drei Prozent 
des BIP anheben 
und bis 2020 vier 
Prozent erreichen. 
Die Forschungsquote 
beträgt 2013 aber 
nur 2,8 Prozent. Die 
Gruppe der Innovation 
Leaders bleibt für uns  
unerreichbar.

Die Forschungsquote 
hat sich gut entwi-
ckelt und liegt jetzt 
bei 2,8 Prozent des 
BIP. Hightech-Unter-
nehmen haben wegen 
ihrer forschungs-
bedingt führenden 
Position mittlerweile 
Exportquoten von 
über 90 Prozent. 
Diese beachtliche Ent-
wicklung ist  weiter 
zu unterstützen, um 
den Weg Österreichs 
als eine der führen-
den europäischen 
Forschungsnationen  
fortzusetzen.

2. Frage: Sind Sie prinzipiell für die Einführung von  Zugangsbeschränkungen für Hochschulstudien?   
Wenn ja: Sollen diese flächendeckend eingeführt werden oder nur bestimmte, besonders überlaufene Studien betreffen? Wie sollen Zugangsbe-
schränkungen geregelt werden? Sind Sie für eine Ausweitung der nun in einer Testphase befindlichen kapazitätsorientierten Universitätsfinanzierung? 
Wenn nein: Wie sollen Universitäten mit zu geringen Kapazitäten in bestimmten Studienfächern umgehen?

Wir sind gegen Zu-
gangsbeschränkun-
gen. Laut UG-Novelle 
gibt es eine definierte 
Anzahl von Plätzen 
für stark nachgefragte 
Fächer, gleichzeitig 
erhöht sich die An-
zahl der Professuren. 
Von der Möglichkeit 
von Aufnahmeprü-
fungen machten die 
Universitäten keinen 
Gebrauch, weil die 
Mengen so gewählt 
waren, dass sie nicht 
überschritten wurden. 
Dieses System hat 
funktioniert.

Wir sind für faire Zu-
gangsregeln bei  Stu-
dienangeboten mit zu 
hoher Nachfrage. Die 
Betreuungsrelation 
pro Studierendem soll 
eine Planungsgröße 
bei der Budgetmit-
telzuteilung werden. 
Die Neugestaltung der 
Universitätsfinanzie-
rung, wie sie die UG 
Novelle 2013 regelt, 
ist ein wichtiger erster 
Schritt in diese Rich-
tung. 

Den freien Hochschul-
zugang aufzugeben, 
ist ein trauriges 
Zeichen für die miss-
glückte Hochschul-
politik. Wir sprechen 
uns entschieden 
gegen Zugangsbe-
schränkungen für 
Hochschulstudien 
– neben der Matura 
und Studienberechti-
gungsprüfung – aus. 
Zugangsbeschrän-
kungen widerspre-
chen den Interessen 
der Studierenden und 
nützen lediglich den 
Regierenden.

Zugangsbeschrän-
kungen sind Not-
wehraktionen wegen 
mangelnder Ressour-
cen.  Nötig ist ein 
stufenweiser Ausbau 
der Studienplätze an 
Fachhochschulen und 
Universitäten.  Ein 
innerösterreichischer 
Ausgleich von Unter- 
und Überkapazitäten 
soll über eine Studi-
enplatzbörse verbes-
sert werden. Für die 
richtige  Studienwahl 
wären  Schnupper-
wochen an Unis und 
FHs sinnvoll. 

Alle Universitäten 
sollen Aufnahmever-
fahren entwickeln, die 
den Bedingungen des 
Studiums entsprechen 
und die potenziellen 
Studenten über die 
Anforderungen des 
jeweiligen Studiums 
informieren. Soge-
nannte „Knock-out-
Prüfungen“ sind aber 
abzulehnen. Für die  
kapazitätsorientierte 
Universitätsfinan-
zierung ist  eine 
Bedarfs- und Kapazi-
tätserhebung nötig. 

Ja. Wir brauchen 
Autonomie auf allen 
Ebenen, also auch be-
züglich der Aufnahme 
von Studenten, und 
hinreichende budge-
täre Ausstattung, um 
auch höchstmögliche 
Qualität in allen rele-
vanten Bereichen bie-
ten zu können. Eine 
kapazitätsorientierte 
Studienfinanzierung 
ist derzeit nicht um-
setzbar (siehe nächste 
Frage).
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3. Frage: Sind Sie prinzipiell für die Einhebung von Studiengebühren? Wenn ja, welches Modell bevorzugen Sie? Sollen die Universitäten 
diese autonom einheben dürfen? 

Wir sind gegen Stu-
diengebühren. Wir 
haben uns mit dem 
Koalitionspartner 
geeinigt, diese nur 
für nicht berufstätige 
Studenten, die die 
Mindeststudiendauer 
um mehr als zwei 
Semester überzogen 
haben, und Nicht-EU-
Bürger einzuheben. 
Der Verfassungsge-
richtshof hat unsere 
Position bestätigt, 
dass die autonome 
Studiengebühren-
Einhebung durch die 
Unis rechtswidrig ist.  

Ein international 
angemessener pri-
vater Beitrag zu den 
Studienkosten bei 
gleichzeitigem Ausbau 
des Stipendienwesens 
ist ein wichtiges bil-
dungspolitisches Ziel. 
Kooperationen mit 
den besten Hochschu-
len der Welt können 
erst dann offensiv 
ausgebaut werden, 
wenn die internatio-
nalen  Studierenden  
einen angemessenen 
Beitrag  zum Stu-
dienangebot leisten 
müssen.

Studiengebühren 
sollten als letztes Mit-
tel zur Finanzierung 
der Universitäten im-
plementiert werden. 
Da Österreich einen 
großen Zulauf an aus-
ländischen Studenten 
hat und hier die 
meis ten aus Deutsch-
land kommen, for-
dern wir schon seit 
2011, dass endlich 
das Herkunftsland-
Prinzip zum Schutz 
des österreichischen 
Hochschulstandortes 
wieder eingeführt 
wird. 

Der Verwaltungsge-
richtshof hat Minis-
ter Töchterle eine 
klare Absage erteilt. 
Über 60 Prozent der 
Studierenden sind 
gezwungen, sich die 
Studienkosten durch 
Arbeit zu verdienen, 
was zu längeren 
Studienzeiten und 
Studienabbrüchen 
führt. Ein Ausbau 
von Studienbeihilfen 
wäre zumindest bis 
zur Erreichung des 
EU-Schnitts, den wir 
deutlich unterschrei-
ten, sinnvoll.  

Wir wollen eine  bun-
desweite Grundgebühr 
von 500 Euro. Die 
Universitäten können 
weitere Gebühren 
einheben, wenn sie 
diese begründen.  
Wer sein Studium in 
Mindestzeit plus zwei 
Toleranzsemester ab-
solviert, bekommt die 
Gebühren nach Studi-
enabschluss  inklusive 
Zinsen refundiert. 
Pro „Mehrsemester“ 
steigen die Gebühren 
dagegen exponentiell.  

Wir sind für die auto-
nome Festlegung und 
Einhebung von Stu-
dienbeiträgen, deren 
Höhe sich nach dem 
Bedarf in Industrie, 
Wirtschaft und Gesell-
schaft orientiert. Das 
Studienbeitragssystem 
soll von einem fairen 
und transparenten 
 Stipendiensystem 
begleitet werden, um 
allen Befähigten die 
gleiche Chance zu 
studieren zu geben. 
Leistung soll belohnt 
werden.

4. Frage: In welche Richtung und mithilfe welcher Instrumente soll die österreichische Hochschullandschaft weiterentwickelt werden? 

An einem  Hochschul-
plan wird gearbeitet. 
Mit Zugangsbeschrän-
kungen befasst sich 
künftig der Haupt-
ausschuss des Nati-
onalrats. Ziel ist, die 
Kapazitäten an die 
Zahl der  Studenten  
anzupassen statt um-
gekehrt.
Wichtig ist auch, die 
Unis vergleichbar zu 
machen: Wenn eine 
Ausbildung an einer 
Uni mehr kostet als 
an einer anderen, sind 
die Gründe zu  klären.   

Der Hochschulraum 
braucht dringendst 
verbindliche  Ent-
scheidungsgrundlagen 
für mehr Planbarkeit,  
Qualitätsbewusstsein 
in Forschung und 
Lehre, für eine Ent-
lastung von zu stark 
nachgefragten Stu-
dienrichtungen und 
mehr Effizienz. Neben  
mehr Universitäts-
autonomie, Interna-
tionalität, Mobilität 
und Durchlässigkeit  
brauchen wir Anreize 
zur Erhöhung der 
Drittmittel.

Schon 2009 haben 
wir einen  „Zwölf- 
Punkte-Plan  für 
Österreichs Universi-
täten“  vorgeschlagen. 
Darin forderten wir 
ein Festhalten an der 
forschungsgeleiteten  
Lehre, die Evaluie-
rung der Tätigkeit 
des Universitätsma-
nagements mittels 
Studentenbefragung, 
3.000 zusätzliche 
Stellen für Lehrperso-
nal bis 2015 und die 
Erstellung einer Ge-
samtsanierungs- und 
Neubauplanung.

Der Anteil der Fach-
hochschulen am ter-
tiären Bildungssektor 
ist zu verdoppeln.  
Exzellenzzentren 
sind an Universitäten 
einzurichten und For-
schungsverbünde in-
nerhalb und zwischen 
den einzelnen Univer-
sitäten anzustreben.  
Universitäten sind  
teamorientierter und 
weniger hierarchisch 
zu führen.  Dazu ist 
das  Kuriensystem 
durch eine Hoch-
schullehrerkurie zu 
ersetzen.  

Die Studienlandschaft  
muss  modernisiert, 
das UG 2002 no-
velliert werden.  Die 
Universitäten sollen in 
ihren Finanzierungs-, 
Verwaltungs- und 
Personalmodalitäten 
mehr Freiheiten, aber 
auch mehr Verantwor-
tung und Pflichten für 
den gesellschaftlichen 
Bildungsauftrag erhal-
ten. Sie sollen damit 
qualitativ gestärkt 
werden und eine spe-
zifische Standortprä-
gung erhalten.

Um unseren Univer-
sitäten eine gezielte 
Weiterentwicklung 
hin zu den besten 
Europas und den 
weiteren Ausbau der 
Fachhochschulen zu 
ermöglichen, ist für 
den Bereich der hö-
heren Bildung eine Fi-
nanzierungsquote von 
zwei Prozent des BIP 
bis zum Jahr 2020 
anzustreben (derzei-
tiger Stand: etwa 1,4 
Prozent). 

5. Frage: Welche Maßnahmen sollten Ihrer Ansicht nach ergriffen werden, um den Transfer wissenschaftlicher Ergebnisse in wirtschaftlich 
nutzbare Innovationen zu verbessern? Halten Sie den mit der FTI-Strategie der Bundesregierung eingeschlagenen Weg für richtig? Ist diese 
schon ausreichend umgesetzt worden?

Die FTI-Strategie 
sieht hier die richtigen 
Maßnahmen vor. Die 
Bridge-Programme der 
FFG, die eine Brücke 
zwischen Grundla-
genforschung und 
Praxisbezug herstellen, 
sollten noch stärker 
ausgebaut werden. 
Wichtig ist hier auch, 
dass die Arbeit der 
FFG zu Themen wie 
Mobilität, Energie und 
Umwelt, Informati-
onstechnologie sowie 
Produktionsprozesse 
gebündelt wurde.

In Forschung und 
Entwicklung sollte 
die Zusammenarbeit 
zwischen Wissenspro-
vidern, Unternehmen 
und dem öffentlichen 
Sektor stimuliert 
werden. Mit der FTI-
Strategie des Bundes 
werden wichtige Ent-
wicklungsziele formu-
liert und  umgesetzt.   
Entrepreneurship-Zen-
tren an den Hochschu-
len sollten  Start-Ups 
von der  Geschäftsidee 
bis  zur Markteinfüh-
rung unterstützen. 

Wir brauchen mehr 
Anreize für Private und 
besonders für KMU, 
damit diese bereit sind, 
mehr Kapital für For-
schung und Entwick-
lung einzusetzen. Die 
FTI-Strategie der Bun-
desregierung ist sehr zu 
begrüßen, jedoch man-
gelt es an einer konse-
quenten Umsetzung. 
Die FTI-Strategie ist 
ein sehr ambitioniertes 
Unterfangen, doch 
wird wenig Herzblut 
in deren Umsetzung 
gelegt.

Der Transfer wissen-
schaftlicher Ergebnisse 
in die Anwendung 
wurde durch die 
Aufgabe eines entspre-
chenden Programms 
des FWF behindert. 
Das kann jedoch durch 
neue Programme, 
Einrichtungen und Be-
ratungen wettgemacht 
werden. Die FTI-
Strategie des Bundes 
ist über weite Strecken 
sehr vernünftig und 
engagiert. Allerdings ist  
keines der  Vorhaben 
finanziell abgesichert.

Wie eingangs erwähnt, 
wurden bisher nicht 
einmal die ohnehin 
nicht sehr ambiti-
onierten Ziele der 
Bundesregierung im 
Forschungsbereich 
erreicht. Auch  besteht 
keine Hoffnung, dass 
sich dies ändern wird. 
Es braucht viel mehr 
Investitionen in den 
Zukunftsbereichen 
Bildung, Wissenschaft 
und Forschung, damit 
Österreich internatio-
nal wettbewerbsfähig 
bleibt.

Hier bedarf es einer 
Abstimmung der 
 jeweiligen Studien-
angebote sowie einer 
gut entwickelten 
Zusammenarbeit 
zwischen den Univer-
sitäten untereinander 
sowie mit Industrie und 
Wirtschaft.
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Mit 288 Seiten war es ein umfangreiches 
Regierungsprogramm, das Bundes-

kanzler Werner Faymann und der damalige 
Vizekanzler Josef Pröll am 3. Dezember 2008 
vorlegten. Und zumindest in einem Punkt 
waren sich die beiden einig: „Die Herausfor-
derungen an die Politik sind groß“, nicht 
zuletzt angesichts der dräuenden Finanz- und 
Wirtschaftskrise, verlauteten sie in dessen 
Präambel. Unter anderem vereinbarten die 

Koalitionsparteien, „an der bewährten 3-Säu-
len-Strategie der Finanz- und Wirtschafts-
politik weiter festzuhalten“ und einen 
 „ausgeglichenen Haushalt über den Kon-
junkturzyklus“ zu erzielen. Ein „Nulldefizit“ 
fand indessen bislang nicht statt und wäre 
freilich eine Novität gewesen – einmal abge-
sehen vom Jahr 2001, in dem der damalige 
Finanzminister Karl-Heinz Grasser ein sol-
ches  darstellte. Wie immer, gilt für ihn auch 
in diesem Fall die Unschuldsvermutung. 
Das angekündigte Programm zur ther-
mischen Gebäudesanierung mit einem Volu-
men von 100 Millionen Euro setzte die Re-
gierung um. Was es unterm Strich brachte, 
ist umstritten. Wenig zu merken war auch 
von der „Verbesserung der rechtlichen Rah-
menbedingungen für Leitungsbau und -er-
weiterungen von nationalem Interesse 
(Strom- und Gasleitungen)“ samt entspre-

chenden Verfahrensbeschleunigungen. Und 
der avisierte „Lückenschluss im österreichi-
schen 380-kV-Leitungsring“ erfolgte leider 
ebenfalls nicht „in dieser Legislaturperiode“. 
Doch immerhin führte die Regierung „ge-
setzliche Regelungen zur Beschleunigung 
und Vereinfachung des Prozederes beim An-
bieterwechsel“ ein, stärkte, wie angekündigt, 
die Marktaufsicht und schuf überdies 
„gesetzliche(n) Regelungen zur Einführung 
von Smart Metering und Smart Grids“. Die 
„neue energie- und klimapolitische Gesamt-
strategie für Österreich“ legten die Minister 
Reinhold Mitterlehner und Nikolaus Ber-
lakovich zwar im März 2010 vor, beschlossen 
wurde sie aber bis heute nicht.  Und mit dem 
„Projekt Nabucco“ setzte die Regierung letzt-
lich eher nicht die richtige „Top-Priorität in 
der österreichischen Energie-Außenpolitik“. 
Einige Fortschritte wurden in der For-
schungspolitik erzielt. So gelang es beispiels-
weise, wie gewollt „eine nationale FTI-Stra-
tegie (zu) entwickeln“. Nach langem Hin 
und Her konnte die Regierung auch das 
„Bundesklimaschutzgesetz“ zustande brin-
gen, wenngleich dessen Wirksamkeit abzu-
warten bleibt.

Ab durch die Rettungsgasse 
Im Gesundheitsbereich gelang Minister Alois 
Stöger die „Erstellung nationaler Gesund-
heitsziele“ und die Einführung  der elektro-
nischen Gesundheitsakte (ELGA) – wenn-
gleich das entsprechende Gesetz laut einer 
Expertise im Auftrag der Wiener Ärzte-
kammer verfassungswidrig ist. Weitgehend 
umgesetzt wurde auch die Sanierung der 
Krankenkassen, wozu nicht zuletzt die Phar-
maindustrie ihren Beitrag leistete. 
Zumindest bei Redaktionsschluss noch 
nicht umgesetzt war „zeitgemäßes und leis-
tungsorientiertes Dienst- und Besoldungs-
recht“ für die Lehrerschaft. Ein durchaus 
beachtlicher Schritt ist die Einführung der 
zweistufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit per 
1. Jänner 2014  – die größte Verwaltungs-
reform seit Jahrzehnten, die nicht eben ein-
fach umzusetzen war. Die Finanztransakti-
onssteuer, für die sich die Regierung 
einsetzen wollte, dürfte nicht zuletzt zum 
Leidwesen Maria Fekters nicht in der ge-
wünschten Form kommen. Auf zumindest 
einen Erfolg kann übrigens Verkehrsminis-
terin Doris Bures verweisen: „Ihre“ Ret-
tungsgasse gibt es mittlerweile. (kf)  z
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Versprochen – gehalten 

Potpourri am 
 Ballhausplatz     

„Die herausforde-
rungen an die Politik 
sind groß.“ 
Aus der Präambel zum Regierungs-
programm vom 3. Dezember 2008
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Geschichte: Das kabinett Faymann I in Originalzusammensetzung am 2. Dezember 2008, 
damals noch mit Josef Pröll (sitzend, 4. von rechts) als Vizekanzler 

Für das Kabinett Faymann I lief keineswegs alles nach 
Wunsch, zeigt ein Blick ins Regierungsprogramm vom 
 Dezember 2008. Doch eine veritable „Nullnummer“ legte  
die Regierung auch nicht hin. 
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Der weltweite Medienrummel um Eric Snowden, der Details 
über Abhörprogramme des US-Nachrichtendiensts NSA an 

die Öffentlichkeit spielte, hat eine breite Diskussionsfront eröff-
net: Nicht nur darüber, was Geheimdienste so tun, um an Daten 
zu kommen, die sie interessieren, sondern vor allem auch, was sie 
heute tun können, wenn sie die Möglichkeiten einer digitalen Welt, 
in der jeder von uns Spuren hinterlässt, dafür nutzen.  
Als 1969 ein Projekt zum Vernetzen einiger US-Universitäts-Rech-
ner realisiert wurde, rechnete wohl niemand damit, dass damit der 
Kern eines weltumspannenden Netzwerks geschaffen wurde, über 
das 40 Jahre später Milliarden Menschen miteinander verbunden 
sein würden. Über den Einfluss des Internets auf unser aller Arbeits- 
und Freizeitverhalten, auf die Form öffentlicher Diskurse, auf die 
Möglichkeiten politischer Beteiligung, ja sogar auf das Sprachverhal-
ten der Menschen sind unzählige Untersuchungen gemacht worden. 
Was auf der einen Seite ungeahnte Möglichkeiten eröffnet hat, 
birgt auf der anderen Seite neue Gefahren: Bisher unbekannte 
Formen der Kriminalität nutzen gezielt die überallhin reichende 
Vernetzung und bedrohen Personen, Unternehmen und Verwal-
tungsapparate. Manche Aspekte muten gespenstisch an: „Was 

passiert, wenn kritische Infrastrukturen wie die Energieversor-
gung eines Landes das Ziel von Angriffen werden“, gibt Walter 
Seböck zu bedenken. Auch führt er die Möglichkeit vor Augen, 
dass nicht nur Finanztransaktions- und Sozialversicherungsdaten, 
sondern ganze Identitäten „gestohlen“ und missbraucht werden 
können. Seböck leitet das Department für E-Governance an der 
Donau-Universität Krems, wo er auch den Studiengang „Informa-
tion Security Management“ aufgebaut hat. Er wird im Rahmen der 
Alpbacher Technologiegespräche den von der niederösterreichi-
schen Wirtschaftsagentur ecoplus organisierten Arbeitskreis zum 
Thema „Web Attack! Der Kampf gegen Hacker und Datenverlust“ 
moderieren. Dabei sollen die Auswirkungen derartiger Phänomene 
für Unternehmen ebenso zur Sprache kommen wie die Strategien 
der Strafverfolgungsbehörden, den neuen Formen der Kriminalität 
Herr zu werden. Die Arbeitsweise von „guten“  und „bösen“ Ha-
ckern wird ebenso beleuchtet wie verschiedene Ansätze, zu einer 
weitergehenden Regulation dessen, was im Internet passiert, zu 
kommen. Und schließlich geht es darum, das Bewusstsein der User 
für den Umgang mit den eigenen, oft sehr persönlichen Daten zu 
schärfen.

 ALPBACH-SPEZIAL 

Web Attack! 
Der Kampf gegen Hacker und Datenverlust
Ein von ecoplus organisierter Arbeitskreis bei den Technologiegesprächen in 
 Alpbach widmet sich einer Thematik, die die Kehrseite der zahlreichen Errungen-
schaften der digitalen Vernetzung darstellt. Experten aus Wissenschaft, Unternehmen 
und Exekutive beleuchten, welche Bereiche in Wirtschaft und Gesellschaft von  
Cybercrime betroffen sind und welche Maßnahmen man dagegen setzen kann.
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Die Motivationen, das Internet als „Tatwerkzeug“ für kri-
minelle Handlungen zu benutzen, können höchst unter-

schiedlich sein: Vom sportlichen Aspekt des Auslösens größerer 
Schadereignisse bis zum unerlaubten Zugriff auf Daten eines 
Konkurrenten, vom finanziellen Betrug bis hin zur Sabotage einer 
Anlage, um damit ihren Betrieb zu stören, reicht die Bandbreite 
an Beweggründen, die zum virtuellen Verbrechen führen. Was 
Ende der 1980er-Jahre, als die ersten Computerviren aufkamen, 
als spitzbübisches Fallenstellen begonnen haben mag, hat längst 
einen hohen Grad an Professionalität und Organisation erreicht. 
„Zu zeigen, wie gut man ist oder was man kann, hat als Moti-
vation für Straftaten deutlich abgenommen“, analysiert Leopold 
Löschl. Löschl ist Leiter des Büros für Computer- und Netzwerk-
kriminalität beim Bundeskriminalamt und als solcher gleichsam 

Österreichs oberster Cyber-Polizist. Seiner Erfahrung nach sind 
die meisten via Internet begangenen Delikte Betrugshandlungen 
und zielen darauf ab, ihren Auftraggebern  Geld zu verschaffen. 
Daneben spielt auch das Ausspionieren von geschützten Daten 
und das gezielte Schädigen der IT-Infrastruktur eines Konkur-
renten eine nicht unbedeutende Rolle. 
Der Einsatz der verschiedensten Arten von Schadprogrammen 
(englisch Malware, also etwa Viren, Würmer, Trojaner oder Spy-
ware) steht heute eher im Dienst organisierter krimineller Hand-
lungen, als dass er die Folge von Wichtigtuerei und Ruhmsucht 
wäre. In den vergangenen Jahren hat es beispielweise große 
Probleme mit dem sogenannten Bundespolizei-Trojaner gegeben, 
wie Löschl erzählt. Ist ein PC von diesem Eindringling befallen, 
wird dem User vorgetäuscht, das Gerät sei behördlich gesperrt 

Der rasante Fortschritt in der Informations- und Kommunikationstechnologie lässt 
zahlreiche Angriffsflächen für kriminelle Attacken entstehen. Neben Computer-Netz-
werken sind verstärkt auch mobile Endgeräte im Fokus. Die ermittelnden Behörden 
rüsten sich organisatorisch und durch spezielle Weiterbildung.       

Verbrecherjagd im Cyberspace 
Computerkriminalität und ihre Bekämpfung

Computerkriminalität hat heute einen hohen Grad an Professionalität und Organisation erreicht.

aLPBaCh SPeZIaL 
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worden und könne gegen Überweisung eines Geldbetrags wieder 
in den ursprünglichen Zustand versetzt werden. Nicht wenige 
haben die angeforderte Summe überwiesen, ohne dass ihr Rechner 
den Trojaner losgeworden wäre.

Verbrechen ohne Kontakt zum Opfer
„Wir haben es hier mit einer ganz neuen Form von Straftaten 
zu tun“, gibt Löschl zu bedenken. Denn via Internet sei es mög-
lich, ein Verbrechen zu begehen, ohne einen persönlichen Bezug 
zu seinem Opfer herzustellen. Die rasante technische Entwick-
lung arbeite zudem für die Kriminellen, wie Löschl erläutert. 
Die Verteilung von Rechen- und Speicherkapazität im Sinne 
des immer stärker verbreiteten Cloud Computings mache einen 
komfortablen Zugriff auf sensible Daten möglich. Auch gehe 
die Entwicklung neuer Schadsoftware so rasch vor sich, dass 
kein Anti-Virus-Programm damit Schritt halten könne. Mit 
sogenannten Bot-Netzen ist es heute möglich, die Kontrolle 
über fremde Rechner zu erlangen und diese in ein kriminelles 
Netzwerk einzubinden. Immer mehr werden auch Social-Media-
Plattformen wie Facebook oder Twitter für illegale Aktivitäten 
benutzt, die zunehmende Internet-Anbindung mobiler Endgeräte 
(Tablets, Smartphones), ja sogar von Haushaltsgeräten, trägt zur 
Verbreitung neuer Phänomene von kriminellen Aktivitäten bei. 
Davon kann auch Ruchna Nigam ein Lied singen: „In jedem Ge-
spräch, das ich im Zusammenhang mit meiner beruflichen Tätig-
keit führe, werde ich nach ungefähr fünf Minuten gefragt, ob 
mobile Malware wirklich ein Thema ist“, erzählt Nigam, die als 
Analystin für das Fortinet Threat Research and Response Center 
arbeitet. Smartphones, die von ihren Benutzern fast immer mit 
sich herumgetragen werden und dabei ständig mit dem Internet 
verbunden bleiben, stellen ihrer Meinung nach das perfekte An-
griffsziel dar. In Kombination mit GPS, Kamera und Mikrofon ent-
steht so etwa ein hervorragendes Werkzeug zum Mitschneiden 
und Spionieren. In vielen Fällen würden sich die Schadprogramme 
als harmlose Apps oder Spiele tarnen, zielen aber – neben dem 
Ausspionieren – meist darauf ab, einen Handy-User um Geld zu 
prellen. Der angerichtete Schaden kann vom (kostenpflichtigen) 
Verschicken von SMS an Premium-Nummern bis zum Diebstahl 
von TANs (jener Einmalpasswörter, die Banken zur Authentifi-
zierung von Online-Transkationen auf ein Mobiltelefon schicken) 
gehen. In Verbindung mit traditioneller PC-Malware kann damit 
Online-Bankbetrug im großen Stil betrieben werden. 

Organisierte Cyberkriminalität
Den ermittelnden Behörden geben die vielfältigen Formen von 
Cybercrime besondere Nüsse zu knacken auf: „Die kriminellen 
Aktivitäten lassen sich rund um die Welt und rund um die Uhr 
verteilen, ohne dass man sich persönlich in einem kriminellen Mi-
lieu bewegen müsste“, sagt Löschl. Auf diese Weise seien Struk-
turen entstanden, innerhalb derer Dienstleistungen angeboten 
und zugekauft werden, ohne dass sich die Handelnden persönlich 
kennen würden. Durch den Einsatz von Verschlüsselungstech-
nologien und Anonymisierungsdiensten ist es Cyberkriminellen 
zudem möglich, ihre Spuren zu verwischen und sich polizeilichen 
Ermittlungen zu entziehen. 

Die ermittelnden Behörden müssen demgegenüber den Weg des 
Verbrechens über verschiedene Länder der Welt nachzeichnen, 
was eine Zusammenarbeit über Staatsgrenzen hinweg erforder-
lich macht. Die Strafverfolgung über Rechtshilfeansuchen ist aber  
formal aufwendig und langsam im Vergleich zur Agilität der ver-
brecherischen Aktivitäten. Darüber hinaus sind unterschiedliche 
Gesetzeslagen in unterschiedlichen Teilen der Welt zu berück-
sichtigen: Was in einem Land erlaubt sei, könne in  einem anderen 
verboten sein, so Löschl. 

Ausbildungsprogramm für Ermittler
Bei der Bekämpfung der verschiedenen Formen der Computer-
kriminalität müssen aber nicht nur Behörden unterschiedlicher 
Länder, sondern auch solche unterschiedlicher Kompetenz zusam-
menarbeiten. „Wirtschaftskriminalität ist heute untrennbar mit Cy-
bercrime verbunden“, bestätigt Ireen Winter, die als Projektleiterin 
am Austrian Center for Law Enforcement Sciences der Uni Wien 
arbeitet und an der FH Wiener Neustadt (Fakultät Sicherheit) einen 
Lehrgang zur Weiterbildung zu beiden Arten  des Verbrechens 
aufgebaut hat. Zu deren Bekämpfung müssten Kriminalpolizei und 
Finanzbehörden mit Spezialisten aus der Justiz und IT-Experten 
zusammenarbeiten. „Der Lehrgang wurde in Kooperation mit dem 
Innen- und dem Finanzministerium in fast zweijähriger Vorberei-
tungszeit von einem großen Team entwickelt, dem zahlreiche Prak-
tiker aus den Behörden angehörten. Dabei hat jeder eingebracht, 
was er braucht, um seine Arbeit theoretisch zu untermauern“, er-
zählt Winter. Das Programm enthält daher Module zu rechtlichen 
und wirtschaftlichen Aspekten, aber auch zu technischen Fragen 
der Computerkriminalität. „Für viele Kriminalisten ist das Steu-
errecht ebenso Neuland wie IT-Forensik und Beweissicherung im 
Internet für einen Finanzbeamten“, erklärt Winter das Konzept. Bei 
den immer größer und immer komplexer werdenden Ermittlungs-
verfahren sei aber eine Zusammenarbeit über die verschiedenen 
Kompetenzfelder hinweg erforderlich, da brauche man Experten 
für Zahlungsverkehr ebenso wie Spezialisten für Datenspionage. 
Wichtig sei dabei auch, ein Ermittlungsverfahren so sauber abzu-
wickeln, dass die Gerichte auf der Grundlage des zusammengetra-
genen Materials hinterher auch Urteile fällen können. 

Leopold Löschl, Bundeskriminalamt, 
koordiniert die polizeilichen Aktivi-
täten zu Cybercrime.

Ireen Winter leitet an der FH Wiener 
Neustadt einen Lehrgang zu Com-
puter- und Wirtschaftskriminalität.
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Ein Aspekt, der bei einem solchen Großverfahren nicht unter-
schätzt werden darf, ist die Kommunikation mit der Öffent-
lichkeit: „Bei Verfahren der Wirtschaftskriminalität besteht ein 
berechtigtes Interesse an Information. Dabei muss aber die Ba-
lance mit Fragen des Opfer- und Täterschutzes gewährt werden“, 
erläutert Winter die Problematik. Zudem bestehe die Gefahr, 
dass komplexe Zusammenhänge in Medien verkürzt dargestellt 
werden. Eine entsprechende Schulung in Fragen der Öffentlich-
keitsarbeit sei daher in diesem Bereich besonders wichtig. Der 
dreisemestrige Lehrgang an der FH Wiener Neustadt läuft derzeit 
im ersten Durchgang, nach Abschluss im Jänner 2014 will man die 

Ergebnisse evaluieren und gegebenenfalls Aufbau und Auswahl 
der Referenten nachjustieren.

Nationale und internationale Rahmenbedingungen
Was die gesetzlichen Rahmenbedingungen zum Thema Cyber-
crime betrifft, ist Winter mit dem, was man in Österreich erreicht 
hat, durchaus zufrieden: „Wir haben die Rechtslage an die eu-
ropäischen Vorgaben angepasst und die Voraussetzungen für 
länderübergreifende Zusammenarbeit geschaffen.“ Das kann 
Leopold Löschl auch von Polizei-organisatorischer Seite bestäti-
gen: „Wir haben bereits 2011 ein Projekt zur Erstellung einer Ge-
samtstrategie gestartet und sind jetzt mitten in der Umsetzung“, 
erzählt er. Im Zuge dessen wurde auch das Cybercrime Compe-
tence Center gegründet, das als zentraler Ansprechpartner für 
grenzüberschreitende Aktivitäten, aber auch als Anlaufstelle für 
österreichische Ermittler zur Verfügung steht. „Es ist auf diesem 
Gebiet auch wichtig, die Basis zu unterstützen“, so Löschl: „Der 
Beamte, der den Fall aufnimmt, sollte wissen, was hereinkommen 
kann und wie er damit umgehen muss.“ Dazu werden Schulungen 
abgehalten und die benötigten Mittel zur Verfügung gestellt. In-
ternational haben sich die Staaten des Europarats mit einigen 
außereuropäischen Ländern auf die „Convention on Cybercrime“ 
geeinigt. „Was wir nicht haben, aber uns dringend wünschen 
würden, ist ein globaler Rahmen für unsere Arbeit“, meint Löschl. 
Doch das scheitere noch an der grundsätzlich unterschiedlichen 
Bewertung, die das Internet in verschiedenen Ländern erhalten 
würde.

Auf die Frage, was ein Hacker ist, hat der deutsche Com-
puter-Aktivist Wau Holland einmal die Antwort gegeben: 

„Ein Hacker ist jemand, der versucht, einen Weg zu finden, wie 
man mit einer Kaffeemaschine Toast zubereiten kann.“  Der 
Nerd, der Tüftler, der jedes technische Gerät bis an seine Gren-
zen und darüber hinaus ausreizt und sich mit anderen dabei 
innerhalb einer Szene misst, ist das Urbild dessen, was man in 
verschiedenen Bereichen der Technik als „Hacker“ zu bezeich-
nen begann. In jüngerer Zeit hat sich der Begriff immer stärker 
auf den Bereich der Informationssicherheit verengt und dabei 
jenen Beigeschmack angenommen, den er heute in der breiteren 
Öffentlichkeit hat: Meist stellt man sich dabei einen jüngeren 
Mann vor, der in einer Art Studentenbude sitzt und sich unter 
Ausnutzung von schwierig zu findenden Sicherheitslücken und 
mithilfe ausgeklügelter Tricks Zugriff auf ein sonst kaum zu-

gängliches Computersystem verschafft – nicht selten in krimi-
neller Absicht. 
Tatsächlich ist auch im Bereich IT-Security die Hacker-Szene we-
sentlich vielfältiger. „Man muss unterscheiden zwischen soge-
nannten ‚White Hats‘, die auf legale Weise auf Sicherheitsmängel 
hinweisen, und ‚Black Hats‘, die in krimineller Art und Weise und 
profitorientiert agieren“, erklärt Adrian Dabrowski. „Die weißen 
Hüte“ unterwerfen sich dabei zumeist einer Verhaltensnorm, die 
man „Responsible Disclosure“ nennt: Entdeckte Schwächen des 
Systems werden den dafür Verantwortlichen gemeldet, ohne die 
Sache an die große Glocke zu hängen. Nicht immer lassen sich die 
beiden Gruppierungen allerdings scharf voneinander trennen: „Mit 
dem Ausdruck ‚Grey Hat‘ bezeichnet man jemanden, der nach 
außen vorgibt, zu den Guten zu gehören, aber insgeheim doch ver-
kauft, was er weiß“, erzählt Dabrowski. Einen nicht umstrittenen 

Das Smartphone, das wir immer und überall mit uns herumtragen, ist ein 
perfektes Angriffsziel.

Ein Team der TU-Wien hat sich schon mehrmals höchst erfolgreich an akademischen Hacker-
Wettbewerben beteiligt. Das Wissen der „White Hats“ ist auch in der Wirtschaft gefragt.     

Gute Hacker, böse Hacker
Wettbewerbe im Schwachstellen-Suchen
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Ruf hat auch das weltweit agierende Aktivistennetzwerk „Ano-
nymous“, das mit seinen Hacking-Attacken gesellschaftspolitische 
Ziele wie die Erhaltung der Redefreiheit oder den Protest gegen 
 global agierende Konzerne und Scientology verfolgt.

Wimpelstehlen auf elektronisch
Dabrowski ist nach Abschluss seiner Diplomarbeit an der TU Wien 
seit kurzem Mitarbeiter bei „Secure Business Austria“, einem in-
teruniversitären Forschungszentrum zu Fragen der Computersi-
cherheit. Außerdem organisiert er ein Team seiner Stammuni, das 
schon mehrmals höchst erfolgreich am größten akademischen Ha-
ckerwettbewerb der Welt, dem von der University of California in 
Santa Barbara veranstalteten „International Capture the Flag“ (iCTF) 
teilgenommen hat. Vorbild ist dabei das alte Pfadfinderspiel Wim-
pelstehlen, bei dem gegnerische Teams versuchen, einander mit 
List und Tücke ein Fähnchen zu entwenden. Bei der IT-Version des 
Spiels werden die Wimpel durch „beflaggte“ Dateien ersetzt, die auf 
den Servern der einzelnen Teams versteckt sind. Damit die Aus-
gangssituation fair ist, bekommt jedes Team einen Server zur Ver-
fügung gestellt, der mit denen der anderen Mannschaften identisch 
ist, von dem aber keiner zuvor weiß, wie er genau beschaffen ist. 
Ziel ist es, den gegnerischen Teams die beflaggten Dateien vom Ser-
ver zu stehlen und der Wettbewerbsleitung vorzuweisen. Dafür hat 
man acht Stunden Zeit, während derer man gleichzeitig den eigenen 
Server vor Angriffen sichern und eingebaute Sicherheitsmängel in 
den Rechnern der anderen Teams für Offensiven ausnutzen muss. 
Dabei spielen alle Teams gleichzeitig, also jeder gegen jeden. Das 
ganze findet in einem geschützten, von außen nicht zugänglichen 
Netzwerk (einem sogenannten „Virtual Private Network“) statt. Der 
Wettbewerb wird online ausgetragen, jede Hacker-Mannschaft sitzt 
an ihrem Heimstandort.
Bereits zweimal, in den Jahren 2006 und 2011, konnte das Team der 
TU Wien beim iCTF den ersten Platz unter immerhin 20 bis 50 (je nach 
Jahr) Teilnehmern erzielen, seit dem erstmaligen Antreten im Jahr 
2006 gelang jedes Mal eine Platzierung unter den Top 10. Der Bewerb 
steht meist unter einem bestimmten Generalthema. 2006, als die Wie-
ner Mannschaft zum ersten Mal den Sieg verbuchen konnte, wurde 

beispielsweise ein Bankenverbund simuliert. Eine der Aufgaben war 
dabei, Gewinnspiele der gegnerischen virtuellen Banken so zu mani-
pulieren, dass man in jedem Fall ein Gewinn einfahren konnte.

Studenten sind findige Köpfe
Auf die Frage, warum die TU bei dem weltweit renommierten Be-
werb so gut abgeschnitten hat, verweist Dabrowski auf die Re-
krutierungsmethoden für das Team: „Rund zwei Drittel unserer 
Mannschaft  sind in jedem Jahr neu  dabei, meist sind es Leute, die 
wir aus den Fortgeschrittenen-Kursen des TU-eigenen Secure Sys-
tems Lab herausfiltern.“ 2006 war Dabrowski selbst ein Student, der 
diesen Kurs belegte, er wurde von dort ins Team für den Hacker-Be-
werb geholt und kam so erst in Kontakt mit der wissenschaftlichen 
Mannschaft  des Instituts. „Das war ein Schlüsselerlebnis für mich“, 
erzählt der Informatiker, dessen 
weiterer Weg sich daraus ergab: 
Heute ist er Leiter des Teams 
und wird im nächsten Winterse-
mester selbst Vorlesungen an der 
TU halten. 
Wenn ein „guter Hacker“ gerade 
nicht an Hacker-Wettbewerben 
teilnimmt, gibt es verschieden-
artige Betätigungsfelder für 
ihn, wie Dabrowski erzählt. 
Zum einen arbeiten manche als 
Sicherheitsforscher an der sy-
stemischen Aufarbeitung von 
Schwachstellen in Software-
Systemen. Viele werden auch 
von Herstellern engagiert, um 
vor oder nach dem Beginn des Echtbetriebes sogenannte „Pene-
tration Tests“ durchzuführen, bei denen Computersysteme oder 
Netzwerke einem Härtetest unterzogen werden. Ist es einmal zu 
unliebsamen Angriffen gekommen, können „White Hats“ auch 
forensisch eingesetzt werden, um den Hergang der Ereignisse zu 
rekonstruieren. 

Das Team der TU Wien konnte den internationalen Hacker-Wettbewerb iCTF schon zweimal gewinnen.

Adrian Dabrowski: Viele Betäti-
gungsfelder für „gute Hacker“
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„Überall dort, wo Geld transportiert wird, gibt es auch Verbre-
chen.“ Warum sollten also Geldtransfers via Internet nicht davon 
betroffen sein? Für Hartmut Müller ist Computerkriminalität, in-
sofern sie den Bankensektor betrifft, nur ein weiteres Glied in 
einer langen Kette. Der Experte, der seit 2013 Geschäftsführer 
der Raiffeisen Software Solution ist, sieht die Banken im Üb-
rigen besser gegen Formen des Cybercrime geschützt als andere 
Bereiche. Eine  größere Gefahr, als Attacken aus dem Netz sie 
darstellen, lauert seiner Ansicht nach aber im Inneren eines 
Bankunternehmens, durch das Verhalten von korrumpierten 
oder sorglos mit Daten umgehenden Mitarbeitern. Hier hätten 
die Banken eine große Aufgabe zu bewältigen. 
Die Strategie, die sie dabei anwenden, geht nach Müller in ver-
schiedene Richtungen: Zunächst müssten sich die Angestellten 
in einer Welt, in der sich Berufliches und Privates zunehmend 
vermischen, richtig zu verhalten lernen. „Es hat keinen Sinn, hier 
Dinge zu verbieten“, meint Müller: „Ein Mitarbeiter geht ja auch 
zum Stammtisch, also soll er auch im Facebook sein.“ Allerdings 
müsse er beim Smalltalk im Netz vorsichtig sein, welche Aus-
sagen er über seine berufliche Tätigkeit macht. Hier müsse eine 
Verhaltens-Etikette etabliert und von den Mitarbeitern erlernt 
werden.

Zu viele Schranken verderben den Brei
Ein heikler Punkt ist nach Müllers Erfahrung auch die Vergabe von 
Berechtigungen. Jeder Mitarbeiter dürfe nur diejenigen Zugänge 
haben, die er für seinen Verantwortungsbereich brauche. Unüber-
sichtliche Situationen können entstehen, wenn eine Fachkraft in eine 
neue Rolle wechselt, die speziellen Berechtigungen ihrer bisherigen 
Tätigkeit aber nicht verliert. Hier Transparenz zu schaffen, sieht Mül-
ler als einen wichtigen organisatorischen Anspruch an eine Bank an.
Zu viele verschiedene Arten der Authentifizierung würden zudem 
das Sicherheitsniveau eher herabsetzen als erhöhen. „Wenn ich 
immer mehr Passwörter benötige, um meine Arbeit erledigen zu kön-
nen, und diese aus einer komplizierten Abfolge von Zeichen inklu-
sive Ziffern und Sonderzeichen zusammengesetzt sein müssen, dann 
schaffe ich mir Hilfsmittel, um damit umzugehen.“ In solchen Fällen 
klebt schon einmal ein Post-it mit den diversen Zugangsdaten eines 
Mitarbeiters auf dem Bildschirm – eine Situation, die die Sicherheit 
nicht gerade erhöht. Nach Müllers Erfahrung sind Single-Logon-Sys-
teme, etwa unter Benützung einer Karte, ein geeigneterer und zudem 
komfortablerer Weg zu einem höheren Sicherheitsniveau. 
Bei der technischen Implementierung von Infrastruktur muss daher 
vielfach schon frühzeitig vorhergesehen werden, welche Arten 
von Sicherheitsfunktionen auf 
einen zukommen. „Wenn ich 
erwarten kann, dass in einiger 
Zeit flächendeckend Karten-
Lese-Systeme für Notebooks 
erforderlich sind, muss ich jetzt 
schon darauf schauen, dass die 
entsprechenden  Vorkehrungen 
getroffen werden“, gibt Müller 
ein Beispiel. Was Bedrohungen 
von außen betrifft, warnt Mül-
ler davor, die falschen Daten zu 
schützen. „Kunden geben bei 
unzähligen Gelegenheiten ihre 
Bankverbindung im Internet 
ein“, meint Müller, „ da wäre es 
eine Fehlinvestition, diese mit 
großem Aufwand zu schützen.“ Er plädiert demgegenüber dafür, 
diejenigen Daten zu schützen, die ein Unternehmen mit einem Kun-
den exklusiv teile. Wenn jedes Unternehmen so agiere, könnte auf 
dezentralem Weg, gesamt gesehen, ein hohes Maß an Sicherheit ge-
wonnen werden.

aLPBaCh SPeZIaL 

Unternehmen müssen darauf achten, auf welche Weise Mitarbeiter in sozia-
len Netzwerken kommunizieren.

Der korrumpierte oder unachtsame Umgang mit sensiblen Daten könnte für ein 
Bankunternehmen das größte Problem mit Cybercrime sein. Eine sinnvolle Strategie 
dagegen setzt an verschiedenen Stellen an.

Verhaltens-Codex im Facebook
Wie Banken extern und intern für Sicherheit sorgen
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Hartmut Müller: Die größere Gefahr 
lauert im Inneren einer Bank.
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Ernst Piller ist, was die derzeitige Situation des Internets betrifft, 
besorgt: „Heute ist es ein Leichtes, dass die Firma A die Firma 

B ausspioniert, etwa um herauszufinden, zu welchen Konditionen 
sie bei einer Ausschreibung anbietet“, meint der Experte für IT-
Security, der Universitätsdozent an der TU Wien und Leiter des 
Instituts für IT-Sicherheitsforschung an der FH St. Pölten ist. Die 
Gefahr durch Malware sei mittlerweile unbeherrschbar geworden. 
Es stünden Werkzeuge zur Verfügung, mit denen man ohne groß-
artige Programmierkenntnisse einem Konkurrenten enormen Scha-
den zufügen könne. Piller sieht  durchaus die Möglichkeit, dass die 
Strukturen des Internet, die heute so wesentlich für Unternehmen 
und öffentliches Leben sind, in absehbarer  Zeit in ihrem Bestand 
gefährdet sind. Das könne, so Piller, zu krisenhaften Szenarien füh-
ren, die denen auf den Finanzmärkten um nichts nachstehen. 
Der Grund für seine Befürchtungen: Während sich Informations- 
und Kommunikationstechnologien rasant fortentwickelt haben 
und immer mehr Bereiche des täglichen Lebens miteinbeziehen, sei 
das Niveau der Sicherheitstechnik weit hinter dem Erforderlichen 
zurückgeblieben. Dabei ssei die gefährliche Computerkriminalität 

noch weitgehend in den Händen von Profis, noch größere Gefahr 
drohe, wenn die Aktivitäten zunehmend auf Amateure übergriffen, 
wenn nicht nur Geheimdienste die Bürger eines anderen Landes 
ausspionierten, sondern Unternehmen einander gegenseitig.

Software mit Sicherheits-Zertifikat
Ein solches Problem sei nicht durch noch umfangreichere Vi-
renscanner zu lösen, die letztlich nur die Geschwindigkeit der 
Rechner herabsetzten, ist Piller überzeugt – vielmehr sei es an 
der Zeit, vom Prinzip her anders zu denken. Zunächst will Pil-
ler hier den Gesetzgeber in die Pflicht nehmen: „Eine freiwil-
lige Verhaltensänderung ist nicht zu erwarten“, meint Piller. 
Zielführender wären klare, gesetzlich verankerte Sicherheitsan-
forderungen an jede Art von Software, die veröffentlicht wird. 
„Heute kann jeder eine App schreiben und zum Download für 
unzählige Smartphone-User freischalten. Eine solche Situation 
gibt es in keiner anderen Branche“, argumentiert Piller. Bei jedem 
industriell gefertigten Produkt wäre es undenkbar, dass es ohne 
entsprechende Zertifikate unter die Leute kommt. 

Mit dem Status quo von Sicherheit und Freiheit im Internet sind viele unzufrieden. 
Die Vorschläge für neue Arten von Regelungen gehen aber in unterschiedliche Rich-
tungen.

Regeln für das Netz 
Ist ein offenes Internet möglich?

Um das Sicherheitsniveau im Internet zu erhöhen, gibt es verschiedene Ansätze. 
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Wenn es um die unternehmerische Nutzung des Internet geht, ist 
laut Piller ein weiterer Punkt zu beachten: Online kann man leicht 
Identitäten vortäuschen und tatsächlich in völliger Anonymität 
verbleiben, wenn man mit einer Firma in Kontakt tritt. „Nirgends 
sonst im Wirtschaftsleben ist es möglich, Bestellungen zu tätigen 
oder Aufträge zu vergeben, ohne sich rechtssicher identifizieren zu 
müssen“, so Piller. Die technischen Möglichkeiten seien auch für 
den Bereich des E-Commerce längst gegeben (etwa Digitale Signa-
turen), würden aber viel zu wenig genutzt. Was im privaten oder 
auch politischen Bereich (wenn man etwa an die Möglichkeiten zur 
Vernetzung im arabischen Frühling denkt) durchaus Sinn haben 
kann, ist im Verkehr mit Unternehmen eigentlich undenkbar, meint 
Piller.

Trennung von privat und geschäftlich
Überhaupt sollte man privaten und geschäftlichen Gebrauch 
des Internet stärker voneinander trennen, ist Piller überzeugt. 
„Auch bei herkömmlicher Post gibt es im privaten Bereich sinn-
volle Anwendungen für eine Ansichtskarte, die jeder mitlesen 
kann“, vergleicht Piller. Dennoch würde im geschäftlichen Be-
reich niemand unverschlossene Post verschicken – derartige 
Vorkehrungen brauche es auch in der elektronischen Kommu-
nikation. Am Institut für IT-Sicherheitsforschung der FH St. 
Pölten beschäftigt man sich seit längerem mit Technologien, die 
das Internet umfassend sicherer machen könnten. Dazu zählt 
etwa die breitere Anwendung kryptographischer Techniken zur 
Verschlüsselung von übermittelter Information oder neuartige 
Formen von Virenscannern, die Programme nach „verdächtigem 
Verhalten“ als bösartig identifizieren, anstatt eine Sammlung 
bisher gefundener Viren als Grundlage heranzuziehen. Auch 
plädiert Piller für die Einrichtung sicherer Zonen im Internet, an 
deren Grenzen eine Art „virtueller Grenzkontrolle“ stattfinden 
sollte. „Das Problem ist, dass es zwar viele Technologien gibt, 
diese aber nicht eingesetzt werden“, so Piller. Gerade KMU seien 
bislang oft noch schlecht geschützt. Dass vieles durch höhere Si-
cherheitsvorkehrungen teurer werden könnte,  sei auch in ande-

ren Branchen zu beobachten, meint Piller. Gerade deshalb müsse 
man die Standards auch gesetzlich verankern, da kaum jemand 
bereit sei, freiwillig höhere Kosten auf sich zu nehmen. 

Governance durch viele
In einem Punkt stimmt Ian Brown den Aussagen von Ernst Piller 
zu: „Das derzeitige Niveau der Online-Sicherheit ist zu niedrig, 
um den Benutzern ausreichenden Schutz zu gewähren und den 
Stafverfolgungsbehörden eine effektive Arbeit zu ermöglichen“, 
sagt Brown, der Associate Director  am Cyber Security Centre des 
Oxford Internet Institute und ein weltweit anerkannter Experte 
auf dem Gebiet der Internet Governance ist. Sein Rezept setzt 
aber eher auf Offenheit und Interoperabilität. „Es ist ein jahrhun-
dertealtes Axiom, dass die Offenheit von Mechanismen die In-
formationssicherheit verbessern kann, weil eine größere Anzahl 
von Leuten sich die Schwächen dieser Mechanismen ansieht“, 
meint Brown. In „Regulating Code“, seinem jüngsten, gemeinsam 
mit Christopher Marsden verfassten Buch, plädiert Brown für die 
regulatorische Gestaltung des technologischen Kerns des Inter-
nets, der von den Autoren mit dem Begriff „Code“ bezeichnet 
wird. Anstatt also Geldstrafen und dergleichen zu verhängen, 
sollten nationale und supranationale Regulatoren die großen 
Player (wie Suchmaschinen-Anbieter, Software-Hersteller, 
Service-Provider oder Banken) dazu zwingen,  die verwendeten 
Algorithmen so zu gestalten, dass Interoperabilität mit anderen 
Systemen und User-definierte Eingriffe möglich werden. Eine 
solche Vorgehensweise hält Brown nicht nur für geeignet, um 
die Dominanz bestimmter Stakeholder im Netz zurückzudrängen, 
sondern auch, um die Gelegenheit, verbrecherische Aktivitäten 
im Internet zu setzen, zu reduzieren. 
„Ich glaube nicht, dass wir restriktive Regeln brauchen“, ist 
deshalb Browns Ansicht, „eher sollten wir den wichtigsten Ak-
teuren ökonomische Anreize geben, die Sicherheit ihrer Systeme 
zu verbessern.“  Brown hält die derzeitige Art der „Multistake-
holder-Governance“, wie sie von Institutionen wie ICANN oder 
dem Internet Governance Forum gehandhabt wird, für durchaus 
geeignet. Diese Form gewährleiste, dass die verschiedenen In-
teressen von Wirtschaft, technischer Community, Regierungen 
und Zivilgesellschaft auf Augenhöhe verhandelt werden kön-
nen. Angesichts des schnelllebigen technischen Umfelds hält 
Brown eine solche Art des Umgangs miteinander für effektiver 
als traditionelle zwischennationale Einrichtungen wie die UNO 
einzusetzen, die oft Jahre bräuchten, um zu Entscheidungen zu 
kommen. „Die neuen Institutionen, die hier wirken, müssen aber 
gewissenhaft das öffentliche Interesse im Auge haben und ver-
meiden, einzelnen Gruppen von Staaten oder Unternehmen zu 
viel Macht zu geben.“ Ein solcher Zugang könne ein offenes und 
freies Internet aufrechterhalten. 

aLPBaCh SPeZIaL 
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Ernst Piller, FH St. Pölten, plädiert 
für gesetzlich festgeschriebene 
Sicherheit-Standards.

Ian Brown, Oxford Internet Institute, 
glaubt, dass die Offenheit von Me-
chanismen die Informationssicher-
heit verbessern kann.
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Auf neue Beine gestellt
Ein Kooperationsprojekt des Mechatronik-Clusters aus der Sicht der Beteiligten

Im Mittelpunkt jedes Projekts stehen die Menschen. Diese Serie stellt 
Cluster-Projekte aus der Sicht derjenigen Menschen dar, die sie getragen 
haben. Sie erzählen, wie sie zu einem Projekt dazugestoßen sind, 
welche Erfahrungen sie gemacht haben, was sie – beruflich und persön-
lich – aus dem Projekt mitgenommen haben. Hier kommen Personen in 
verschiedensten Positionen und mit unterschiedlichen beruflichen Hinter-
gründen zu Wort, die in Unternehmen, Institutionen und Projekten dort 
stehen, wo angepackt und umgesetzt wird. 

Eben – im Mittelpunkt.

cluster niederösterreich
Das Programm Cluster Niederösterreich wird mit EU-Mitteln aus
dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und

Mitteln des Landes Niederösterreich kofinanziert.
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D
ie Krise ist die Mutter vieler Ver-
änderungen. Bis zum Konjunktur- 
einbruch im Jahr 2008 erfreute 
sich die GW St. Pölten, die sich 
auf Metallbearbeitung, Elektro-
montagen, Schaltschrankbau, 

Schilderfertigung und Textilverarbeitung spe-
zialisiert hat, eines regen Auftragsaufkom-
mens. Doch nun holten zahlreiche Kunden 
aufgrund der mangelnden Auslastung Ferti-
gungsschritte wieder in die eigene Produktion 
zurück. Auch der (geplante) Wegfall eines gut 
eingeführten Produkts machte dem Betrieb zu 
schaffen. Erstmals seit seiner Gründung im 
Jahr 1981 schlitterte der Betrieb, der knapp 
300 behinderten Menschen einen Arbeitsplatz 
bietet, in die Verlustzone. 

Bei der GW St. Pölten nahm man diese 
Situation zum Anlass, gründlich über den Sta-
tus quo nachzudenken. Es zeigte sich, dass 
die bisherige organisatorische Struktur an 
ihre Grenzen gekommen war. Die Zeit war reif 
für einen umfassenden Change-Prozess, wie 
Geschäftsführer Gerhard Nachförg erzählt. 
Man begann, höherwertige Produkte in die 
Fertigung zu holen und baute Methoden-
kompetenz in Prozessorientierung und Lean 
Management auf. Man löste die Vertriebsauf-
gaben aus der bisherigen Abteilungsstruktur 
heraus und unterstellte sie einer eigenen Lei-
tung. Man professionalisierte die vorhandene 
IT und begann, sich systematisch mit Marke-
ting auseinanderzusetzen. „Wir haben die GW 
St. Pölten auf ganz neue Beine gestellt“, so 
Nachförg.

Um das neue Selbstverständnis auch einem 
breiteren Kreis an potenziellen Kunden und 
Entscheidungsträgern bekannt zu machen, 
nutzte die GW St. Pölten aktiv die Netzwerke 
des Kunststoff- und des Mechatronik-Clus-
ters. Als Letzterer sein niederösterreichisches 
Standbein gründete, war die GW St. Pölten 
von Anfang an dabei und stellte ihre Räum-
lichkeiten für Zusammenkünfte zur Verfügung. 
Seither hat man sich erfolgreich an einer 
Reihe von Cluster-Projekten beteiligt, mehr-
mals auch als leitendes Partnerunternehmen 
– so auch im Projekt „Best Sales“, das die 
Änderung der Organisationsstruktur an zent-
raler Stelle betraf.

Die Organisation und ihre Werkzeuge

Als entschieden wurde, im Zuge der Umbau-
ten der Unternehmensstruktur eine eigene 
Vertriebsabteilung zu schaffen, wurde Josef 
Jahodinsky, bisher in der Leitung der elek-
trotechnischen Produktion, mit deren Lei-
tung betraut. In dieser Funktion hatte der 
gelernte Elektrotechniker reges Interesse an 
einem Projekt des Mechatronik-Clusters, das 
die Erhöhung von Gewinnspannen durch die 
Optimierung von Vertriebsprozessen zum  
Ziel hatte. Neben der GW St. Pölten betei-
ligten sich Microtronics (ein KMU aus dem 
Bereich der Messtechnik), die Voestalpine 
Krems GmbH sowie der St. Pöltner Standort 
von Voith Turbo an „Best Sales“ – vier Unter-
nehmen von sehr verschiedener Größe und 
denkbar unterschiedlichen Voraussetzungen. 
Allen gemeinsam war, dass sie ihre Vertriebs- 
organisation von Grund auf hinterfragen und 
Werkzeuge implementieren wollten, mit 
denen sich der Erfolg steuern lässt. Das Bera-
tungsunternehmen Bluespring stellte dazu 
das Programm „Best Sales“ (das dem Pro-
jekt auch den Namen gab) zur Verfügung, das 
auf das reibungslose Zusammenspiel aller für 
den Vertriebserfolg entscheidenden Faktoren 
abzielt. 

Zunächst waren die einzelnen Projekt-
teilnehmer mit der Analyse des Status quo 
beschäftigt, wie Jahodinsky erzählt: „Wir 
mussten uns klar werden, welche Ziele wir 
uns setzen und  welche Kenngrößen wir dazu 
brauchen.“ Im zweiten Schritt wurde festge-
legt, wie die Daten erhoben und verwaltet 
werden, die man dafür brauchte. Zunächst 
fiel dabei der Blick auf das erst Ende 2010 
neu im Unternehmen eingeführte ERP-Sys-
tem, das auch ein Modul für „Customer Rela-
tionship Management“ (kurz CRM) ange-
boten hätte. Doch um die Sache schneller 
handhabbar zu machen, entschied man, 
zunächst ein Interface auf Excel-Basis und 

eine Datenbank-Lösung auf der Grundlage 
von Access zu schaffen.  Eine entscheidende 
Aufgabe fiel dabei Christian Nagl zu, der vor 
zwei Jahren zum Leiter der IT bestellt worden 
war. Es galt, die Funktionen für das Werkzeug 
zu definieren und mit den bisher im Haus ver-
wendeten Programmen zu verknüpfen. „Für 
einen IT-Leiter ist das eine wahnsinnig span-
nende Tätigkeit“, freute sich Nagl, die ihm 
trotz des vorhandenen Zeitdrucks die Mög-
lichkeit gegeben habe, seine kreativen Fähig-
keiten einzubringen. 

Offen nach außen und nach innen

Bei regelmäßigen Projekttreffen informierten 
sich die Partnerunternehmen über die jewei-
ligen Fortschritte. Dabei war es für die Mit-
arbeiter/innen der GW St. Pölten eine inte-
ressante Erfahrung, beim Austausch über 
betriebswirtschaftliche Fragen von großen 
Industriebetrieben ernst genommen zu wer-
den. „Wir haben sehr viel von den anderen 
Unternehmen lernen können“, sagt Jahodin-
sky, „haben aber gesehen, dass auch dort 
nur mit Wasser gekocht wird.“ Dass die Part-
nerunternehmen im Projekt so unterschied-
lich waren, habe die Möglichkeiten des 
Know-how-Transfers dabei noch verstärkt, so 
Jahodinsky.

Ein solcher Austausch verlangt aber auch 
ein gehöriges Maß an Offenheit, die man sich 
in den ersten Cluster-Projekten erst erarbeiten 
musste. „Das war für alle Beteiligten ein Lern-
prozess“, erzählt Jahodinsky. Ist das Eis aber 
einmal gebrochen, entstehen Möglichkeiten, 
mit denen man zuvor gar nicht gerechnet hat. 
„Wir haben im Laufe des Projekts Kontakte 
aufgebaut, die uns heute eine ganz andere 
Form der Zusammenarbeit ermöglichen“, so 
Jahodinsky. 

Organisatorisch besteht die neue aufge-
baute Vertriebsabteilung aus einem Außen-
dienst und einem Innendient. Während der 

Auf neue Beine gestellt
Ein Kooperationsprojekt des Mechatronik-Clusters aus Sicht der Beteiligten

Im Zuge eines umfassenden Change-Prozesses wurde bei der GW St. Pölten 
eine neue Vertriebsabteilung aufgebaut. Durch die Teilnahme am Cluster-Projekt 
„Best Sales“ konnte man dabei von Industriebetrieben lernen.

Vertriebsinnendienst nun schrittweise aus der 
eigenen Belegschaft in die neue Vertriebsab-
teilung übernommen wird, wurde der Außen-
dienst durch neue Mitarbeiter/innen ergänzt. 
Je nach dahinterstehender Technologie sind 
dabei durchaus unterschiedliche Persönlich-
keiten gefragt: „In der Metallbearbeitung hat 
man es mit ganz anderen Kunden zu tun als 
in der Schilderfertigung“, gibt Jahodinsky zu 
bedenken.

Professioneller Auftritt 

Unterstützt werden die Vertriebsaktivitäten 
durch ein durchgängiges Marketing-Konzept, 
das ebenfalls im Zuge der umfassenden Ver-
änderungsprozesse der vergangenen Jahre 
entwickelt wurde. Silvia Parteder, die schon 
seit mehr als zehn Jahren im Qualitätsma-
nagement der GW St. Pölten beschäftigt ist, 
hat im Zuge dessen die Verantwortung für 
den gesamten Unternehmensauftritt über-
nommen. Zunächst musste vor allem eine 
gemeinsame Linie gefunden werden, die den 
bis dahin verwendeten Werbematerialien 
weitgehend fehlte. Im Vorfeld der Feiern zum 
30-jährigen Bestehen der GW St. Pölten wur-
den dabei ein neues Logo, eine Website, eine 
Firmenbroschüre, ein Imagefilm, aber auch 
Briefpapier und Visitenkarten entwickelt. Dazu 
war ein hohes Maß an interner Abstimmung 
notwendig: „Bei allen Entscheidungen wurde 

die gesamte Führungsmannschaft miteinbe-
zogen“, erzählt Parteder und hebt die koope-
rative Haltung ihrer Kolleg/inn/en hervor: „Wir 
sind aus jeder Besprechung mit einem kon-
kreten Ergebnis hinausgegangen.“ 

Die Vielzahl an Projekten im Verlauf des 
Change-Prozesses, vor allem die Öffnung 
gegenüber externen Kooperationspartnern, 
hat aber auch die interne Kommunikation 
verändert, wie Parteder erzählt: „Wenn viele 
Menschen von außen in unser Haus kommen, 
muss man die Mitarbeiter/innen darüber infor-
mieren, wer das ist und in welchen Projekten 
man zusammenarbeitet.“

Die Früchte der Arbeit

Die Professionalisierung des Auftritts war 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einem 
großen vertrieblichen Erfolg, den die GW 
St. Pölten jüngst verbuchen konnte: Ein 

international tätiges Anlagenbauunterneh-
men mit Sitz in Deutschland beauftragte den 
integrativen Betrieb mit der Fertigung und 
Montage der kompletten Niederspannungs-
schaltanlage für ein Großprojekt auf Hawaii. 
„Der Kontakt ist über ein österreichisches Pla-
nungsbüro entstanden, mit dem wir schon im 
Vorprojekt gut zusammengearbeitet haben“, 
erzählt Jahodinsky. Man sei dem potenziellen 
Großkunden dabei sehr offen begegnet und 
habe in langen Verhandlungen die spezifische 
Situation der GW St. Pölten dargestellt. Dass 
man schließlich den Zuschlag erhielt, führt 
Jahodinsky auch auf den professionellen 
Unternehmensauftritt zurück, der im Zuge der 
Marketing-Aktivitäten erarbeitet wurde.

Heute ist die GW St. Pölten ein anderes 
Unternehmen als noch vor vier Jahren. „Das wir 
so weit sind, ist auch dem Cluster-Team zu ver-
danken. Allein hätten wird das nicht geschafft“, 
resümiert Geschäftsführer Nachförg. 

Christian Nagl (48) absolvierte eine Lehre 
als Fotokaufmann und die WIFI-Fach- 

akademie für Angewandte Informatik. Er 
arbeitete viele Jahre als Netzwerk-Administra-

tor und Programmierer, später als EDV-Leiter 
in den IT-Abteilungen verschiedener Unter-

nehmen. 2011 übernahm er die Leitung der 
IT der GW St. Pölten und trug wesentlich zur 

Professionalisierung  der Abteilung bei.

Silvia Parteder (30) ist, nach Abschluss der 
HAK St. Pölten, seit 2003 Mitarbeiterin im 

Qualitätsmanagement  und in der Organisa-
tionsentwicklung der GW St. Pölten.  Schritt-

weise übernahm sie auch Aktivitäten im 
Bereich Marketing, den sie heute gemeinsam 

mit dem technischen Geschäftsführer leitet.  
Im Zuge des Change-Prozesses war sie für 

die Neukonzeption des gesamten Unterneh-
mensauftritts verantwortlich.

Ing. Josef Jahodinsky (38) arbeitete nach  
seiner Ausbildung zum Elektrotechniker an 
der HTL St. Pölten bei mehreren Unterneh-

men im Bereich Umwelttechnik und war 
Geschäftsführer der ACC Automation Compe-
tence Center GmbH. Seit 2009 ist er als Leiter 

der Arbeitsvorbereitung und in der Leitung 
der elektrotechnischen Produktion bei der 

GW St. Pölten beschäftigt. Im Februar 2012 
übernahm er im Zuge der Umstrukturierung 

des Unternehmens die Vertriebsleitung.
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D
ie Krise ist die Mutter vieler Ver-
änderungen. Bis zum Konjunktur- 
einbruch im Jahr 2008 erfreute 
sich die GW St. Pölten, die sich 
auf Metallbearbeitung, Elektro-
montagen, Schaltschrankbau, 

Schilderfertigung und Textilverarbeitung spe-
zialisiert hat, eines regen Auftragsaufkom-
mens. Doch nun holten zahlreiche Kunden 
aufgrund der mangelnden Auslastung Ferti-
gungsschritte wieder in die eigene Produktion 
zurück. Auch der (geplante) Wegfall eines gut 
eingeführten Produkts machte dem Betrieb zu 
schaffen. Erstmals seit seiner Gründung im 
Jahr 1981 schlitterte der Betrieb, der knapp 
300 behinderten Menschen einen Arbeitsplatz 
bietet, in die Verlustzone. 

Bei der GW St. Pölten nahm man diese 
Situation zum Anlass, gründlich über den Sta-
tus quo nachzudenken. Es zeigte sich, dass 
die bisherige organisatorische Struktur an 
ihre Grenzen gekommen war. Die Zeit war reif 
für einen umfassenden Change-Prozess, wie 
Geschäftsführer Gerhard Nachförg erzählt. 
Man begann, höherwertige Produkte in die 
Fertigung zu holen und baute Methoden-
kompetenz in Prozessorientierung und Lean 
Management auf. Man löste die Vertriebsauf-
gaben aus der bisherigen Abteilungsstruktur 
heraus und unterstellte sie einer eigenen Lei-
tung. Man professionalisierte die vorhandene 
IT und begann, sich systematisch mit Marke-
ting auseinanderzusetzen. „Wir haben die GW 
St. Pölten auf ganz neue Beine gestellt“, so 
Nachförg.

Um das neue Selbstverständnis auch einem 
breiteren Kreis an potenziellen Kunden und 
Entscheidungsträgern bekannt zu machen, 
nutzte die GW St. Pölten aktiv die Netzwerke 
des Kunststoff- und des Mechatronik-Clus-
ters. Als Letzterer sein niederösterreichisches 
Standbein gründete, war die GW St. Pölten 
von Anfang an dabei und stellte ihre Räum-
lichkeiten für Zusammenkünfte zur Verfügung. 
Seither hat man sich erfolgreich an einer 
Reihe von Cluster-Projekten beteiligt, mehr-
mals auch als leitendes Partnerunternehmen 
– so auch im Projekt „Best Sales“, das die 
Änderung der Organisationsstruktur an zent-
raler Stelle betraf.

Die Organisation und ihre Werkzeuge

Als entschieden wurde, im Zuge der Umbau-
ten der Unternehmensstruktur eine eigene 
Vertriebsabteilung zu schaffen, wurde Josef 
Jahodinsky, bisher in der Leitung der elek-
trotechnischen Produktion, mit deren Lei-
tung betraut. In dieser Funktion hatte der 
gelernte Elektrotechniker reges Interesse an 
einem Projekt des Mechatronik-Clusters, das 
die Erhöhung von Gewinnspannen durch die 
Optimierung von Vertriebsprozessen zum  
Ziel hatte. Neben der GW St. Pölten betei-
ligten sich Microtronics (ein KMU aus dem 
Bereich der Messtechnik), die Voestalpine 
Krems GmbH sowie der St. Pöltner Standort 
von Voith Turbo an „Best Sales“ – vier Unter-
nehmen von sehr verschiedener Größe und 
denkbar unterschiedlichen Voraussetzungen. 
Allen gemeinsam war, dass sie ihre Vertriebs- 
organisation von Grund auf hinterfragen und 
Werkzeuge implementieren wollten, mit 
denen sich der Erfolg steuern lässt. Das Bera-
tungsunternehmen Bluespring stellte dazu 
das Programm „Best Sales“ (das dem Pro-
jekt auch den Namen gab) zur Verfügung, das 
auf das reibungslose Zusammenspiel aller für 
den Vertriebserfolg entscheidenden Faktoren 
abzielt. 

Zunächst waren die einzelnen Projekt-
teilnehmer mit der Analyse des Status quo 
beschäftigt, wie Jahodinsky erzählt: „Wir 
mussten uns klar werden, welche Ziele wir 
uns setzen und  welche Kenngrößen wir dazu 
brauchen.“ Im zweiten Schritt wurde festge-
legt, wie die Daten erhoben und verwaltet 
werden, die man dafür brauchte. Zunächst 
fiel dabei der Blick auf das erst Ende 2010 
neu im Unternehmen eingeführte ERP-Sys-
tem, das auch ein Modul für „Customer Rela-
tionship Management“ (kurz CRM) ange-
boten hätte. Doch um die Sache schneller 
handhabbar zu machen, entschied man, 
zunächst ein Interface auf Excel-Basis und 

eine Datenbank-Lösung auf der Grundlage 
von Access zu schaffen.  Eine entscheidende 
Aufgabe fiel dabei Christian Nagl zu, der vor 
zwei Jahren zum Leiter der IT bestellt worden 
war. Es galt, die Funktionen für das Werkzeug 
zu definieren und mit den bisher im Haus ver-
wendeten Programmen zu verknüpfen. „Für 
einen IT-Leiter ist das eine wahnsinnig span-
nende Tätigkeit“, freute sich Nagl, die ihm 
trotz des vorhandenen Zeitdrucks die Mög-
lichkeit gegeben habe, seine kreativen Fähig-
keiten einzubringen. 

Offen nach außen und nach innen

Bei regelmäßigen Projekttreffen informierten 
sich die Partnerunternehmen über die jewei-
ligen Fortschritte. Dabei war es für die Mit-
arbeiter/innen der GW St. Pölten eine inte-
ressante Erfahrung, beim Austausch über 
betriebswirtschaftliche Fragen von großen 
Industriebetrieben ernst genommen zu wer-
den. „Wir haben sehr viel von den anderen 
Unternehmen lernen können“, sagt Jahodin-
sky, „haben aber gesehen, dass auch dort 
nur mit Wasser gekocht wird.“ Dass die Part-
nerunternehmen im Projekt so unterschied-
lich waren, habe die Möglichkeiten des 
Know-how-Transfers dabei noch verstärkt, so 
Jahodinsky.

Ein solcher Austausch verlangt aber auch 
ein gehöriges Maß an Offenheit, die man sich 
in den ersten Cluster-Projekten erst erarbeiten 
musste. „Das war für alle Beteiligten ein Lern-
prozess“, erzählt Jahodinsky. Ist das Eis aber 
einmal gebrochen, entstehen Möglichkeiten, 
mit denen man zuvor gar nicht gerechnet hat. 
„Wir haben im Laufe des Projekts Kontakte 
aufgebaut, die uns heute eine ganz andere 
Form der Zusammenarbeit ermöglichen“, so 
Jahodinsky. 

Organisatorisch besteht die neue aufge-
baute Vertriebsabteilung aus einem Außen-
dienst und einem Innendient. Während der 

Auf neue Beine gestellt
Ein Kooperationsprojekt des Mechatronik-Clusters aus Sicht der Beteiligten

Im Zuge eines umfassenden Change-Prozesses wurde bei der GW St. Pölten 
eine neue Vertriebsabteilung aufgebaut. Durch die Teilnahme am Cluster-Projekt 
„Best Sales“ konnte man dabei von Industriebetrieben lernen.

Vertriebsinnendienst nun schrittweise aus der 
eigenen Belegschaft in die neue Vertriebsab-
teilung übernommen wird, wurde der Außen-
dienst durch neue Mitarbeiter/innen ergänzt. 
Je nach dahinterstehender Technologie sind 
dabei durchaus unterschiedliche Persönlich-
keiten gefragt: „In der Metallbearbeitung hat 
man es mit ganz anderen Kunden zu tun als 
in der Schilderfertigung“, gibt Jahodinsky zu 
bedenken.

Professioneller Auftritt 

Unterstützt werden die Vertriebsaktivitäten 
durch ein durchgängiges Marketing-Konzept, 
das ebenfalls im Zuge der umfassenden Ver-
änderungsprozesse der vergangenen Jahre 
entwickelt wurde. Silvia Parteder, die schon 
seit mehr als zehn Jahren im Qualitätsma-
nagement der GW St. Pölten beschäftigt ist, 
hat im Zuge dessen die Verantwortung für 
den gesamten Unternehmensauftritt über-
nommen. Zunächst musste vor allem eine 
gemeinsame Linie gefunden werden, die den 
bis dahin verwendeten Werbematerialien 
weitgehend fehlte. Im Vorfeld der Feiern zum 
30-jährigen Bestehen der GW St. Pölten wur-
den dabei ein neues Logo, eine Website, eine 
Firmenbroschüre, ein Imagefilm, aber auch 
Briefpapier und Visitenkarten entwickelt. Dazu 
war ein hohes Maß an interner Abstimmung 
notwendig: „Bei allen Entscheidungen wurde 

die gesamte Führungsmannschaft miteinbe-
zogen“, erzählt Parteder und hebt die koope-
rative Haltung ihrer Kolleg/inn/en hervor: „Wir 
sind aus jeder Besprechung mit einem kon-
kreten Ergebnis hinausgegangen.“ 

Die Vielzahl an Projekten im Verlauf des 
Change-Prozesses, vor allem die Öffnung 
gegenüber externen Kooperationspartnern, 
hat aber auch die interne Kommunikation 
verändert, wie Parteder erzählt: „Wenn viele 
Menschen von außen in unser Haus kommen, 
muss man die Mitarbeiter/innen darüber infor-
mieren, wer das ist und in welchen Projekten 
man zusammenarbeitet.“

Die Früchte der Arbeit

Die Professionalisierung des Auftritts war 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einem 
großen vertrieblichen Erfolg, den die GW 
St. Pölten jüngst verbuchen konnte: Ein 

international tätiges Anlagenbauunterneh-
men mit Sitz in Deutschland beauftragte den 
integrativen Betrieb mit der Fertigung und 
Montage der kompletten Niederspannungs-
schaltanlage für ein Großprojekt auf Hawaii. 
„Der Kontakt ist über ein österreichisches Pla-
nungsbüro entstanden, mit dem wir schon im 
Vorprojekt gut zusammengearbeitet haben“, 
erzählt Jahodinsky. Man sei dem potenziellen 
Großkunden dabei sehr offen begegnet und 
habe in langen Verhandlungen die spezifische 
Situation der GW St. Pölten dargestellt. Dass 
man schließlich den Zuschlag erhielt, führt 
Jahodinsky auch auf den professionellen 
Unternehmensauftritt zurück, der im Zuge der 
Marketing-Aktivitäten erarbeitet wurde.

Heute ist die GW St. Pölten ein anderes 
Unternehmen als noch vor vier Jahren. „Das wir 
so weit sind, ist auch dem Cluster-Team zu ver-
danken. Allein hätten wird das nicht geschafft“, 
resümiert Geschäftsführer Nachförg. 

Christian Nagl (48) absolvierte eine Lehre 
als Fotokaufmann und die WIFI-Fach- 

akademie für Angewandte Informatik. Er 
arbeitete viele Jahre als Netzwerk-Administra-

tor und Programmierer, später als EDV-Leiter 
in den IT-Abteilungen verschiedener Unter-

nehmen. 2011 übernahm er die Leitung der 
IT der GW St. Pölten und trug wesentlich zur 

Professionalisierung  der Abteilung bei.

Silvia Parteder (30) ist, nach Abschluss der 
HAK St. Pölten, seit 2003 Mitarbeiterin im 

Qualitätsmanagement  und in der Organisa-
tionsentwicklung der GW St. Pölten.  Schritt-

weise übernahm sie auch Aktivitäten im 
Bereich Marketing, den sie heute gemeinsam 

mit dem technischen Geschäftsführer leitet.  
Im Zuge des Change-Prozesses war sie für 

die Neukonzeption des gesamten Unterneh-
mensauftritts verantwortlich.

Ing. Josef Jahodinsky (38) arbeitete nach  
seiner Ausbildung zum Elektrotechniker an 
der HTL St. Pölten bei mehreren Unterneh-

men im Bereich Umwelttechnik und war 
Geschäftsführer der ACC Automation Compe-
tence Center GmbH. Seit 2009 ist er als Leiter 

der Arbeitsvorbereitung und in der Leitung 
der elektrotechnischen Produktion bei der 

GW St. Pölten beschäftigt. Im Februar 2012 
übernahm er im Zuge der Umstrukturierung 

des Unternehmens die Vertriebsleitung.
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DAs unternehmen
Auf der Grundlage des sogenannten Weißen-
berg-Konzepts bilden „Integrative Betriebe“ 
Bindeglieder zwischen karitativen Einrichtun-
gen und Arbeitsmarkt, die behinderten Men-
schen die Möglichkeit bieten, einer ihren 
Fähigkeiten entsprechenden Tätigkeit nachzu-
gehen. Die öffentliche Hand gleicht dabei nur 
jene Nachteile finanziell aus, die gegenüber 
anderen Betrieben durch die Beschäftigung 
von behinderten Menschen bestehen. In allen 
anderen Belangen müssen sie sich auf dem 
Markt im freien Wettbewerb behaupten. 
Die GW St. Pölten wurde 1981 gegründet, 
Gesellschafter sind die Sparkasse Nieder-
österreich Mitte West AG, die Wirtschafts-
kammer NÖ, das BFI Niederösterreich sowie 
der Verein zur Führung von Werkstätten für 
Behinderte in der Landeshauptstadt St. Pöl-
ten. Von den heute rund 420 Mitarbeiter/
inne/n sind etwa 70 Prozent Menschen mit 
Handicap.

Die GW St. Pölten beschäftigt sich heute 
mit Produktion und technischem Vertrieb in 
den Bereichen Metallbearbeitung, Blechbe-
arbeitung, Elektromontage, Schaltschrank-
bau sowie Schilder, Druck & Werbetechnik, 
Textil und Allgemeine Montagen. Der hohe 
Standard von Management, Produktion und 
Produkten wird durch eine Reihe von Zer-
tifizierungen bestätigt. Im Zuge einer Neu-
orientierung ab 2009 hat man in einem 
umfassenden Veränderungsprozess Metho-
den-Know-how (Prozessorientierung, Lean 
Management) erworben und sich gezielt 
mit Zukunftstechnologien wie E-Mobilität, 
erneuerbaren Energien oder LED-Technik 
beschäftigt. 

DAs Projekt
Im Rahmen von „Best Sales“, einem geför-
derten Kooperationsprojekt des Mechatro-
nik-Clusters, haben sich die Projektpartner 
GW St. Pölten, Microtronics Engineering, 
Voestalpine Krems und Voith Turbo mit der 
Optimierung der Vertriebseffizienz beschäf-
tigt. Vor allem der technische Vertrieb hat 
aufgrund seiner höheren Komplexität in der 
Praxis vielfach noch Aufholpotenzial. Anhand 
eines ganzheitlichen Ansatzes des Consul-
ting-Unternehmens Bluespring wurde die 
gesamte Verkaufsplattform (Prozesse, Steue-
rungssysteme, Strategie und Verkaufs-Skills 
der Vertriebsmannschaft) der teilnehmen-
den Unternehmen optimiert. Dabei konnten 
die Teilnehmer für einen langfristig erfolgrei-
chen Vertrieb unter schwierigen wirtschaft-
lichen Bedingungen fit gemacht, das Clus-
ternetzwerk gestärkt und Synergien nutzbar 
gemacht werden.

Der mechAtronik-cluster
Der Mechatronik-Cluster (MC) ist ein bran-
chenübergreifendes Netzwerk zur Stär-
kung der Innovationskraft und internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
im Bereich Maschinen- und Anlagenbau 
sowie verwandten Wirtschaftszweigen, wie 
dem Geräte- und Apparatebau, der Tech-
nologie-Komponentenzulieferung, den For-
schungs- und Entwicklungs- sowie Bildungs-
einrichtungen. Das übergeordnete Ziel des 
MC ist die Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit durch Erhöhung der Innovations-
kraft und der Ausbau der Schlüsselkompe-
tenzen der Partnerunternehmen. Dabei spielt 
die Intensivierung der Zusammenarbeit von 
Partnerunternehmen und F&E-Einrichtungen 
eine zentrale Rolle. Unternehmen erfahren 
durch die aktive Partnerschaft im Netzwerk 
frühzeitig die wettbewerbsbestimmenden 
Entwicklungen und Trends und können in 
kooperativer Form ihre Wettbewerbsfähig-
keit erhöhen. Diese verstärkte zwischenbe-
triebliche Zusammenarbeit eröffnet vor allem 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 
Chancen zur Nutzung von Synergie- und Inno-
vationspotenzialen.Trägerorganisationen sind 
die Clusterland Oberösterreich GmbH und 
ecoplus, die Wirtschaftsagentur des Landes 
Niederösterreich.

cluster niederösterreich

Das Programm Cluster Niederösterreich wird mit EU-Mitteln aus
dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und

Mitteln des Landes Niederösterreich kofinanziert.
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Kunststoffe erobern eine immer größere Vielfalt an Anwendungen. Verantwortlich dafür sind 
aber weniger neue Polymertypen als deren Einbettung in spezifische Materialkonzepte und 
 Ingenieurleistungen. Einige Schlaglichter im Vorfeld der Branchenmesse K 2013
 Von Georg Sachs

Die großen Kunststoff-Trends im Vorfeld der K
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Bis 2015 will Bayer Polyurethan-Weichschaum auf 
den Markt bringen, der auf Basis von CO2 hergestellt 
wurde.

„heute treibt nicht 
mehr die entwicklung 
neuer Moleküle das 
Innovationsgeschehen 
an.“

An die 20.000 Versuche sollen die Brüder 
Camille und Henry Dreyfus gemacht 

haben, bis sie Celluloseacetat, ein thermo-
plastisches Derivat der natürlich vorkom-
menden Cellulose, im Jahr 1917 zu Fasern 
verarbeiten konnten und so das erste Mate-
rial an der Hand hatten, das eine teilsynthe-
tische Alternative zu natürlichen Textil-
rohstoffen darstellte. Zwei Jahre später 
hatten sie es durch die Zugabe von Weich-
machern so weit optimiert, dass es auch als 
Spritzgussmasse Verwendung finden konnte. 
Das chemotechnische Geschick der Indus-
triepioniere ist vor allem dann als bemerkens-
wert zu bezeichnen, wenn man bedenkt, dass 
die Kettenstruktur der Polymere erst im 
Laufe der 1920er-Jahre durch Hermann 
Staudinger postuliert wurde. Die Brüder 

Dreyfus mussten ohne diese Detailkenntnisse 
arbeiten – was sie zur Verfügung hatten, war 
das zu beträchtlicher Größe angewachsene 
Arsenal  der organischen Synthese. Mit ihren 
Arbeiten legten sie später in Großbritannien 
und den USA den Grundstein für das Unter-
nehmen Celanese, das nach wechselvoller 
Geschichte bis heute zu den weltgrößten 
Produzenten von Celluloseacetat zählt.
Staudingers Vorstoß in die molekulare Struk-
tur von Polymeren beflügelte die Suche nach 
neuen Kunststoffen, die man nun durch ge-
zielte Polymerisation von monomeren Baustei-
nen herstellen wollte. Besonders erfolgreich 
war dabei eine Grundlagenforschungs-Einheit 
von DuPont, zu deren Leitung 1928 Wallace 
Carothers gewonnen werden konnte. Unter 
seiner Ägide wurden das erste synthetische Po-
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lyamid (Nylon) und die ersten Polyester ent-
wickelt – Materialien, mit denen der rasante 
Aufstieg der Synthesefasern und der tech-
nischen Thermoplaste seinen Ausgang nahm. 

Kunststoffe im Ingenieurs- 
Gesamtpaket 
Heute sind es nicht mehr neue Polymer-
typen, von denen die großen Fortschritte 
erwartet werden. Anders als zu den Zeiten 
von Carothers oder der Dreyfus-Brüder 
scheinen die Möglichkeiten, auf chemischem 
Wege neue molekulare Entitäten zu schaffen, 
die technisch betrachtet einen großen Sprung 
bedeuten würden, begrenzt. Innovationen 
kämen heute nicht mehr aus der Entwick-
lung neuer Chemikalien, bemerkte auch 
BASF-Vorstand Martin Brudermüller im 
Rahmen einer internationalen Presskonfe-
renz, die der Chemiekonzern im Vorfeld der 
Branchenmesse „K 2013“ veranstaltete, son-
dern durch die Verknüpfung der Kompe-
tenzen von Chemie, Biologie, Physik, Mate-
rial- und Ingenieurwissenschaften. Von 
einzelnen Molekültypen würde man so fort-
schreiten zu funktionalen Materialien und 
Systemlösungen. Was ist damit gemeint?
Schon seit den 1980er-Jahren sind kaum 
Kunststoffe aus neuartigen Monomeren auf 
den Markt gebracht worden. Viele etablierte 
Kunststofftypen wurden dagegen in immer 
neue, immer spezifischer angepasste Anwen-
dungen getrieben. Einen Boom hat vor allem 
seit den 1980er-Jahren die Compoundierung 
mehrerer Kunststoffsorten zu fein abge-
stimmten Blends und ihre Additivierung mit 
speziellen Hilfsstoffen erfahren. In einem 

Auto des Jahres 2013 wird eine unüberseh-
bare Vielfalt an Teilen aus Polymeren gefer-
tigt: von der Dachinnenverkleidung bis zur 
Ölwanne, von der Fensterumrahmung bis 
zur Felge. Der anhaltende Trend zur Treib-
stoffeinsparung durch Gewichtsreduzierung 
treibt diese Entwicklung noch weiter voran. 
Um den Kunststoffanteil auch bei der Kon-
struktion von Karosserie und Fahrgestell zu 
erhöhen und hier in verstärktem Maße me-
tallische Bauteile ersetzen zu können, setzen 
viele Hersteller auf Faserverbundwerkstoffe. 
Schon seit längerem sind hier Laminate in 
Gebrauch, bei denen ein Harz (etwa auf 
 Polyester- oder Epoxid-Basis) mit Kurz- oder 
Langglasfasern verstärkt wird. Auch thermo-
plastische Teile, bei denen Glasfasern etwa 
einer Matrix aus Polyamid beigemengt wer-
den, haben sich verbreitet. Der nächste tech-
nologische Sprung könnte hier die Endlosfa-
serverstärkung von spritzgegossenen 
Strukturen sein – ein Geschäft, in das etwa 
BASF mit einem eigenen Entwicklungsteam 
eingestiegen ist.  Gemeinsam mit Partnern 
hat man in Ludwigshafen an Halbzeugen aus 
Fasergeweben oder -gelegen mit Matrices aus 
Polyamid oder PBT  gearbeitet und diese mit 
individuell darauf abgestimmten Umspritz-
Materialien in Form von Polymaid- und 
PBT-Compounds kombiniert. Damit sollen, 
so die Zielrichtung des Konzerns, komplexe 
Bauteile gefertigt werden können, die an de-
finierten Stellen über eine sehr hohe mecha-
nische Verstärkung durch die Endlosfasern 
verfügen.  Um diese Neuentwicklungen der 
Automobilindustrie schmackhaft zu machen, 
unterstützt BASF Konstrukteure in der Si-
mulation und bietet die gemeinsame Ent-

wicklung von Bauteilen und Verfahren an. 
Dazu hat man selbst eine automatisierte Fer-
tigungszelle aufgebaut, in der vorgeführt 
wird, wie das Umformen des Laminats (so-
genanntes „Inmold-Forming“) und das an-
schließende Umspritzen („Overmoulding“) 
mit Zykluszeiten erfolgen kann, wie man sie 
von der Großserienproduktion gewohnt ist.

Technologische Leitbilder – 
 umgesetzt in Kunststofflösungen 
Heute spricht man bei BASF davon, dass es die 
„Performance“ sei, die eigentlich verkauft und 
vom Kunden erwartet werde und die aus Ma-
terial plus Problemlösung bestehe. Vom Mole-
kül und seiner Struktur auf mikroskopischer 
Ebene ist man fortgeschritten zum Material 
und seiner Struktur auf mesoskopischer Ebene 
und schließlich seiner Kombination zu einem 
ingenieurwissenschaftlichen Produkt, das in 
einem technischen Anwendungsfall eine genau 
definierte Funktion erfüllt. 
Ähnlich denkt man auch in Leverkusen. 
Auch bei Bayer Material Science (BMS) trei-
ben die gesellschaftlich wirksamen technolo-
gischen Leitbilder die Entwicklung voran. 
Der Bayer-Teilkonzern ist seit Jahren offizi-
eller Partner des Projekts „Solar Impulse“ des 
Solarflugpioniers Bertrand Piccard. Langfris-
tiges Ziel ist dabei eine vollständige Erdum-
rundung in einem nur mit Solarenergie be-
triebenen Flugzeug ohne Zwischenlandung. 
So weit ist man noch nicht: Im Juni absol-
vierte der aktuelle Prototyp den bisher längs-
ten derartigen Flug von San Francisco nach 
New York – „ohne einen Tropfen Öl“, wie 
BMS-Chef Patrick Thomas nicht ohne Pa-
thos erzählt. Mit dabei: Ein ultraleichter mi-
krozellulärer Polyurethan-Hartschaum von 
Bayer, der den Innenraum des Flugzeugs 
gegen Kälte und Hitze dämmt. 
Das Material stellt eine Weiterentwicklung 
des Systems dar, das man unter der Marke 
„Baytherm Microcell“ für Anwendungen in 
der Rohrisolierung und zur Dämmung von 
Kühlschränken auf den Markt gebracht hat. 
Je kleiner die geschlossenzelligen Poren eines 
solchen Polyurethan-Hartschaums sind, 
umso besser ist dabei die dämmende Wir-
kung. Bei der Sorte „Microcell“ ist Bayer 
bereits zu einer inneren Struktur vorgedrun-
gen, die ein hochvernetztes 3D-Polymernetz-
werk mit Porendurchmessern von wenigen 
Mikrometern verbindet. Auf dem Markt 

BasF hat eine eigene Fertigungszelle zum Umformen von Endlosfaser-Laminat aufgebaut.
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bietet Bayer Hartschaum-Rohstoffe als Paket 
(Polyol-Abmischungen mit den zur Ver-
schäumung erforderlichen Roh- und Hilfs-
stoffen) an und hat eigene Verarbeitungsver-
fahren, etwa zur Rohrisolierung, entwickelt. 
Auch hier liegt der Focus der Entwicklung 
also auf der Struktur des Materials und auf 
seiner technischen Anwendungssituation.

Neue Rohstoffbasis, neue Chemie
Chemie im engsten Sinne des Wortes ist gefragt, 
wenn es darum geht, die Kunststoffbranche auf 
eine neue Rohstoffbasis zu stellen. BASF forscht 
derzeit verstärkt an bioabbaubaren und über-
wiegend biobasierten Schäumen, die ähnliche 
Eigenschaften wie solche auf Polystyrol-Basis 
haben sollen. Grundsätzlich verfolgt der Che-
miekonzern den Ansatz, Biomasse bereits in der 
Herstellung der Grundprodukte als Rohstoff 
einzusetzen und diese in die Produktionskette 
des Unternehmens einfließen zu lassen. Dabei 

sollen Produkte entstehen, die mit ihren fossil-
basierten Pendants identisch sind. Ja nach 
Nachfrage des Kunden kann der Anteil, der aus 
nachwachsenden Rohstoffen hergestellt wird, 
dann flexibel variiert werden, wie Vorstand Bru-
dermüller erzählt.
Bayer Material Science-Chef Patrick Thomas 
träumt noch einen Schritt weiter: Ihm schwebt 
vor, CO2, anstatt es in die Atmosphäre zu emit-
tieren, als Rohstoff für die Gewinnung von Poly-
meren zu verwenden. Man müsse in diesem 
Zusammenhang  verstärkt in Formen einer C1-
Chemie als in den üblichen, von der Petrochemie 
herkommenden C6-Blöcken denken. In einer 
Pilotanlage in Leverkusen werden bereits aus 
CO2, das aus den Abgasen von kalorischen Kraft-
werken stammt, mittels spezieller Katalysatoren 
Polyole hergestellt, die in weiterer Folge zu Poly-
urethan-Weichschaum weiterverarbeitet werden 
können. Bereits 2015 sollen die ersten derartigen 
Produkte auf den Markt kommen.   z

Von 16. bis 23. Oktober findet in Düsseldorf die „K 2013“ statt. Rund 3.000 
Aussteller und mehr als 200.000 Fachbesucher werden zu dem im Drei-Jahres-
Rhythmus abgehaltenen Branchenereignis erwartet. Die Messe trifft auf eine 
Branchendynamik, die von einem wieder erstarkten nordamerikanischen Markt 
und nach wie vor hohen Wachstumsraten im asiatischen Raum geprägt ist, wie 
Peter Neumann, Geschäftsführer von Engel im Rahmen einer Presskonferenz des 
Veranstalters Messe Düsseldorf berichtete. Für das Spritzgussmaschinen-Unter-
nehmen war 2012 das beste Jahr der Firmengeschichte, das zum Teil durch die 
Kompensation aufgeschobener Investitionen in den Jahren davor gekennzeichnet 
war. Der Boom werde 2013 zwar abflachen, so Neumann, er erwarte aber, dass 
die Branche in Europa ihr Niveau halten wird können. Gerade in Asien komme es 
aber zu strukturellen Veränderungen: Die Zahl der verkauften Maschinen nehme 
insgesamt zwar ab, es komme aber zu stärkeren Verlagerungen in den High-End-
Bereich.

Düsseldorf ist im Oktober wieder schauplatz 
der kunststoffmesse  „k“ 
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Sie sind seit 2011 Dekan der Fakultät für 
Technische Chemie. Sehen Sie das als Hö-
hepunkt Ihrer beruflichen Karriere?
Die Leitung einer erfolgreichen Fakultät ist 
primär eine Herausforderung. Die Ehre 
kommt danach, aber auch nur dann, wenn 
man die Aufgabe gut erfüllt hat.

Die Fakultät Technische Chemie scheint 
an der Technischen Universität sehr gut 
aufgestellt zu sein. Ein Hinweis darauf 
sind die zahlreichen Aussendungen des 
TU-Pressedienstes.
Die Fakultät verfügt über ausgezeichnete 
Forscher, insbesondere auch beim wissen-
schaftlichen Nachwuchs. Durch den Neubau 
des Lehartraktes und die Sanierung der ande-
ren Chemiegebäude sowie durch die Gerä-
teerneuerungsaktionen des Rektorats in den 

letzten Jahren sind auch die materiellen Vo-
raussetzungen für erstklassige Forschung und 
die Einwerbung von Drittmittelprojekten 
gegeben. Gerade in einem experimentellen 
Fach wie der Chemie sind heute ohne die 
entsprechende Infrastruktur auch die besten 
Forschungsgruppen machtlos.  

Sie waren knapp acht Jahre Institutsvor-
stand am Institut für Technologie und 
Analytik. Wo sahen Sie die Schwerpunkte 
dieses Großinstitutes? 
An diesem Institut sind die Technologie, vor 
allem der Sonderwerkstoffe, und die Charak-
terisierung durch chemische Analytik und 
Strukturanalytik kombiniert. Dies schafft 
beispielsweise im Bereich der Materialfor-
schung wirksame Synergien. Daneben war es  
immer unser Ziel, auch mit den anderen 

 Instituten der Fakultät eng zusammenzuar-
beiten, was etwa im Bereich der Bioanalytik 
mustergültig gelungen ist.

Sie sind im Fachgebiet Pulvermetallurgie  
habilitiert. Ist das immer noch Ihr 
 Lieblingskind? 
Wer einmal in der Pulvermetallurgie gearbeitet 
hat, kommt nicht mehr davon los. Ein langge-
dienter italienischer Kollege hat dies als die 
„ansteckende und unheilbare Krankheit Sinte-
ritis“ bezeichnet. Ich selbst komme zwar auf-
grund der Verpflichtungen als Dekan nicht 
mehr so intensiv zur Forschung und Lehre, 
aber ich habe ein ausgezeichnetes Team. Es 
gelingt uns sehr gut, auch die Studenten mit 
der „Sinteritis“ anzustecken. Viele werden 
gleich nach dem Abschluss der akademischen 
Arbeit von den Partnerfirmen angestellt und 
machen Karriere in der Industrie. 
Die enge Zusammenarbeit zwischen den Fir-
men und der Universität ist für beide Seiten 
sinnvoll und notwendig. Die Kollegen in der 
Industrie haben normalerweise nicht die 
Zeit, eine Fragestellung so systematisch zu 
bearbeiten, wie wir das können. Sie nutzen 
daher gerne die Stärken der universitären 
Forschung. Aber auch für uns ist es wichtig, 
Projekte mit der Industrie durchzuführen. 
Damit können wir akademische Arbeiten fi-
nanzieren und für die Ausbildung des Nach-
wuchses sorgen und erfahren auch, in welche 
Richtung die Trends in der Industrie gehen. 

Sie waren immer schon ein starker 
 Verfechter von Forschungskooperationen 
mit Universitäten. Daraus resultierte 
2010 ein Ehrendoktorat.
Niemand kann heute alles allein machen und 
überall Spitze sein, Zusammenarbeit ist des-
halb essenziell. Für uns war schon zu Zeiten 
des Ostblocks die Kooperation mit den öst-
lichen Nachbarstaaten ein wichtiges Ziel. 
Diese engen Kontakte haben sich auch nach 
dem Fall des Eisernen Vorhangs gehalten. 

Herbert Danninger, Dekan der Fakultät Technische Chemie an der Technischen Universität Wien, 
im Gespräch mit Karl Zojer über seine Leidenschaft Pulvermetallurgie, die Zusammenarbeit von 
Forschung und Wirtschaft sowie die Bedeutung der produzierenden Industrie für Österreich

Menschen aus der Wissenschaft

„Zusammenarbeit ist essenziell“  
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Jetzt arbeiten wir noch enger zusammen, 
etwa im Rahmen von EU-Projekten. 

Sie sind derzeit Vorsitzender des Ge-
meinschaftsausschusses Pulvermetallurgie 
und gleichzeitig in der European Powder 
Metallurgy Association aktiv. Eine inte-
ressante Aufgabe? 
Im Gemeinschaftsausschuss sammeln sich 
die in der Pulvermetallurgie tätigen Kollegen 
des deutschsprachigen Raumes aus Industrie, 
Universitäten und Forschungsinstituten zu 
Konferenzen und gemeinsamer Forschungs-
tätigkeit. Die Zusammenarbeit ist sehr effizient 
und unbürokratisch. Die European Powder 
Metallurgy Association ist gesamteuropäisch 
aufgestellt. Ein besonderes Erfolgsmodell ist 
die „Powder Metallurgy Summer School“, in 
der sich jedes Jahr 50 bis 60 Nachwuchs-
kräfte aus ganz Europa zusammenfinden und 
von erfahrenen Vortragenden geschult wer-
den. Außer fachlicher Fortbildung bewirkt 
das auch ein Zusammenwachsen der euro-
päischen „Powder Metallurgy Family“.  

Sie nehmen am europäischen Projekt 
„Höganäs Chair“ teil. Worum handelt es 
sich dabei? 
In diesem Forschungsprojekt, das ausschließ-
lich von der schwedischen Partnerfirma Hö-
ganäs AB finanziert wird, arbeiten die Uni-
versitäten Trento, Carlos III de Madrid und 
das Institute of Materials Research der Slo-
wakischen Akademie der Wissenschaften 
gemeinsam mit der TU Wien und Höganäs 
an neuen Anwendungen für Eisen- und 
Stahlpulver. In jeder Runde des Projekts 
wird an den beteiligten Instituten jeweils 
eine Dissertation durchgeführt. Wir befin-
den uns derzeit in Runde 5. Die Kooperation 
läuft bereits seit 14 Jahren, und es gibt schon 
die ersten Gespräche über die Runde 6. So 
eine Zusammenarbeit ist „nachhaltig“ im 
besten Sinn des Wortes.  

Was wünschen Sie sich für die Zukunft?
Die Öffentlichkeit und damit auch die Poli-
tik sollten den Stellenwert von Naturwissen-
schaft und Technik  stärker wahrnehmen 
und die enorme Bedeutung der produzie-
renden Industrie für Österreich erkennen. 
Genau genommen leben wir alle davon. Die 
viel gerühmte Dienstleistungsgesellschaft 
steht ohne Industrie auf tönernen Füßen. 
Weiters sollte erkannt werden, dass die För-
derung von Forschung und akademischer 
Lehre eine Investition ist, die sich über kurz 
oder lang rechnet. Österreich ist nicht nur 
ein Land der Mozartkugeln, sondern auch 
der Wissenschaft.   z

„Ohne Industrie 
steht die Dienstleis-
tungsgesellschaft auf 
tönernen Füßen.“

Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. techn. herbert 
Danninger  wurde 1955 in Linz gebo-
ren, absolvierte das Studium der Tech-
nischen Chemie an der Technischen 
Universität Wien und war von 1979 
bis 1989 als Assistent am Institut für 
Chemische Technologie anorganischer 
Stoffe der TU Wien tätig. Im Jahr dar-
auf habilitierte er sich für das Fachge-
biet „Pulvermetallurgie“ und wurde 
2003 zum Universitätsprofessor für 
„Chemische Technologie anorganischer 
Stoffe“ an die TU Wien berufen. Seit 1. 
Oktober 2011 ist Danninger Dekan der 
Fakultät für Technische Chemie. 

Zur Person  
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Pulvermetallurge Danninger: Infiziert mit 
der „unheilbaren und ansteckenden Krank-
heit Sinteritis“



48 | chemiereport.at  AustrianLifeScience 5/2013

Thema: BundEsTAgswAhL

Die Programme der Regierungskoalition 
aus CDU/CSU und FDP zur Förde-

rung der Wissenschaft sind vielfältig. Doch 
„Hochschulpakt“, „Exzellenzinitiative“, 
„Aufstieg durch Bildung“ oder „Hightech-
Initiative 2020“ reichen nicht aus, um 
Deutschlands Wettbewerbsvorteil und In-
novationskraft dauerhaft zu sichern. Globale 
Veränderungen in Wirtschaft, Wissenschaft 
und Gesellschaft erfordern vielmehr neue 
und vor allem mutige Ansätze, auch in der 
Wissenschaftspolitik. 
Ein rohstoffarmes Land wie Deutschland 
kann nur mit Investitionen in Forschung 
und Entwicklung (F&E) sowie in eine gut 
ausgebildete Bevölkerung seine internationale 
Wettbewerbsfähigkeit langfristig sichern. Die 
BRD zählt deshalb mit mehr als 480.000 Wis-
senschaftlern, fast 400 Hochschulen und vier 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
(Helmholtz-Gemeinschaft, Fraunhofer-
Gesellschaft, Max-Planck-Gesellschaft, Leib-
nitz-Gemeinschaft), die entsprechend dem 
föderalen System von Bund und Ländern 
gemeinsam finanziert werden, zu den größ-
ten Forschernationen. Nach Schweden ist die 
Bundesrepublik das innovativste Land Euro-
pas. 

Befristete Programme 
Im Jahr 2005 hat die schwarz-gelbe Re-
gierung den „Pakt für Forschung und In-
novation“ ins Leben gerufen. Der sichert 
Fraunhofer, Max-Planck und Co. seit 2011 
fünf Prozent mehr an Fördergeldern und 
wurde jüngst bis 2015 verlängert. Mit etwa 
zwei Dritteln der Aufwendungen für F&E 
spielt die Wirtschaft eine gewichtige Rolle, 
auch wenn deren Investitionen sichtlich 
schrumpfen. Mit der „Hightech-Strategie 
2020“ fördert der Staat deshalb die innova-
tive Zusammenarbeit von Unternehmen mit 
Hochschulen und Forschungsinstituten. Die 
im Sommer 2010 im Rahmen der Umset-
zung des Lissabon-Protokolls verabschiedete 
Hightech-Strategie, der 28 Vertreterinnen 
und Vertreter aus Wirtschaft und Wissen-
schaft angehören, soll dringende Probleme 
in den Bereichen Klima/Energie, Gesund-
heit/Ernährung, Mobilität, Sicherheit und 
Kommunikation aufgreifen und innovative 
Lösungsansätze entwickeln. Die „Exzellenz-
initiative“ zur Förderung innovativer Spit-
zenforschung an deutschen Universitäten ist 
– wie alle Programme der Bundesregierung 
– zeitlich begrenzt. Auch wenn im Novem-
ber 2012 noch einmal 2,7 Milliarden Euro 
bereitgestellt wurden, die Zukunft der im 
Rahmen der Exzellenzinitiative entstandenen 
Cluster ist ungewiss, wenn mit Ende der 
Laufzeit die Schuldenbremse in Kraft tritt.

Der countdown läuft: Am 22. September 
wird in Deutschland ein neuer Bundestag 
gewählt. 
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Deutschland 

Innovation tut not 
Im September wählt Deutschland einen neuen Bundestag. Chemiereport-Korrespondentin 
Simone Hörrlein analysiert die Ergebnisse und Perspektiven der deutschen Forschungs-
politik. 

„Die Forschungsaus-
gaben sind kontinu-
ierlich geschrumpft.“ 
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Lissabon verfehlt 
Das Ziel der Lissabon-Strategie aus dem Jahr 
2000, bis 2010 drei Prozent des BIP für For-
schung und Entwicklung (F&E) bereitzustel-
len, wurde von Deutschland verfehlt. Trotz 
der vielen wohlklingenden Initiativen sind 
die Ausgaben der öffentlichen Hand in der 
letzten Dekade kontinuierlich geschrumpft. 
Gab der deutsche Staat vor zehn Jahren noch 
zwanzig Prozent mehr für F&E aus als der 
Schnitt der restlichen OECD-Länder, so lie-
gen die Ausgaben heute unter dem OECD-
Schnitt. Hinzu kommt: Sämtliche Initiati-
ven leiden am gleichen Symptom, der relativ 
kurzen Laufzeit. Viele laufen in den nächsten 
drei bis fünf Jahren aus, exakt dann, wenn 
die gesetzlich verankerte Schuldenbremse für 
Bund (2016) und Länder (2020) in Kraft 
tritt. Auch die internen Ausgaben der Wirt-
schaft für F&E stagnieren seit Jahren und lie-
gen deutlich unter denen in skandinavischen 
Ländern. 

Ziel: Biologisierung der Industrie
Den Slogan „Deutschland ist erneuerbar“ 
hat sich Bündnis90/Die Grünen auf die 
Fahne geschrieben. Katrin Göring-Eckardt, 
die Bundestags-Spitzenkandidatin der Grü-
nen, sieht in der Bioökonomie die Chance 
für den Umbau der Industrie. Im Falle ei-
ner Regierungsbeteiligung favorisieren „Die 
Grünen“ Programme wie NatLifE2020, das  
in den nächsten zehn Jahren 30 Millionen 
Euro zur Biologisierung von Nahrungsmit-
teln und Kosmetika bereitstellen soll, oder 
ZeroCarb FP, das die Transformation koh-
lenstoffhaltiger Industrieprodukte mittels 
Mikroorganismen in Wertstoffe vorsieht. 
Auch die Verbände wollen bei der künftigen 
Forschungspolitik ein Wörtchen mitreden, 
so fordert der Hightech-Verband BITKOM 
verbesserte steuerliche Rahmenbedingungen 
für privates Wagniskapital – um den Trend 
der rückläufigen Venture Capital-Finan-
zierung zu stoppen, die 2012 im Vergleich 
zum Vorjahr um 15 Millionen Euro geringer 
ausfiel.  

Ein modernes Land braucht 
starke Forschung 
Einen mutigen Vorstoß in Richtung Zu-
kunft wagt die SPD, die mit ihrem Posi-
tionspapier „Ein modernes Land braucht 

starke Forschung“ auf Stimmenfang geht. 
Mit 25 Punkten wollen die Genossen das 
gesamte Wissenschaftssystem umkrempeln. 
Neben einer Beteiligung der Zivilgesell-
schaft durch einen „Bürger-Zukunftsfonds“ 
ist ein „Deutscher Validierungsfonds“ zur 
Beschleunigung des Transfers von der 
Grundlagenforschung in die Industrie ge-
plant. Darüber hinaus soll das Forschungs-
budget bis 2020 von aktuell 2,8 Prozent 
auf 3,5 Prozent des BIP angehoben wer-

den. Ein als Stiftung verpackter „Deutscher 
Innovationsfonds“ soll zu mehr Finanzie-
rungssicherheit in der Forschung beitragen. 
Der wichtigste Punkt aber ist die geplante 
Abschaffung des Kooperationsverbotes, das 
bisher eine Finanzierung der Universitäten 
durch den Staat ausschloss. Die Umsetzung 
des SPD-Papiers würde allerdings eine 
Grundgesetzänderung zur Neusortierung 
der Bildungskompetenzen von Bund und 
Ländern erfordern.    z    
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Was 1964 mit nur etwa 70 Besuchern 
begann, hat sich zur wohl wichtigsten 

Veranstaltung in der Krebsforschung gemau-
sert. Heute lockt das Treffen der American 
Society of Clinical Oncology (ASCO) jedes 
Jahr Zehntausende Besucher in die USA, um 
in einem dick gepackten Programm an vier 
Tagen aktuelle Innovationen aus der Krebs-
forschung zu diskutieren. Rund 5.000 wis-
senschaftliche Abstracts aus allen Teilen der 
Welt buhlten in diesem Jahr in Chicago um 
das Interesse der bis zu 30.000 Besucher. Die 
Veranstaltung machte aber auch eines klar: 
Ohne ausreichende finanzielle Mittel werden 
sich die wissenschaftlichen Errungenschaf-
ten kaum in Fortschritte für alle Patienten 
transformieren lassen. Ein gesellschaftliches 
Dilemma, auf das ASCO-Präsidentin Sandra 
Swain in ihrem Eröffnungsvortrag verwies. 

Paradigmenwechsel
Sie heißen EGFR, HER2, PARP, PI3 Kinase, 
BRAF, ALK, RAS, RAF oder PD-1, sind Be-
standteile wichtiger Stoffwechselwege, die in 
Zellwachstum, Proliferation, Differenzierung 
oder das Überleben von Zellen involviert 
sind, und besitzen eine tragende Rolle bei der 
Entstehung von Krebs. Mit den Fortschrit-
ten in den Sequenzierungstechnologien ist 
das Wissen um wichtige Signalproteine und 
Risikomutationen sprunghaft angestiegen 
und ermöglicht schon heute, Tumoren auf 
Basis molekulargenetischer Charakteristika zu 
therapieren. Gezielt wirkende Molekülstruk-
turen, die beispielsweise in Form von Anti-
körpern in universelle Zellstoffwechselwege 
eingreifen, anstatt Chemotherapie: So lautet 
das neue Paradigma auch in der Onkologie. In 
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Thema: ARznEiMiTTELfORschung 

Krebsbekämpfung

comeback der Immuntherapien
Im Zeichen der Immuntherapien stand heuer das Jahrestreffen der American Society of  Clinical 
Oncology (ASCO), eine der wichtigsten Veranstaltungen zum Thema Krebsforschung. 

 Von Simone Hörrlein

„In der Onkologie 
 findet ein Paradig-
menwechsel statt.“
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diesem Jahr hatte die ASCO das Immunsys-
tem, dessen Wächterfunktion Tumoren mit 
einer Vielzahl intelligenter Strategien immer 
häufiger umgehen, in den Fokus gestellt. 
Und ganz anders als sonst, dominierten in 
diesem Jahr vor allem die großen Pharmaun-
ternehmen die Headlines der Tagespresse. 
Auch wenn die Frage, wie man mithilfe des 
Immunsystems entarteten Zellen zu Leibe 
rückt, nur ein Themenkomplex gewesen ist, 
nichts beflügelte die Fantasie der Investoren 
und die Hoffnungen der Mediziner mehr als 
die neuen Immunstrategien. Im Mittelpunkt 
standen der T-Zellrezeptor PD-1 und sein Li-
gand PD-L1, die beide erst kürzlich als Ziel-
strukturen einer ganz neuen Wirkstoffklasse 
entdeckt wurden. Gleich drei international 
agierende Pharmaunternehmen konzentrieren 
sich erfolgreich auf diesen neuen Stoffwech-
selweg. Während Merck und Bristol-Myers 
Squibb (BMS) PD-1 im Visier haben, zielen 
Roche und Tochter Genentech auf den zuge-
hörigen Liganden PD-L1. Als Ziele für künf-
tige „Wunderwaffen“ werden Rezeptor und 
Ligand bereits gefeiert. Und beim Melanom 
zeigte sich in Ansätzen bereits das Potenzial, 
das im neuen Signalweg schlummern könnte. 

Immunsystem überlisten
Der PD-1-Rezeptor sitzt auf T-Zellen und 
ist gemeinsam mit seinem Liganden PD-L1 
ein Schutzmechanismus des Körpers vor einer 
überschießenden Immunantwort. Wird der 
Rezeptor überexprimiert, kann dies allerdings 
fatale Folgen haben, auch für die Abwehr von 
Tumorzellen. Der BMS-Antikörper Nivo-
lumab und Mercks Pendant Lambrolizumab 
(MK-3475) sollen durch Wechselwirkung 
mit PD-1 die Bindung des physiologischen 
Liganden PD-L1 und damit ein Zuviel an Im-
mundämpfung verhindern. Bleibt das dämp-
fende Signal auf T-Zellen aus, bleiben diese 
aktiv und sollten sich so erfolgreicher gegen 
Tumorzellen zur Wehr setzen können. Soweit 
die Theorie. Dass das neue Konzept tatsäch-
lich aufgehen könnte, zeigt ein Blick auf die 
Studiendaten, die Anlass zur Hoffnung geben. 
Vor allem Nivolumab konnte nicht nur mit 
Wirksamkeit, sondern auch mit einem beson-
ders guten Sicherheitsprofil punkten. 
Die von Mario Sznol präsentierten Phase-
I-Daten zeigten schrumpfende Tumorläsi-
onen in fast einem Drittel der behandelten 
Melanom-Patienten. Unter Yervoy, einem 
erst kürzlich zugelassenen CTLA-4-Antikör-

per, gelang dies nur bei fünf bis zehn Pro-
zent der Patienten. Bei optimaler Dosierung 
lag das Gesamtüberleben bei eindrucksvollen 
20,3 Monaten und damit doppelt so lange 
wie unter Yervoy. Die volle Aufmerksamkeit 
der Presse hatte BMS nach Bekanntgabe der 
Daten der Kombinationstherapie aus Ni-
volumab und Yervoy. Selbst Forscher Sznol 
konnte eine gewisse Euphorie nicht verbergen, 
als er Ansprechraten von 53 Prozent und die 
Verkleinerung der Tumorläsionen um bis zu 
80 Prozent vorstellte. Ein Erfolg, wie er beim 
Melanom mit noch keiner neuen Therapie 
erzielt werden konnte, so Sznol, der außerdem 
vom exzellenten Sicherheitsprofil des Antikör-
pers schwärmte. Kein Wunder, dass auch In-
vestoren schon von der nächsten Multimilliar-
den-Dollar-Therapie träumen. Und natürlich 
will auch Entwickler BMS keine Zeit verlieren 
und verifiziert die Wirkung Nivolumabs, das 
bereits den Fast-Track-Status bei Melanom, 
Lungenkarzinom und Nierenzellkrebs genießt, 
derzeit in sechs weiteren Studien. Noch im 
Sommer will BMS die synergistische Kombi-
therapie in einer Phase-III-Studie überprüfen.

Rennen zwischen Merck und BMS
Wer das Rennen um den ersten zugelassenen 
PD-1-Antikörper gewinnen wird, ist dennoch 
völlig offen. Denn auch Merck präsentierte 
solide Daten von Lambrolizumab (MK-3475). 
Die Zwischenresultate einer laufenden Stu-
die beim fortgeschrittenen Melanom zeigten 
eine mittlere Ansprechrate von 38 Prozent. 
Bei der höchsten Dosierung lag diese sogar bei 
52 Prozent und damit im Bereich der BMS-
Kombinationstherapie. Das Pharmaunterneh-
men, das jährlich acht Milliarden US-Dollar 
in seine Forschung steckt, ist zuversichtlich, 
mit dem PD-1-Antikörper eine schlagkräftige 
Waffe gegen eine Reihe von Krebsarten gefun-
den zu haben. Weitere Studien bei Brustkrebs, 
Blasenkrebs und HNO-Tumoren sollen dieses 
Potenzial baldmöglichst bestätigen. 

Roche/Genentech setzen auf 
PD-L1
Auch Roche/Genentech setzen auf den PD-1/
PD-L1-Stoffwechselweg, haben es mit ih-
rem Antikörper MPDL3280A aber auf PD-
L1, den Liganden des Rezeptors, abgesehen. 
Damit wollen sie einer Strategie von Tu-
morzellen entgegenwirken, die versucht, das 
Immunsystem auszutricksen. Manche Krebs-
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zellen haben nämlich gelernt, PD-L1 auf ihrer 
Oberfläche zu exprimieren, damit an den T-
Zellenrezeptor anzukoppeln und so die Aktivi-
tät von T-Zellen zu schwächen. MPDL3280A 
soll dieser Schwächung entgegenwirken und 
T-Zellen ihre Wächterfunktion zurückgeben. 
Und das geht so: Durch Wechselwirkung mit 
PD-L1 auf der Oberfläche von Krebszellen un-
terbindet der Antikörper dessen Bindung an 
den T-Zellen-Rezeptor. Die Immundämpfung 
bleibt aus, die T-Zellen sind somit weiterhin 
aktiv. In einer Studie an 140 Patienten sprach 
ein Drittel der PD-L1-positiven Tumoren auf 
die neue Therapie an. Außerdem zeigte sich: 
PD-L1 kommt nicht auf der Oberfläche aller 
Krebszellen vor und könnte sich deshalb als 
prognostischer Biomarker für ein Therapie-
Ansprechen eignen. Welcher der drei Wirk-
stoffkandidaten zuerst die Ziellinie passieren 
und die begehrte Zulassung erhalten wird, 
bleibt abzuwarten.

Krebskiller-Viren made by Amgen
Eine interessante Immunstrategie kommt 
auch von Amgen, das Krebs künftig mit mani-
pulierten Herpes-Viren zu Leibe rücken will. 
Mit T-VEC, einem nicht-infektiösen Herpes-
Simplex-Virus mit eingebautem GM-CSF-

Gen, setzt Amgen auf eine Kombinations-
wirkung aus direkter Tumorzerstörung und 
indirekter Immunstimulation. Nach Injektion 
in den Tumor repliziert T-VEC selektiv in 
Tumorzellen, lysiert diese und lockt über die 
Synthese von GM-CSF weitere Immunzellen 
an. Diese verdauen lysierte Zellreste und prä-
sentieren Teile davon in Form von Antigenen 
auf ihrer Oberfläche, was zur weiteren Immun-
aktivierung beitragen soll. Die von Howard 
L. Kaufman vom Rush University Medical 
Center vorgestellten Zwischenergebnisse der 
OPTiM-Studie stimmten nicht nur die anwe-
senden Mediziner optimistisch. Insgesamt 300 
Melanom-Patienten waren zwischen 2009 und 
2011 in der Phase-III-Studie mit dem onkoly-
tischen Virus behandelt worden und zeigten 
Ansprechraten von 26,4 Prozent, verglichen 
mit 5,7 Prozent unter der GM-CSF-Mono-
therapie. Auch beim mittleren Überleben war 
T-VEC mit 23,3 Monaten der alleinigen Gabe 
von GM-CSF – mit nur 19,0 Monaten – über-
legen. Mit Spannung werden nun die finalen 
Daten Ende des Jahres erwartet. 

Neues von der PARP-Inhibitor-
Front
Neben den Immuntherapien wurden beim 
ASCO-Jahrestreffen aber auch andere Thera-
pieansätze vorgestellt. PARP, die Poly-ADP-
Ribose Polymerase, ist ein wichtiges Enzym, 
das Strangbrüche im Erbgut repariert. Fehlt 
PARP, beispielsweise aufgrund einer medi-
kamentösen Blockade, kommt es während 
der Zellteilung zur Akkumulierung weiterer 
Strangbrüche und in der Folge zu einem be-
schleunigten Absterben der betroffenen Zellen. 
Da Krebszellen sich sehr viel häufiger teilen 
als gesunde Zellen, generieren sie weit mehr 
Strangbrüche und sind deshalb sehr viel stär-
ker auf funktionstüchtiges PARP angewiesen. 
Dies machen sich einige Unternehmen bei der 
Entwicklung von PARP-Inhibitoren zunutze. 
BMN637 aus dem Hause BioMarin ist ein sol-
cher Inhibitor. Die jüngsten Studiendaten, die 
den Hemmstoff in BRCA-positiven Mamma- 
und Ovarialkarzinomen untersuchten, stim-
men zuversichtlich. Bei elf von 25 Patien-
tinnen verkleinerte der Polymerase-Inhibitor 
die beobachteten Tumorläsionen sichtbar. 
Die Firma Tesaro, die bereits 100 Millionen 
an Venture Capital für die Entwicklung ihrer 
Krebspipeline einsammeln konnte, nennt ihr 
Konkurrenzprodukt zu BMN637 Niraparib. 

Besonders wirksam zeigte sich Niraparib in 
BRCA-positiven Ovarialkarzinomen, deren 
Wachstum es für etwa ein Jahr in Schach hal-
ten konnte. Wer den nächsten PARP-Inhibitor 
zuerst ins Rennen um eine Zulassung schickt 
ist jedoch offen. Tesaro und BioMarin sind 
nämlich nicht die einzigen Firmen, die mit 
ihren Forschungsanstrengungen auf das Repa-
ratur-Enzym zielen.

Hoffnung beim Pankreaskarzinom
Einen der am schwersten zu therapierenden 
Tumoren, das Pankreaskarzinom, behandelt die 
Firma Halozyme. PEGPH20 heißt der Hoff-
nungsträger, eine pegylierte rekombinante 
Hyaluronidase. Die Therapieresistenz des 
Pankreaskarzinoms beruht auch auf einem 
pathologisch hohen Bindegewebsanteil, der 
das Tumorgewebe wie eine feste Schutzhülle 
umgibt und zu großen Teilen aus Hyaluron 
besteht. Diese Schutzhülle erhöht auch den 
interstitiellen Gewebedruck und verhindert so 
ein tiefes Eindringen von Chemotherapeutika 
in das Tumorgewebe. So bleiben die meisten 
Chemotherapien wirkungslos. Die durch Pe-
gylierung stabilisierte Hyaluronidase soll nun 
die Hyaluronkapsel des Tumors verdauen 
und diesen wieder ansprechbar für Zytosta-
tika machen. Phase-II-Daten der modifizierten 
Hyaluronidase in Kombination mit der Stan-
dardchemotherapie Gemcitabine zeigten bei 
33 Prozent der 21 behandelten Pankreaskar-
zinome (Stadium IV) einen messbaren Rück-
gang der Tumorläsionen. 

Clovis Oncology und der  
ASCO-Effekt
Unter Investoren ist er legendär und auch in 
diesem Jahr sorgte der ASCO-Effekt wieder 
für rasante Kursbewegungen unter den Aktien 
der präsentierenden Unternehmen. Einer der 
Profiteure war Clovis Oncology, dessen Akti-
onäre sich gleich über eine Kursverdopplung 
freuen durften. CO-1686 heißt der Grund für 
die Kursfantasien, der bereits bei sehr geringer 
Dosierung eine Wirksamkeit bei resistenten 
Lungenkarzinomen vermuten ließ. In vier 
von sechs Patienten, mit einer Resistenz gegen 
EGFR-Inhibitoren wie Tarceva und Iressa, 
kam es zu einem deutlich messbaren Tu-
morrückgang. Ob CO-1686 tatsächlich eine 
Lösung gegen die zunehmenden Resistenzen 
sein könnte, sollen nun Wirksamkeitsstudien 
zeigen.   z

auf der ascO-Jahreskonferenz wurden 
etliche vielversprechende Krebstherapien 
vorgestellt. 
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nicht nur Darmkrebs: Die neue Therapie könnte laut Apceth auch 
für andere Arten von Karzinomen tauglich sein. 
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In der Pipeline  

Mit Gentechnik 
gegen Darmkrebs  

Nach eigenen Angaben als weltweit erstes biopharmazeutisches 
Unternehmen hat die deutsche Apceth GmbH & Co. KG die 

Genehmigung für eine klinische Studie mit gentechnisch modifi-
zierten, adulten, mesenchymalen Stammzellen (MSC) zur Krebsthe-
rapie erhalten. Bei dem neuen Therapieansatz werden Stammzellen 
aus dem Knochenmark des Patienten entnommen, gentechnisch 
modifiziert und dem Patienten wieder eingesetzt. Sie werden vom 
pathologisch veränderten Gewebe „angezogen“ und bekämpfen dann 
den Tumor sowie seine Metastasen. In der Studie geht es um Darm-
krebs (gastrointestinales Karzinom) im fortgeschrittenen Stadium. 
Grundsätzlich kann der Therapieansatz laut Apceth auch bei anderen 
Krebserkrankungen angewandt werden. Die Studie wird vorerst am 
Klinikum der Ludwig-Maximilians-Universität  München  in Zu-
sammenarbeit mit Experten vom Nationalen Zentrum für Tumorer-
krankungen (NCT) in Heidelberg und dem Karolinska Institut in 
Stockholm durchgeführt. Apceth befasst sich mit der  Entwicklung, 
Herstellung und klinischen Implementierung (stamm)zellenbasierter 
Therapien gegen maligne und nicht-maligne Krankheiten.  z

LifE sciEncEs
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Fünf Jahre redl Patent attorneys – ein 
Grund zum Feiern

Manuela Loidl (links) und Birgitta Gassner (rechts, beide Patentanwältinnen bei Redl) mit 
Thomas Adocker, Kanzlei Schwarz Schönherr

LifE sciEncEs

35 Stockwerke über dem Boden und bei 
langsam untergehender Sonne, die das 

rundum sichtbare Wien in ein verzauberndes 
Licht tauchte – in solcher Atmosphäre feierte 
die auf Life Sciences spezialisierte Patentan-
waltskanzlei Redl ihre diesjährige „Summer 
Party“ und beging gleichzeitig ihr fünfjähriges 
Bestehen. Das Lokal „Thirty Five“, in der 
obersten Etage eines der Twin Towers auf dem 
Wienerberg gelegen, stellte am 6. Juni den 
würdigen Rahmen für einen so informativen 

wie geselligen Abend dar.  Bevor man zum 
Buffet schritt, gab Conrad Eckhardt, Leiter der 
Patentabteilung bei Boehringer Ingelheim 
RCV, Einblicke in die Vielzahl an Faktoren, 
die in die Berechnung von Lizenzsätzen einflie-
ßen, wie sie zwischen Pharma-Unternehmen 
und Partnern aus dem Bereich der Biotech-
Start-ups vereinbart werden. Für einen kurzfris-
tig verhinderten zweiten Referenten sprang als 
Überraschungsgast Investor Manfred Reichl 
ein, der ein leidenschaftliches Plädoyer für das 

Modell „Business Angel“ hielt und von der 
Politik entsprechende Rahmenbedingungen 
forderte. Kanzlei-Gründerin Gerda Redl be-
dankte sich bei ihren Mitarbeiterinnen (und 
wir gendern hier nicht: es handelt sich aus-
schließlich um Damen) für fünf erfolgreiche 
Jahre. Mit geografischem Weitblick, 
Schmankerln und handverlesenen österrei-
chische  Weinen bot sich anschließend aus-
giebig Gelegenheit, an Branchen-Netzwer-
ken zu bauen. z

Redl Patent Attorneys lud zur Life Science Summer Party  

sommerfest mit ausblick   

Im 35. stockwerk der vienna twin towers bietet sich ein imposanter Ausblick auf Wien.

conrad eckhardt, Leiter der Patentabteilung 
bei Boehringer Ingelheim RCV, erläuterte die 
Berechnung von Lizenzsätzen.

Manfred reichl (im Bild mit Kanzlei-Grün-
derin Gerda Redl) gab Einblicke in die Welt 
eines Business Angels.
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Die an der Zelloberfläche von Bakte-
rien präsentierten Antigene sind in der 
B-Zell-vermittelten Immunantwort am 
wirksamsten.
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Vakzin-Start-up Origimm auf Partnersuche

Gut selektiert ist halb 
 gewonnen 

Sanja Selak ist schon lange auf dem Gebiet 
der Impfstoff-Entwicklung tätig. Sie hat 

an akademischen Einrichtungen in Kanada, 
den USA und Spanien geforscht und war bei 
Intercell  für die Validierung von Antigen-
Kandidaten verantwortlich. Während ihrer 
wissenschaftlichen Tätigkeiten ist ihr immer 
wieder eine zentrale Problematik aufgefallen: 
Die für die Entwicklung eines Vakzins he-
rangezogenen Antigen-Kandidaten werden 
nicht nach ihrer protektiven Wirkung ausge-
wählt, sondern vielfach nach modellbasierten 
Kriterien, die zwar theoretisch begründbar 
sind, in der Praxis aber doch oft fehlschlagen.  
Ein weiteres Problem ist, dass die Antigen-
Kandidaten meist in tierischen Modellen 
getestet werden, die erhebliche Unterschiede 
zu den humanen Pathologien aufweisen kön-
nen. Die Folge: „85 Prozent aller Impfstoff-
Kandidaten, die die Phase I der klinischen 
Studien erreichen, erhalten letztlich keine 
Marktzulassung“, erzählt Selak.  
Was der gebürtigen Kroatin (die auch eine 
Ausbildung zur Konzertpianistin hat) dem-
gegenüber vorschwebte, war, die Immunoge-
nität von Anfang an als Auswahlkriterium 
heranzuziehen. Dazu hat sie die Technolo-
gieplattform „Provadis“ entwickelt: Hierbei 
wird die Tatsache genutzt, dass gerade die an 
der Zelloberfläche von Bakterien präsen-
tierten Antigene am wirksamsten in der B-
Zell-vermittelten Immunantwort sind.

Akne als Leitindikation
Für den „Proof of concept“ dieses Ansatzes 
hat man sich bei Origimm ein Pathogen ge-

sucht, das sehr häufig anzutreffen ist: „Mehr 
als 80 Prozent der Jugendlichen, aber auch 
zehn Prozent der Erwachsenen haben Pro-
bleme mit Akne“, erzählt Selak. Eine der 
Ursachen für die unschönen Hautverände-
rungen sind Bakterien der Art Propionibacte-
rium acnes. Neuere Forschungsergebnisse 
haben gezeigt, dass eine Gruppe dieser Bak-
terienart besonders virulent ist und daher ein 
gutes Angriffsziel für einen Impfstoff darstel-
len würde. 
Ist die Schlüssigkeit des technologischen 
Konzepts an diesem Referenzprojekt einmal 
bewiesen, möchte Origimm sich aber auch in 
Richtung Plattform-Anbieter weiterentwi-
ckeln. „Wir stehen diesbezüglich kurz vor 
dem Abschluss einer Industriekooperation“, 
verrät Thomas Fischer. Der österreichische 
Biotech-Routinier ist am Unternehmen be-
teiligt und fungiert als „Business & Finance 
Manager“. „Langfristig möchte sich Ori-
gimm als Partner für präklinische Aufgaben-
stellungen etablieren und die Entwicklung 
vom Antigen zum fertigen Impfstoff gemein-
sam mit Partnern abwickeln“, so Fischer. 
Bislang ist alles sehr schnell gegangen: Seit 
der Gründung im September 2012 hat man 
die Technologie-Plattform so weit entwi-
ckeln können, dass sie für Industriekoopera-
tionen interessant ist. Nun möchte man für 
die weitere Entwicklung Geld über eine Fi-
nanzierungsrunde lukrieren. Fischers bevor-
zugte Partner: „Wir suchen ein auf frühe 
Phasen spezialisiertes Venture-Capital-Un-
ternehmen oder Privatinvestoren, die eine 
Affinität zum Thema haben.“  z
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Seit Barry Dickson 2006 die wissenschaftliche Leitung des Instituts 
für Molekulare Pathologie (IMP) in Wien übernahm, hat er einen 

starken neurowissenschaftlichen Schwerpunkt an der von Boehringer 
Ingelheim finanzierten Grundlagenforschungseinrichtung etabliert. Aus 
gutem Grund: Hat man traditionell neurologische Fragestellungen 
entweder auf molekularer Ebene betrachtet (und dabei die Vorgänge in 
einzelnen Neuronen oder an Synapsen in den Blick genommen) oder 
aber auf systemischer Ebene (auf der man neuronale Muster mit Wahr-
nehmung oder Verhalten verknüpft hat), so eröffnete die Verwendung 
genetischer Modellorganismen die Möglichkeit, beide Ansätze zu ver-
binden. Was daraus entstand, nennt sich „Circuit Neurosciences“ – eine 
Disziplin, die durch die genetische Modifikation von Würmern, Fliegen 
oder Mäusen jene  neuronalen Schaltkreise manipuliert, die für ein be-

stimmtes Verhalten relevant sind. Ergänzt wird das durch moderne 
Werkzeuge der Optogenetik, der Elektrophysiologie und der Bildge-
bung, die neue Möglichkeiten eröffnen, Aktivitäten des Nervensystems 
sichtbar zu machen. Am IMP sind acht Forschungsgruppen mit dieser 
Ausrichtung beschäftigt und verschaffen sich neue Zugänge zu Phäno-
menen wie Sozialverhalten, emotioneller Zu- und Abneigung, Gedächt-
nis oder Lernfähigkeit.

Forschungs-Schwerpunkte an IMP und KIN
Nach rund siebenjähriger Amtszeit übergibt  Dickson, der einem Ruf 
an das Howard Hughes Medical Institute (USA) folgt, nun die wissen-
schaftliche Leitung des IMP an Jan-Michael Peters. Peters, der selbst 
kein Neurowissenschaftler ist, will die Neurologie dennoch als starken 
wissenschaftlichen Schwerpunkt des Instituts erhalten: „Die Forschung 
am IMP wird sich auf zentrale Fragen der Molekular- und Zellbiologie 
konzentrieren, insbesondere auf diejenigen, die für das Verständnis des 

Menschen wichtig sind. Dabei wird Neurobiologie auch in der Zukunft 
eine wichtige Rolle spielen, nicht zuletzt, weil es nur wenige biologische 
Disziplinen gibt, die das Selbstverständnis des Menschen so direkt be-
treffen“, meint Peters im Gespräch mit dem Chemiereport.
Eine weitaus ältere Forschungsstätte ist das Klinische Institut für Neu-
rologie (KIN), heute eine eigenständige Organisationseinheit der Me-
dizinischen Universität Wien. Das KIN wurde 1882 vom Neurologen, 
Psychiater und Hirnforscher Heinrich Obersteiner als weltweit erstes, 
auf interdisziplinäre neurowissenschaftliche Forschung und Lehre aus-
gerichtetes Institut gegründet und war beispielgebend für die Gründung 
gleichartiger Institutionen in Europa, USA und Japan. Heute ist das 
KIN ein Zentrum für translationale Forschung und postgraduelle Lehre. 
Inhaltlich hat man sich dabei auf Ursache, Entstehung und Wesen von 

Neurobiologische Forschung hat in Wien  
so viel Tradition wie Gegenwart. Mehrere 
 Unternehmensgründungen konnten darauf 
aufbauen.

Neurologie-Standort Wien 

Life sciences für 
schwache nerven

verschiedene Fachgebiete und ihre schubladen müssen zusammenwirken, um ein konsistentes Bild des Nervensystems zu erzeugen.
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neurologischen, psychiatrischen und seltenen Erkrankungen fokussiert. 
Im Zusammenspiel mit dem Klinischen Institut für Pathologie und 
dem Klinischen Institut für Labormedizin koordiniert das KIN auch 
die Biobank der Universität und ist innerhalb dieses Verbunds für den 
Bereich Neurobiobank verantwortlich. Zudem ist man Partner des 
Comprehensive Cancer Center Vienna (CCC) und entfaltet dabei seine 
Aktivitäten insbesondere im Rahmen der Sub-Unit für Tumoren des 
Zentralnervensystems (CCC-CNS).

Apeiron bekämpft Neuroblastom, Akron Schmerzen
Ein Tumor des autonomen Nervengewebes, von dem vor allem Kinder 
betroffen sind, ist das Neuroblastom. Das von Josef Penninger mithilfe 
von PreSeed- und Seed-Fördermitteln des AWS gegründete Wiener 
Biotechnologie-Unternehmen Apeiron hat gleich zwei Kandidaten 
gegen diese bösartige Neubildung der embryonalen Neuralleiste in der 
Pipeline. Von der Merck KGaA erwarb man ein Fusionsprotein aus 
dem humanisierten Antikörper hu14.18 und humanem Interleukin-2. 
Mit dem unkonjugierten Antikörper ch14.18 wurde ein Projekt akqui-
riert, das von der St. Anna Kinderkrebsforschung bis in klinische 
Phasen entwickelt wurde. Die beiden Kandidaten setzen in unter-
schiedlichen Stadien des Hochrisiko-Neuroblastoms an und ergänzen 
einander auf diese Weise.
Auch hinter dem Start-up-Unternehmen Akron steht die unternehme-
rische Initiative von Josef Penninger und seinen Mitstreitern. Wissen-
schaftlich verfolgt das 2010 gegründete Unternehmen aber einen ganz 
anderen Ansatz: Beim „Drug Repurposing“ versucht man, neue Targets 
für bereits bekannte Arzneimittel zu finden. Dafür hat man sich zu-
nächst innerhalb des weiten Spektrums an Formen von chronischem  
Schmerz  positioniert: Die beiden Leitmoleküle AKR202 und AKR203 
werden gegen Schmerzformen entwickelt, wie sie bei Osteoarthritis und 
chronischen Rückenschmerzen auftreten. 

Affiris: Impfstoffe gegen neurodegenerative 
 Erkrankungen
Den immer häufiger werdenden neurodegenerativen Erkrankungen 
widmet sich ein großer Teil der Arbeit des von Walter Schmidt und 
Frank Mattner gegründeten Wiener Biotechnologie-Unternehmens 
Affiris. Morbus Alzheimer beispielsweise wird heute für etwa 60 
Prozent der weltweiten Demenz-Erkrankungen verantwortlich ge-
macht. Affiris, das mit Preseed- und Seed-Mitteln des AWS unter-
stützt wurde, verfolgt den Ansatz, der Erkrankung mittels speziell 
zugeschnittener Impfstoffe beizukommen und konnte dafür mit 
Glaxo Smith Kline eine Lizenzvereinbarung schließen, die Zah-
lungen von bis zu 430 Millionen  Euro vorsieht. Das Unternehmen 
hat mittlerweile mehrere Vakzin-Kandidaten gegen Alzheimer ent-
wickelt, von denen einer bereits in einer multizentrischen Phase-II-
Studie getestet wird. 2012 hat man darüber hinaus einen Impfstoff 
in die Klinik gebracht, der in die Kausalkette der Entstehung von 
Morbus Parkinson eingreifen soll.  
Zur Welthauptstadt der Neurologie wird Wien, wenn von 21. bis 26 
September der „World Congress of Neurology“ in der österreichischen 
Bundeshauptstadt stattfindet und ein umfangreiches wissenschaftliches 
Programm zu den jüngsten Entwicklungen aus Forschung und kli-
nischer Praxis mit Workshops und Lehrvorträgen verbindet.   z
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Die Geschichte von Activartis reicht bereits längere Zeit zurück. Der 
Gründer und heutige Geschäftsführer des Unternehmens, Tho-

mas Felzmann, beendete 1995 einen Forschungsaufenthalt in den USA 
und baute in dem von einem gemeinnützigen Verein getragenen Institut 
„St. Anna Kinderkrebsforschung“ eine Arbeitsgruppe für Tumorimmu-
nologie auf. Dabei entstanden Konzepte einer Immuntherapie von 
Krebserkrankungen, die bis zum Jahr 2000 so weit gediehen waren, dass 
man eine klinische Überprüfung wagen konnte.
Erste Pilotstudien am St. Anna Kinderspital belegten die Sicherheit und 
Machbarkeit des therapeutischen Ansatzes, machten aber auch klar, dass 
ein akademisch orientiertes Institut nicht selbst die weitere klinische 
Entwicklung tragen konnte. Man gründete daher  ein Unternehmen 
und begab sich (damals noch unter dem Namen Trimed) auf Investo-
rensuche. „Man muss viele Frösche küssen, um einen Prinzen zu fin-
den“, erinnert sich Felzmann an diese nicht immer einfache Zeit, die 
gleichwohl dafür genutzt wurde, weitere Pilotstudien durchzuführen 
und an der Technologie zu feilen. 2006 kam es schließlich zum Einstieg 
von AOP Orphan, einem von Rudolf Widmann gegründeten österrei-
chischen Unternehmen, das sich auf die Entwicklung von Schlüsselthe-
rapeutika zu seltenen Erkrankungen spezialisiert hat. Damit waren nun 
auch die finanziellen Möglichkeiten gegeben, eine größere Wirksam-
keitsstudie für die Zelltherapie (zur Grundidee siehe Infobox) zu begin-
nen. Dabei entschied man sich, Patienten mit Glioblastom für die 
Studie heranzuziehen, dem bösartigsten Typus von Hirntumor, der 
trotz aller heute zur Verfügung stehenden Therapieformen eine Über-
lebenszeit von nur etwas mehr als einem Jahr aufweist.

Partnersuche für weitere Schritte
Heute ist die Patientenrekrutierung für die Phase-II-Studie abge-
schlossen, insgesamt 78 Personen haben teilgenommen. Da der Beo-
bachtungszeitraum über ein Jahr geht, ist vorerst nur eine erste 
Trend analyse möglich, doch schon jetzt zeigt sich, dass die Zahl der 
Patienten, die das erste Jahr ihrer Erkrankung überleben, in der Be-
handlungsgruppe viermal so groß wie in der Kontrollgruppe ist. Und 
obwohl die Studie, die ausschließlich in Österreich durchgeführt 
wurde, insgesamt nur eine kleine Zahl von Personen einschloss, wer-
den bereits Gespräche mit Behörden geführt. Die EMA, die inner-
halb der EU für die Zulassung von Arzneimitteln verantwortlich ist, 
hat bereits Ende 2012 Erleichterungen unter der „Orphan Drugs 
Designation“ zugestanden, nun folgte auch die US-Behörde FDA. 
Die Eigentümerstruktur ist stabil: Zwar wurde die Activartis-Beteili-
gung im Juni aus dem Portfolio von AOP Orphan herausgelöst, um 
den Weg für einen (vorerst geplatzten) Verkauf des bisherigen Mehr-
heitseigentümers freizumachen. AOP-Eigentümer Widmann ist aber 
nach wie vor der wichtigste Investor bei Activartis. Für weitere 
Schritte will man sich aber auf die Suche nach Partnern machen. 
Denn gleichgültig, ob die Behörden nun eine Zulassung erteilen oder 
vorher die Durchführung umfangreicherer Studien verlangen, wird 
man Herstellungskapazitäten erhöhen und eine professionelle Logi-
stik aufbauen müssen. „International tätige Pharma-Unternehmen 
haben solche Strukturen schon“, sagt Felzmann. Verschiedene Mo-
delle kämen für eine solche Partnerschaft infrage: Denkbar sei etwa 
die Vergabe einer Lizenz für bestimmte Indikationen, für die man im 
Gegenzug Unterstützung bei der Durchführung von Studien und bei 
der Markteinführung erhalte.  z

Das Wiener Unternehmen Activartis hat eine Immuntherapie gegen Krebs entwickelt.  
Erste Ergebnisse aus der Klinik sind vielversprechend.

activartis-Geschäftsführer thomas Felzmann hat ein neues Konzept 
der Immuntherapie gegen Krebs entwickelt.

Erfreuliche Ergebnisse bei Activartis 

Immun gegen den eigenen tumor   

Dem Patienten werden Tumorzellen und Monozyten 
 entnommen, die zu dendritischen Zellen differenziert 
werden. Diese Zellen, die im Immunsystem eine 
 wichtige Drehscheibenfunktion einnehmen, werden  
mit Tumorantigenen beladen, gleichzeitig aber auch  
mit bakteriellen Signalmolekülen in Wechselwirkung 
 gebracht, um das auszulösen, was Tumorzellen für 
 gewöhnlich nicht  können: die Immunzellen in einen 
 aktiven Zustand zu versetzen. Die so gewonnenen Zellen 
können das Tumorgewebe als Gefahr erkennen und 
 werden als Impfstoff verabreicht.

Grundidee von activartis‘  
therapieansatz
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Der Vorstand der ÖGMBT begrüßt die Initiative 
des Wirtschaftsministeriums, hat aber ergän-
zende Anmerkungen.

Ende Juni hat das Wirtschaftsministerium einen „Aktionsplan Bio-
technologie“ vorgestellt, der auf ein breites Bündel an Maßnahmen 

setzt: Neben einigen neuen Vorstößen, wie einer eigenen FFG-Pro-
grammlinie zu „Seltenen Erkrankungen“, einem Life-Science-bezogenen 
Call für Research Studios und verbesserter Unterstützung bei der Unter-
nehmensgründung finden auch einige schon bestehende Instrumente 
(Gründerfond, von Laborleiterinnen geführte Laura-Bassi-Zentren, 
Christian-Doppler-Labors, Kompetenzzentren-Programm „Comet“) in 
dem Papier als Teil einer Life-Science-Strategie Erwähnung.
Vonseiten der Biowissenschaften wird der Vorstoß begrüßt, auch wenn 
manches offenbleibt oder einiger Ergänzungen bedarf. „Vieles von den 
angeführten, bereits etablierten Modellen funktioniert für die Life Sci-
ences gut“, meint Nikolaus Zacherl, Sprecher der „Austrian Biotech In-
dustry“ (ABI) und Vorstand der ÖGMBT. „Bei der Errichtung von 
Kompetenzzentren nach dem Comet-Programm wäre es aber hilfreich, 
auch Projekte zuzulassen, an denen nur ein Unternehmen beteiligt ist“, 
regt Zacherl an. Gerade mit Pharma-Unternehmen würde man dann 
leichter ins Gespräch kommen. Auch ÖGMBT-Präsident und BOKU-
Vizerektor Josef Glößl findet, dass die bestehenden Instrumente sehr gut 
genutzt werden, merkt aber an: „Ich lese keine Absicht heraus, neue 
Laura-Bassi-Zentren auszuschreiben. Das Potenzial ist hier aber sicher 
noch nicht ausgeschöpft.“
Das Modell der Research Studios, bei denen eine akademische For-
schungseinrichtung oder ein forschendes KMU gemeinsam mit Unter-
nehmenspartnern an marktnahen Innovationen arbeitet, auf die Biowis-
senschaften auszudehnen, hält Zacherl für eine gute Idee. Dass nach drei 
Jahren, wenn die Produktivität der Einrichtung in einer Zwischenevalu-
ierung bestätigt werden muss, bereits marktreife Entwicklungen vorzu-
weisen sind, sei für den Bereich der Biotechnologie allerdings knapp 
bemessen. Für besonders sinnvoll erachtet er aus gesundheitspolitischen 
Gründen die von der ABI angeregte Programmlinie zu Seltenen Erkran-
kungen. „Über die Erforschung Seltener Erkrankungen werden  nach 
rascher Markteinführung neben der Bereitstellung dringend benötigter 
gezielter Therapien oft auch Mechanismen erschlossen, die man auf-
grund von Erfahrungen in der medizinischen Praxis in weiterer Folge für 
die Arzneimittelentwicklung gegen häufigere Krankheitsbilder benutzen 
kann“, weist Zacherl auf den doppelten Nutzen einer solchen Vorgehens-
weise hin. 
Auch Glößl hält das präsentierte Paket für eine begrüßenswerte und 
notwendige Konkretisierung der FTI-Strategie der Bundesregierung, hat 
aber auch eine prinzipielle Ergänzung anzubringen: „Hier wurde beson-
ders der medizinisch-pharmazeutische Aspekt der Biotechnologie hervor-

gehoben. Das müsste um Aspekte der Ressourcensicherung ergänzt 
werden“, so Glößl. Die EU-Bioökonomie-Strategie, die die Vision einer 
biobasierten Wirtschaft verfolge, müsse auch auf nationaler Ebene um-
gesetzt werden. In diese Richtung seien noch zu wenige konkrete Maß-
nahmen gesetzt worden. „Was uns seitens der Forschung hier fehlt, ist 
ein Programm wie GEN-AU, das das kontinuierliche Aufgreifen rele-
vanter Themen erlaubt“, regt Glößl an.

Wie umgehen mit Translationaler Forschung?
Besonders interessant findet Zacherl die Ankündigung, ein „thema-
tisches Wissenstransferzentrum für Life Sciences“ einzurichten. „Derar-
tige Initiativen, die eine Lücke zwischen der Grundlagenforschung und 
der kommerziellen Arzneimittelentwicklung schließen sollen, hat es ja 
schon gegeben, sie sind aber wieder im Sand verlaufen“, so Zacherl. Die 
Frage sei aber, was mit einem Budget von 1,5 Millionen Euro für drei 
Jahre gemacht werden könne: „Wenn es um das Vernetzen bestehender 
Infrastruktur und deren Einbindung in virtuelle Wertschöpfungsketten 
geht, kann man damit erste Schritte setzen“, meint Zacherl. Man sollte 
Translationale Forschung aber langfristig nicht auf universitäre Lizen-
zierungsstellen reduzieren.“ Glößl mahnt in diesem Zusammenhang zu 
Vorsicht: „Die Umsetzung eines Zentrums für Translational Research 
kann sehr teuer werden.“ Daher sei es richtig, hier behutsam vorzugehen 
und – wie es der Aktionsplan Biotechnologie vorsieht – bewusst mit 
einer Konzeptphase zu beginnen. So könne geklärt werden, wie Aufga-
ben der Öffentlichkeit und  Aufgaben der Wirtschaft kombiniert wer-
den können und wie darauf aufbauend ein geeignetes Kooperationsmo-
dell aussehen könnte.  z

Der aktionsplan Biotechnologie will Schritte für 
einen Transfer in Richtung Wirtschaft setzen.
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ÖGMBT zum „Aktionsplan Biotechnologie“:

„schritt in die 
richtige richtung“

DI (FH) Alexandra Khassidov
Österreichische Gesellschaft für Molekulare 
 Biowissenschaften und Biotechnologie ÖGMBT
Tel.: +43 1 476 54-6394
Fax: +43 1 476 54-6392
E-Mail: office@oegmbt.at
Web: www.oegmbt.at

kontakt ÖGMBt
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Neues CD-Labor entwickelt leistungsfähigere Bioprozesse 

Glückliche Zellen produzieren 
besser

Lange Zeit war es in der pharmazeutischen Biotechnologie üblich, 
Produktionsprozesse nach dem Prinzip „Trial & Error“ zu ent-

wickeln. Man betrachtete die produzierenden Zellen als Black Box 
und probierte – meist unter hohem Aufwand – aus, welcher der beste 
Satz an Prozessparametern ist. Eine Veränderung gegenüber dieser 
Situation leitete ein Vorstoß der regulatorischen Behörden ein: „In 
den vergangenen Jahren wurde von der FDA das Prinzip des ‚Quality 
by Design‘ propagiert, nach dem Optimierungen auf der Grundlage 
eines verbesserten Prozessverständnisses erfolgen sollen“, erzählt Chris-
toph Herwig, Professor für Bioverfahrenstechnik an der TU Wien. 
Die regulatorische Forderung löste eine neue Vorgehensweise aus: 
Vermehrt setzte man nun auf statistische Methoden, mit deren Hilfe 
Daten erhoben und systematisch mit Indikatoren der Performance 
des Produktionssystems in Verbindung gebracht wurden. „Auf diese 
Weise erfährt man zwar, wie etwas funktioniert, aber nicht warum.“ 
Bei der Skalierung von Laborergebnissen auf die in der Industrie 
üblichen Maßstäbe zeige sich aber oft, dass dies nicht ausreiche. Ge-
nau hier setzt das „CD-Labor für mechanistische und physiologische 
Methoden für leistungsfähigere Bioprozesse“ an, das Herwig leitet: 
Der Wissenschaftler möchte vom Know-how zum Know-why kom-
men, indem er Methoden entwickelt, die eine Prozessentwicklung 
auf wissenschaftlicher Grundlage gestatten. Dazu muss man sich 
die Physiologie der technisch eingesetzten Zellen näher ansehen. 
Doch nun stellt sich ein weiteres Problem: Die Systembiologie (also 
Genomik, Proteomik und sonstige -omiken)  hat zwar Unmengen an 
Daten über die molekularen Mechanismen in Zellen produziert – es 
brauche aber noch Jahre, um diese auszuwerten und so aus den Daten 
auch Wissen zu erzeugen, so Herwig. 
Das im April eröffnete CD-Labor verfolgt einen anderen Weg: Man 
möchte zu quantitativen Größen vorstoßen, die direkt mit dem 
physiologischen Zustand der Zelle zusammenhängen. Denn eine 
Zelle, der es gut geht, kann auch ihre biotechnologischen Aufgaben 
besser erfüllen. Ein Beispiel dafür sind Bakterienkulturen, die für 
die Produktion von Antikörper-Fragmenten designt wurden. „Die 
Herstellung dieser Proteine ist für die Zellen so belastend, dass sie 
immer mehr ihre respiratorischen Prozesse ankurbeln müssen, um 
die nötige Energie zu erzeugen“, sagt Herwig. Diese Verschiebung 
führt dann auch zu einem ungewollten Ungleichgewicht zwischen 
Energieerzeugung, Wachstum und Erzeugung des Produktes – vor 
lauter Arbeiten vergessen die Zellen gleichsam zu leben. 

Quantifizierbare Größen
Eine Möglichkeit, die Parameter abzustecken, die für das Gedeihen 
der Kulturen verantwortlich sind, ist, die Zelle an ihre physiolo-
gischen Grenzen zu treiben – etwa indem man mehrmals pro Stunde 
die Umgebungsbedingungen verändert, indem man der Zellkultur 
plötzlich den Sauerstoff entzieht oder verschiedene Substrate auspro-
biert. „Auf diese Weise erhält man nicht nur eine schnelle Antwort, 
sondern auch eine, die man auf andere Weise nicht bekommen 
könnte“, wie Herwig erläutert. Die solchermaßen variierbaren Fak-
toren werden dann mit quantitativen Größen für die Biomassepro-
duktion und die Produktausbeute in Beziehung gebracht. 
Für diesen Ansatz konnte man die Sandoz GmbH als Industriepart-
ner gewinnen, mit der man bereits auf dem Gebiet der Optimierung 
von filamentösen Pilzen zusammengearbeitet hat. Im CD-Labor soll 
die Kooperation nun auf mikrobielle und Säugetierzellen ausgeweitet 
werden. Ziel ist es, zu diesem Zweck die Methodik so weiterzu-
entwickeln, dass sie in hohem Maße generisch, also weder für ein 
bestimmtes Produkt noch für bestimmte technologisch eingesetzte 
Organismen spezifisch ist.   z

Ein an der TU Wien angesiedeltes CD-Labor 
entwickelt Optimierungsmethoden  
für  biotechnologische Prozesse, die direkt 
auf den physiologischen Zustand abzielen, 
und verbessert so die „Work-Life-Balance“ 
der Zellen. 

Wie die „Work-Life-Balance“ im Inneren eines Bioreaktors ist, sieht 
sich Christoph Herwig an der TU Wien an.

BMWFJ  CDG: 
Abteilung C1/9 Dr. Judith Brunner 
AL Dr. Ulrike Unterer Tel.: (0)1 504 22 05-11 

DDr. Mag. Martin Pilch www.cdg.ac.at 
Tel.: (0)1 711 00-8257
www.bmwfj.gv.at/ForschungUndInnovation/Foerderungen    
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Nach wie vor gehören Krebserkrankungen zu den häufigsten 
Todesursachen in der westlichen Welt. Die Erforschung von 

bösartigen Tumoren hat in jüngerer Zeit aber große Fortschritte ge-
macht. „Der Wissensstand um die Entstehungsmechanismen und 
Funktionen von Krebszellen hat in den letzten Jahren exponentiell 
zugenommen. Dieses Detailwissen hat es ermöglicht, erstmals in der 
Geschichte der Tumorbehandlung einzelne zielgerichtete Medika-
mente zu entwickeln, die im Sinne der sogenannten personalisierten 
Medizin ihren Einsatz finden“, erläutert Hellmut Samonigg, Leiter 
der Klinischen Abteilung für Onkologie am Universitätsklinikum 
Graz. Trotz dieser Fortschritte sind noch viele Fragen hinsichtlich 
Entstehung, Verlauf und Beeinflussbarkeit der Krankheit offengeblie-
ben. „Das im weiteren Ausbau befindliche kooperative Forschungs-
feld Biomarker, an dem die Karl-Franzens-Universität, die TU Graz 
und Joanneum Research sowie heimische und international tätige 

Biotechnologiefirmen beteiligt sind, lässt wesentliche Beiträge im 
Bereich der Krebsforschung erwarten“, so Samonigg.
Basis für die angesprochene „personalisierte Medizin“ ist die Biomar-
ker-Forschung. Biomarker sind „biologische Anzeiger“, die Auskunft 
über den Zustand des menschlichen Organismus geben. Traditionell 
werden etwa die Werte des Blutbildes in diesem Sinne verwendet. Bio-
marker zeigen Vergangenes an, analysieren die Gegenwart und lassen 
künftige Entwicklungen vorhersagbarer werden. „Für einen Endokri-
nologen und Diabetologen ist es interessant, dass die Biomarkerfor-
schung jetzt so aktuell ist, weil wir schon seit mehr als 100 Jahren mit 
Biomarkern arbeiten. Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, 
und Hormone sind klassische Biomarker“, erzählt Thomas Pieber, 
Leiter der Klinischen Abteilung für Endokrinologie und Stoffwechsel 
am Universitätsklinikum. Aber auch in der Kardiologie spielt die Bio-
markerforschung traditionell eine große Rolle.

Mit „personalisierter Medizin“ entsteht eine neue Strategie gegen Krebs, Zuckerkrankheit 
und Herzinfarkt. Basis dafür ist die Erforschung von Biomarkern, die in der Steiermark 
 besonders stark vertreten ist.

Forschungsschwerpunkt in der Steiermark  

Biomarker im Dienste der 
 personalisierten Medizin

Mit dem k-Projekt 
„BioPersMed“ 
wurde die lange 
Tradition der Bio-
markerforschung in 
Graz  weiter vertieft 
und gebündelt. 
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Knochen und Herz als Quelle von Biomarkern
Dass dieses Fachgebiet heute so hoch im Kurs steht, hat mehrere 
Gründe: Zum einen ermöglicht die Biomarkerforschung die Früher-
kennung von Krankheiten, zum anderen gestattet sie deren Verlaufs-
kontrolle. Damit werden letztlich auch „individualisierte Therapien“ 
möglich. Thomas Pieber: „Es gibt eine Reihe von Krankheitsbildern in 
allen wichtigen Bereichen, von denen man gar nicht wusste, dass die 
Biomarkerforschung eine entscheidende Rolle spielen kann. So wissen 
wir heute aufgrund dieser Forschung, dass der Knochen ein wichtiges 
Organ in Hinblick auf Hormonausschüttung und Fruchtbarkeit ist.“ 
Wenn man Botenstoffe misst, die von Knochengewebe ausgesendet 
werden, könne man auch besser über Krankheitszustand und Prognose 
Auskunft geben. 
„Interessanterweise setzt auch das Herz Botenstoffe frei, die im Blut 
messbar sind und eine Herzüberlastung andeuten“, ergänzt Burkert 
Pieske, Leiter der Klinischen Abteilung für Kardiologie am Universi-
tätsklinikum Graz. So könne heute bereits durch Messung des soge-
nannten „BNP“-Wertes eine Herzmuskelschwäche erkannt werden. 
„Ebenso kann durch die Messung von Troponin, einem Bestandteil der 
Herzmuskelzellen, ein Herzinfarkt frühzeitig erkannt werden.“  
Unerlässlich als Basis für die Biomarkerforschung sind sogenannte 
Biobanken – hier werden menschliche biologische Proben (z. B. Ge-
webe- und Blutproben) ebenso wie medizinische Daten gesammelt, die 
anschließend im Rahmen kontrollierter Studien ausgewertet werden 
können. An der Medizinischen Universität Graz befindet sich eine der 
größten Biobanken Europas und im Herbst dieses Jahres siedelt sich 
auch das europäische Koordinationszentrum für Biobanken im Rah-
men der EU (BBMRI) in der steirischen Landeshauptstadt an. Eine in 
diesem Sinne integrative Infrastruktur macht Synergien und Neues in 
der Forschung erst möglich.

Zukunftsfeld Diabetes- Forschung
Ein besonders erfolgsträchtiges Feld beim Aufspüren und intelli-
genten Einsatz von Biomarkern ist die Diabetesforschung. Typ-1-Di-
abetes ist eine Erkrankung, bei der das Immunsystem die insulinpro-
duzierenden Zellen zerstört. „Die Behandlung ist klar: Man muss das 
fehlende Hormon Insulin, ersetzen“, erläutert Diabetologe Thomas 
Pieber. „Spannend ist nun die Frage, warum manche Menschen einen 
Typ-1-Diabetes bekommen und manche nicht und ob man die 
Krankheit nicht schon diagnostizieren könnte, bevor sie zum Aus-
bruch kommt. Das wäre ein Durchbruch, weil man dann mit spezi-
fischen Maßnahmen verhindern könnte, dass Typ-1-Diabetes über-
haupt erst entsteht.“

Vernetzung am Standort  Steiermark
In Graz hat Biomarkerforschung eine ebenso große wie lange Tradi-
tion. Mit dem K-Projekt „BioPersMed“ wurden diese Aktivitäten im 
Jahr 2010 weiter vertieft und gebündelt. Tradition hat in der Steier-
mark aber auch die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Uni-
versitäten und Forschungseinrichtungen. Die drei großen steirischen 
Universitäten – Karl-Franzens-Universität, Medizinische Universität 
Graz und TU Graz – haben ihre Aktivitäten in den Life Sciences und 
Humantechnologien mit der Kooperationsinitiative „BioTechMed“ 
noch stärker gebündelt und international sichtbar gemacht.  

Gut eingespielt ist aber auch 
die Zusammenarbeit mit 
Wirtschaft und Industrie – Ka-
talysator und Drehscheibe zwi-
schen Wirtschaft, Wissen-
schaft und Standortpolitik ist 
hier der 2004 gegründete Hu-
mantechnologie-Cluster, in 
dem mittlerweile 78 Unter-
nehmen, Universitäten und 
Forschungseinrichtungen or-
ganisiert sind. Im gesamten 
steirischen Stärkefeld Human-
technologie werden mit etwa 
10.500 Beschäftigten rund 2,4 
Milliarden Euro Umsatz jähr-
lich generiert. z

als katalysator und Drehscheibe zwischen Wirtschaft, Wissenschaft 
und Standortpolitik fungiert der 2004 gegründete Humantechnologie-
Cluster. 
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… sind biologisch messbare Einheiten wie Enzyme, Hor-
mone, Gene u.ä., die ein frühzeitiges Erkennen und eine 
individuelle Therapie von Krankheiten möglich machen.

… sind biologische Moleküle, die im Blut, anderen Körper-
flüssigkeiten oder Geweben gefunden werden können, die 
auf abnormale Prozesse oder eine Krankheit hinweisen.

… werden benutzt, um zu sehen, wie gut der Körper auf die 
Behandlung einer Krankheit reagiert.

… erhalten eine zentrale Rolle in der „personalisierten Me-
dizin“. Dabei geht es darum, die angepasste Therapie für 
die Patienten zu ermitteln, den Erfolg der Behandlung zu 
verfolgen und individuelle Krankheitsverläufe mit minimal„ 
invasiven Methoden zu erkennen.

Biomarker …

thomas Pieber, endokrinologe am 
Universitätsklinikum Graz: „Tech-
nologieplattformen, mit denen man 
systematisch nach Biomarkern for-
schen kann.“
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Der Schweizer Pharmakonzern Roche hat 
von der EU-Kommission die bedingte 

Zulassung für Erivedge erhalten. Die Zulas-
sung gilt für die Behandlung von Erwachse-
nen, die am symptomatischen metastasie-
renden Basalzellkarzinom (BCC) leiden. 
Laut Roche handelt es sich um das erste in 
der EU zugelassene Medikament „für Pati-
enten mit dieser entstellenden und potenziell 
lebensbedrohlichen Form von Hautkrebs.“ 
Erivedge wird täglich einmal in Form einer 
Kapsel eingenommen. Es enthält den Wirk-
stoff Vismodegib, der den sogenannten 
„Hedgehog-Pathway“ blockiert und damit 
das Tumorwachstum verhindert. Grundlage 
für die Zulassung ist eine einarmige Phase-
II-Studie an 104 Patienten mit BCC, davon 
71 mit lokal fortgeschrittener und 33 mit 
metastasierender Erkrankung. Bei 43 Pro-
zent der ersten Gruppe und 30 Prozent der 
zweiten Gruppe schrumpften die Tumore 
laut Roche erheblich, die mediane Ansprech-
dauer beziffert das Unternehmen mit 7,6 
Monaten. Unterdessen wurde die Rekrutie-

rung von rund 1.200 Patienten für die 
Phase-III-Studie abgeschlossen. Maßgeblich 
an dieser beteiligt ist die Universitätsklinik 
für Dermatologie am Allgemeinen Kranken-
haus (AKH) Wien. Wie Abteilungsleiter 
Hubert Pehamberger auf Anfrage des Che-
miereport mitteilte, erkranken in Österreich 
jährlich mindestens 15.000 Personen an 
BCC, EU-weite Zahlen gibt es nicht. Aller-
dings wird BCC als häufigste Krebs- und 
Hautkrebsform in Europa, Australien und 
den USA betrachtet. Als Auslöser gilt vor 
allem die Schädigung von Zellen durch UV-
Strahlung. Betroffen sind primär ältere 
Menschen. 
Mitte Juli hat Roche die Aufnahme von 
Erivedge in den Erstattungskodex des 
Hauptverbandes der Sozialversicherungsträ-
ger (EKO) beantragt, teilte ein Unterneh-
menssprecher dem Chemiereport mit. Diese 
könnte noch heuer erfolgen. Das von Roche 
erwartete europaweite sowie österreichische 
Marktvolumen wollte der Sprecher nicht 
bekanntgeben.   z

Roche-Hautkrebsmittel Erivedge  

Bedingte Zulassung 

Behandlung durch hemmung: Erivedge blockiert den Hedgehog-Pathway. 

Bayer

Erfolg mit  
Life Science   
Bayer konnte seine Umsätze in den Life-
Science-Sparten im zweiten Quartal 2013 
kräftig steigern. Nur die Kunststoff-Sparte 
blieb hinter dem Ergebnis des Vorjahrs zu-
rück. Besonders erfreulich verlief für den 
Konzern die Markteinführung einiger neuer 
Arzneimittel (zB. dea Gerinnungshemmers 
Xarelto, des Augenmedikaments Eylea und 
des Krebspräparats Stivarga), die mithalfen, 
den Umsatz im Teilkonzern „Healthcare“ 
gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vor-
jahrs um 3,8 Prozent auf 4,80 Milliarden 
Euro zu steigern. Starkes Umsatzwachstum 
konnten darüber hinaus das Blutgerin-
nungsmittel Kogenate und das Krebsmedi-
kament Nexavar erzielen.
Starke Zuwächse konnten aber auch im 
Teilkonzern „Crop Science“ erzielt werden. 
Ein günstiger Geschäftsverlauf in Latein-
amerika, Afrika und dem Nahen Osten, 
aber auch in Asien und Europa vermochten 
den Umsatz im zweiten Quartal im Ver-
gleich zu 2012 um 5,1 Prozent auf 2,39 
Milliarden Euro zu steigern. Den mit Ab-
stand höchsten Umsatzzuwachs im Bereich 
Pflanzenschutz erzielte die Produktgruppe 
der Fungizide, die währungsbereinigt um 
20,7 Prozent zulegte.
Einzig die Kunststoffsparte (Teilkonzern Ma-
terial Science) blieb mit 2,875 Milliarden 
Euro um 2,7 Prozent hinter dem der Umsatz 
des Vorjahrs zurück. Bayer-Chef Marijn Dek-
kers sprach von einem „schwierigen Markt-
umfeld“, das zu geringeren Absatzpreisen in 
Asien und Europa geführt habe. Der Umsatz 
mit Polyurethanen erhöhte sich dabei um 3,0 
Prozent, der mit Polycarbonaten erwirtschaf-
tete Erlös reduzierte sich währungsbereinigt 
aber um 8,2 Prozent.   z
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Im Geschäft mit Pflanzenschutzmitteln 
konnte Bayer starke Zuwächse erzielen. 

LifE sciEncEs



Der in Deutschland geborene Mediziner etablierte den heute am 
Standort international sichtbaren Forschungsschwerpunkt zur 

extrakorporalen Blutreinigung. Viktoria Weber, die geschäftsfüh-
rende Vizerektorin der Donau-Universität, hat viele Jahre mit Fal-
kenhagen zusammengearbeitet. Sie würdigte den Wissenschaftler im 
Rahmen der Feier als enthusiastischen Pionier, der sich stark für den 
Aufbau der akademischen Strukturen in Krems engagiert habe. „Sie 
haben Voraussetzungen geschaffen, auf denen wir alle hier aufbauen 
können“, so Weber wörtlich.
Stefan Nehrer, Dekan der Fakultät für Gesundheit und Medizin der 
Donau-Universität Krems und Nachfolger von Falkenhagen als Lei-
ter des Departments für Gesundheitswissenschaften und Biomedizin, 
sprach von einer wissenschaftlichen Karriere, die ihresgleichen suche. 
Falkenhagen habe, so Nehrer, Visionen in Realität umgesetzt und 
einen außerordentlichen Beitrag zur Entwicklung der Donau-Uni-
versität Krems geleistet. Als Laudator konnte Werner Lanthaler, CEO 
der Evotec AG, gewonnen werden, der ein sehr persönliches Bild von 
Dieter Falkenhagen zeichnete und auf die Arbeitsplätze verwies, die 
infolge seiner Tätigkeit geschaffen werden konnten. 

Pionier der Kooperation zwischen  
Wissenschaft und Industrie
Sehr früh machte sich Falkenhagen nämlich auch um den Transfer 
des erarbeiteten Know-hows in die medizinische und unternehme-
rische Praxis verdient. Aus einem Spin-off des von ihm geleiteten 
Zentrums für Biomedizinische Technologie entstand der heute in 
Krems ansässige Standort des Weltkonzerns Fresenius Medical Care. 
Das gemeinsam entwickelte  „Prometheus-Verfahren“ zur Unterstüt-
zung von Patienten mit Leberversagen wurde 1998 erstmals an einem 
Patienten eingesetzt, 2002 konnte es zugelassen werden. Zur Verab-
schiedung seines langjährigen Kooperationspartners war auch Ema-
nuele Gatti, Mitglied des Vorstandes der Fresenius Medical Care 
Management AG, gekommen, der in seiner Rede die Forschungser-
folge Falkenhagens und die Höhepunkte der Zusammenarbeit her-
vorhob. 
Das zu Ehren von Falkenhagen im Vorfeld der akademischen Feier-
lichkeiten abgehaltene wissenschaftliche Symposium beleuchtete das 
Forschungsfeld der extrakorporalen Blutreinigung und benachbarte 
Gebiete der regenerativen Medizin aus den unterschiedlichsten Blick-
winkeln. Dieter Falkenhagen bedankte sich bei den Gästen, die aus 
ganz Europa zum Festakt gekommen waren. Er habe seinen Lebens-
mittelpunkt von Rostock nach Krems verlagert, weil er hier die 
Möglichkeit bekommen habe, eine eigene Einrichtung im Bereich der 

Biomedizinischen Technologie aufzubauen. Dass es gelungen sei, eine 
international anerkannte Vorreiterrolle in diesem Bereich einzuneh-
men, erfülle ihn mit Stolz, so Falkenhagen: „Es ist eine großartige 
Zeit gewesen.“ z

Donau-Uni verabschiedet Dieter Falkenhagen

„es ist eine großartige Zeit gewesen“ 
Mit einem wissenschaftlichen Ehrensymposium und einem akademischen Festakt 
 würdigte die Donau-Universität Krems die Verdienste von Dieter Falkenhagen, dem 
 langjährigen Leiter des Departments für Gesundheitswissenschaften und Biomedizin  
und seiner Vorgänger-Einrichtungen.
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Dieter Falkenhagen studierte an der Universität Rostock 
Physik und Humanmedizin und spezialisierte sich darauf-
hin als Facharzt für Innere Medizin auf das Fach Nephrolo-
gie. Ab 1995 leitete Falkenhagen die Abteilung für 
Umwelt- und Medizinische Wissenschaften an der Donau-
Universität Krems, von 1996 bis 2005 war er Vorsitzender 
des Kollegiums der Universität. 2005 wurde er zum Profes-
sor für Gewebe- und Organersatz sowie zum Leiter des De-
partments für Klinische Medizin und Biotechnologie (seit 
2011 Department für Gesundheitswissenschaften und Bio-
medizin) ernannt.

Dieter Falkenhagen geht in den 
ruhestand 

vizerektorin viktoria Weber und senats-vorsitzender anton Leitner 
(rechts) übergaben Dieter Falkenhagen (links) den Ehrenring der 
Donau-Universität Krems.
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In der Ausgabe 4/2013 des Chemiereport 
wurden Probenannahme und Extraktion, 

Clean-up und GC-Injektion behandelt. Im 
zweiten Teil der Kurzserie über die wichtigsten 
Techniken für die organische Spurenanalytik 
geht es um Chromatographie, Detektion und 
Massenspektrometrie.  

Chromatographie
Der Begriff Selektivität wird praktisch immer 
als erstes mit der chromatographischen 
Trennsäule in Verbindung gebracht. Das 
kommt nicht von ungefähr, denn bei der 
Chromatographie kann ein hohes Potenzial 
an Abtrennmöglichkeiten von Begleitstoffen 
gehoben werden. Informationen zur Auswahl 
von Phasen in der LC und GC und zur Op-
timierung der Trennungen füllen darauf spe-

zialisierte Bücher. Der Versuch, dieses um-
fangreiche Thema auch nur halbwegs zu 
erläutern, würde den Rahmen dieses Artikels 
sprengen.
Zu den wichtigsten Kriterien in der GC zäh-
len die Polaritäten von stationärer Phase und 
Zielanalyten, aber auch der Störstoffe, ebenso 
wie die Flüchtigkeit aller Analyten.
In der HPLC ist zusätzlich die Polarität und 
Elutionskraft des Eluten(gemisches) von be-
sonderer Bedeutung, während das Trägergas 
in der GC die Selektivität praktisch nicht 
beeinflusst. 
Auf der Seite der stationären Phasen steht in 
der Flüssigkeitschromatographie alleine 
schon bei den weit verbreiteten C18-Re-
versed-Phase-Materialien eine sehr große 
Auswahl an Varianten zur Verfügung. Eine 

Vielzahl von Laufmitteln und vor allem de-
ren Mischungen können in Kombination 
damit enorm zur optimalen chromatographi-
schen Selektivität beitragen.
In der GC ist die Phasenauswahl zwar nicht 
so vielfältig, es besteht aber eine sehr große 
Variabilität in der Gestaltung von mehrstu-
figen Temperaturprogrammen zur Steuerung 
der Trennungen. Die im Vergleich zur LC 
geringere Auswahl an Kombinationsmöglich-
keiten von stationärer und mobiler Phase (die 
Trägergasart hat praktisch keinen Einfluss 
auf die Selektivität) wird in der GC oft durch 
die wesentlich höhere Trennleistung der Ka-
pillarsäulen wettgemacht.
Die normale (d. h. eindimensionale) Chro-
matographie ist eines der wichtigsten und 
effizientesten analytischen Trennverfahren 
und trägt einen erheblichen Anteil zur Ge-
samtselektivität einer Analysenmethode bei.
Die ohnehin schon umfangreichen Möglich-
keiten dieses Separationsverfahrens können 
durch Säulenschalt-Techniken im wahrsten 
Sinn des Wortes noch um eine Dimension 
erweitert werden. Wird ein Teil eines Chro-
matogramms „herausgeschnitten“ und auf 
eine zweite Säule unterschiedlicher statio-
närer Phase transferiert, so bezeichnet man 
diese Technik als „Heart-Cutting“. Der tech-
nische Aufwand macht dann Sinn, wenn 
normalerweise unaufgelöste Peaks auf einer 
selektiveren Trennsäule in der 2. Dimension 
separiert werden können. Die Prozedur kann 
im Idealfall für mehrere Elutionsbereiche der 
1. Dimension wiederholt werden.
Auf die Spitze getrieben wird dieses Prinzip 
in der sog. multidimensionalen Chromato-
graphie, die auch als umfassende Chroma-
tographie bezeichnet wird und in der 
 Gaschromatographie als „Comprehensive 
Two-Dimensional GC“ („GC x GC“) be-
kannt ist. 

Ein Überblick über die wichtigsten Techniken für die organische Spuren analytik – 2. Teil

 Von Wolfgang Brodacz, AGES Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit
 Institut für Lebensmittelsicherheit – Kontaminantenanalytik Linz

Analytische Chemie  

vom ständigen streben nach selektivität

selektivität zählt: 
In der Analyti-
schen Chemie ist 
es wichtig, den  
Zielanalyten so 
gut wie möglich 
von Begleitstoffen 
unterscheiden zu 
können.
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Dabei werden während der gesamten Analyse 
mittels eines thermischen Modulators (ge-
kühlt/geheizt) wiederholt mit einer festge-
legten Frequenz sehr schmale Schritte (z. B. 
1–10 Sek.) auf eine zweite Säule transferiert. 
Als erste Kapillare wird meist eine unpolare 
Säule (z. B. 30m; 0,25mm; 0,25µm) einge-
setzt, die an eine sehr kurze (ca. 1m) polare 
Dünnfilmsäule (0,1µm) übergibt. So wird 
jeder Peak auf 2 unterschiedlichen Phasenpo-
laritäten chromatographiert, und grafisch 
dargestellt entsteht ein mehrfarbiger sog. 
Contur-Plot. Diese enorme Auftrennungs-
verbesserung ist technisch sehr aufwendig 
und nur möglich, wenn die Chromatogra-
phie in der 2. Dimension schneller abläuft, 
als der Cut auf der 1. Säule dauert. D. h. ein 
5-Sekunden-Schnitt auf der 1. Säule muss in 
<5 Sek. aus der 2. Dimension eluieren. 
Eine weitere Kopplungsvariante ist die Kom-
bination von völlig unterschiedlichen (ortho-
gonalen) Chromatographie-Techniken, z. B. 
in der Form der LC-GC. Das eröffnet neue 
Möglichkeiten für hoch automatisierte Ver-
fahren, welche die HPLC zur Vorreinigung 
benützen und die Zielanalyten über ein ver-
dampfendes Interface (spezielle Varianten 
der „Large Volume On Column“-Injektions-
techniken) der hohen Trennleistung von 
GC-Kapillarsäulen zuführen. Gerade die 
Differenzierungsmöglichkeiten der LC nach 
Polarität von Phase, Laufmittel und Ana-
lyten, kombiniert mit der Nutzung der GC-
Trennung nach Flüchtigkeit, steigert die 
Gesamtselektivität bei der LC-GC enorm.

Detektion
Die letzte Gelegenheit, mehr Selektivität in eine 
Analysenmethode zu bringen, stellt die Detek-
tion dar. Gerade an dieser Stelle können die 
größten Selektivitätssprünge erreicht werden. 
Die zu Recht als selektiv bezeichneten Detek-
toren „sehen“ praktisch nur bestimmte Struk-
turen oder Elemente. In der GC reagiert der 
ECD (Electron Capture Detektor) sehr sensi-
tiv hauptsächlich auf Elektronen-einfangende 
(meist halogenhaltige) Analyten, während der 
sog. Thermionische Detektor (TID) praktisch 
nur auf organische Stickstoff- und/oder Phos-
phorverbindungen anspricht und daher in der 
Pestizidanalytik gerne als NPD bezeichnet 
wird. Heute weniger in praktischer Verwen-
dung befinden sich der flammenphotome-
trische GC-Detektor (FPD), der die Chemilu-
mineszenz von Schwefel bzw. Phosphor nutzt, 

und der Plasma-Atomemissions-Detektor 
(AED; EPED), mit dem bevorzugt die Ele-
mente Cl, Br, I, F und S erfasst werden.
Die HPLC kann in dieser Beziehung haupt-
sächlich mit dem Fluoreszenz-Detektor 
(FLD) aufwarten, der sein enormes Potenzial 
bei fluoreszierenden Substanzen ausspielen 
kann. Durch zeitgesteuerte Programmierung 
der Anregungswellenlänge und Fokussierung 
auf definierte Emissionsbereiche kann dieser 
LC-Detektor hochsensitiv auf z. B. PAHs, 
Aflatoxine etc. reagieren, ohne von den vielen 
Begleitstoffen in der Spurenanalytik irritiert 
zu werden. Ein Diodenarray-Detektor 
(DAD) kann nicht nur auf jede beliebige 
Wellenlänge eingestellt werden, sondern 
auch ohne Sensitivitätsverlust komplette 
Spektren erfassen.

Massenspektrometrie
Eine zusätzliche Dimension an molekülse-
lektiver Detektion eröffnet die Massenspek-
trometrie. Werden im Full-Scan-Verfahren 
 permanent komplette Massenspektren aufge-
zeichnet, können bei der Auswertung auch 
im Nachhinein beliebige Ionen (d. h. Masse/
Ladungs-Verhältnisse), welche bestimmten 
Strukturen entsprechen, am PC extrahiert 
und dargestellt werden.
So können Co-Eluierende völlig ausgeblen-
det werden. Durch Auswahl von diagnos-
tischen Ionen wird hohe Selektivität für Ein-
zelanalyten bzw. Substanz/Struktur-Klassen 
auf Knopfdruck individuell einstellbar. Diese 
frei wählbare Detektions-Selektivität kann 
durch zwei technische Erweiterungen noch 
einmal deutlich verbessert werden.
Die erste Variante ist die Steigerung der Mas-
sengenauigkeit zur sogenannten „Accurate 
Mass“-Technik, meist mittels TOF-MS 
(Time of Flight). Dabei sind so hohe Genau-
igkeiten bei der Massenbestimmung mög-
lich, dass nur noch mit Fehlern im Teilbe-
reich von ppm (parts per million) zu rechnen 
ist (1 ppm entspricht bei 1.000 Dalton einer 
Auflösung von 1 mDa). QTOF-Systeme mit 
langen Flugrohren und Reflektor-Technik 
erreichen Massenauflösungen von >40.000 
und können 50 Spektren (bzw. >30 im MS/
MS) pro Sekunde aufnehmen.
Beim sog. Unknown Screening können da-
raus Summenformeln so präzise bestimmt 
werden, dass letztlich nur noch wenige Sub-
stanzen infrage kommen.
Die zweite Technik ist die Tandem-Massen-

spektrometrie. Darunter versteht man die 
Kopplung von zwei Massenanalysatoren über 
eine sog. Kollisionszelle, die meist von einem 
Quadrupol gebildet wird. Die ohnehin schon 
hohe MS-Selektivität wird bei der MS-MS-
Kopplung noch einmal um eine weitere Di-
mension vergrößert. In der Praxis wird ein 
diagnostisches Ion (z. B. die Molekularmasse; 
protoniert bzw. deprotoniert) als sog. Vor-
läufer-Ion (Precursor) in der Kollisionszelle 
fragmentiert und entweder das hochselektive 
Spektrum registriert (Produkt-Ionen-Scan) 
oder man beschränkt sich zugunsten der 
Empfindlichkeit auf 1 oder 2 Produkt-Ionen 

(SRM oder MRM; Selected oder Multiple 
Reaction Monitoring).
Bei geeigneter Wahl des Precursors ist es schon 
sehr unwahrscheinlich, dass eine Störsubstanz 
gleichzeitig eluiert und auch dasselbe Vorläu-
ferion bilden kann. Dass dieser Interferenz-
Precursor dann bei der Fragmentierung auch 
noch in die gleichen Bruchstücke zerfällt, 
scheint praktisch fast unmöglich zu sein.
Die Identifizierung mit sogenannten Hy-
phenated-Techniken gilt daher in der Analytik 
derzeit als äußerst sicher. Insbesondere wenn 
eine gute chromatographische Trennung mit 
der Tandem-Massenspektrometrie diametral 
unterschiedliche Separationstechniken ver-
knüpft, werden die derzeit höchsten Selektivi-
täten erzielt. Diese sind oft ausreichend dafür, 
dass selbst in der Spurenanalytik auf ein auf-
wendiges und damit teures Clean-up verzichtet 
werden kann (Dilute- and Shoot-Methoden).
Ob die Gesamtselektivität einer Analysenme-
thode für einen bestimmten Anwendungszweck 
(d. h. Analyt-/Matrix-Kombination) ausreicht, 
muss bei der Methoden-Validierung für einen 
bestimmten Konzentrationsbereich bewiesen 
werden („fit for purpose“). z

Ende der Kurzserie

„Der Begriff selektivi-
tät wird meist mit der 
chromatographischen
trennsäule in verbin-
dung gebracht.“
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Die moderne, auf synthetischen Poly-
meren  basierende Klebetechnik ist eine 

recht junge Technologie und erlebte erst mit 
den rapiden Fortschritten der Kunststoff-
technik in der den 1960er-Jahren ihren  wah-
ren Aufschwung. Mehr als 99 Prozent der 
handelsüblichen Klebstoffe basieren auf syn-
thetischen Polymeren. Darunter finden sich 
chemisch vernetzende Klebstoffe genauso wie 
physikalisch härtende. Aufgrund der synthe-
tischen Gestaltungsmöglichkeit der Molekül-
struktur können die Klebstoffe genau auf die 
Erfordernisse zugeschnitten werden. Die un-
terschiedlichen Härtungsreaktionen erlauben 
eine weite Einstellung der Reaktionsge-
schwindigkeiten vom Sekundenkleber bis 
zum nie härtenden PSA-Klebstoff (wegen 
Letzterem klebt der bekannt gelbe Notizzet-
tel auch nach vielmaligem Ablösen noch im-
mer). Auch die Initiierung der Härtungsre-
aktion kann je nach Klebstoff über Licht, 
Temperatur, Luftkontakt oder Beigabe eines 
chemischen Härters erfolgen.
Worin liegen nun die großen Vorteile des 
Klebens als Fügetechnik? Zum einen ist es 
die Möglichkeit, alle Werkstoffklassen mitei-
nander zu verbinden. Dann ist es die flächige 
Krafteinleitung,  das heißt, über die gesamte 

Klebefuge wird Kraft übertragen. Bei 
Schraub- oder Nietverbindungen dient nur 
die Schraube oder Niete als kraftübertra-
gende Stelle, eine Spannungsspitze bildet sich 
aus. Und bei Bauteilen aus faserverstärkten 
Kunststoffen  werden durch gebohrte Löcher 
sogar die Eigenschaften des Materials 
schlechter: Die Bohrung zerstört die Langfa-
sern der Verstärkung und schwächt den Ver-
bund. Ein weiterer Vorteil der Klebetechnik 
ist die Möglichkeit, „kalt“ zu kleben, also bei 
Raumtemperatur oder darunter. Zwar härten 
auch viele Klebstoffe beschleunigt in Wärme 
aus, aber die hierfür notwendigen Tempera-
turen sind vergleichsweise gering, sodass es zu 
keinem relevanten Wärmeverzug der Füge-
teile kommt, anders als dies zum Beispiel bei 
Schweißen so häufig der Fall ist. Der größte 
Vorteil ist jedoch, dass über die Wahl des 
Klebstoffes, also über seine Festigkeit, Elasti-
zität, Leitfähigkeit oder isolierende Wirkung 
ganz neue Eigenschaften in den Materialver-
bund eingebracht werden können. Dies wird 
als Funktionsintegration bezeichnet. 

Grenzen des Klebens 
Natürlich hat die Klebetechnik neben den 
Vorteilen auch klare Grenzen. In konserva-
tiven Branchen wird aufgrund mangelnder 
Erfahrung dem Anwender (und daraus resul-
tierender Klebefehler) der Klebetechnik oft zu 
Unrecht ein schlechtes Zeugnis ausgestellt. 
Wer in Klebetechnik kein Vertrauen hat, darf 
in kein modernes Großflugzeug, keinesfalls in 
einen Hubschrauber oder ein Sportflugzeug 
und auch nicht in ein Auto steigen. Denn für 
all diese Fortbewegungsmittel werden wesent-
liche Komponenten unter Einsatz von Klebe-
technik produziert, wie etwa die Rotorblätter 
von Hubschraubern. 
In Autos ist Klebetechnik die weitaus am 
meisten angewendete Fügetechnik. Die 
Punktschweißungen dienen hierbei der Fi-
xierung der Klebefuge bis zur Aushärtung des 
Klebstoffes. Sogar die Crashabsorber für den 
Impact-Fall werden mittlerweile bei den 
großen Autoherstellern geklebt. Generell 
wird sowohl prozentual als auch absolut 
umso mehr Klebstoff eingesetzt, je hochwer-
tiger ein Fahrzeug ist. So kommen in den 
Fahrzeugen der Mittelklasse eines namhaften 
deutschen Herstellers 70 Meter Klebefugen-
länge (davon 19 Meter strukturell) zum Ein-
satz, in dessen Oberklasse 193 Meter (davon 
157 Meter strukturell). Je nach Pkw-Typ 

Kunststoffe in der Fügetechnik

ewig verbunden 
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Bestens verbunden: In einem 
Oberklassewagen sind die Klebe-
fugen rund 200 Meter lang. 

„Wer klebstoffen 
nicht traut, darf in 
kein auto steigen.“

Klebstoffe sind heute Hightech-Produkte mit vielfältigen  
Anwendungsgebieten. 
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sind das zwischen sieben und 20 Kilogramm 
Klebstoff pro Fahrzeug. Durch die Schwin-
gungsdämpfung der Klebung kann das Ei-
gen- und Vibrationsgeräusch deutlich ge-
senkt werden und durch die flächige 
Krafteinleitung der Klebung das Ermüdungs-
verhalten bei  Hebung der Steifigkeit und des 
Festigkeitsniveaus der Karosserie deutlich 
verbessert werden:

Haltbar bis zum Gehtnichtmehr 
Klebeverbindungen sind bei korrekter Aus-
legung und Materialwahl absolut langzeit-
beständig. In der Architektur werden Kle-
bungen im Structural Glazing (d. i. die 
Befestigung der Glasfassade von  Hochhäu-
sern) oder in Holzleimbindern von Holz-
brücken oder der Dachkonstruktion von 
Hallen auf die Lebensdauer des Bauwerkes 
ausgelegt, also über Lebensspannen von 
Menschen hinaus. Flugzeuge oder Schie-
nenfahrzeuge sind auf Nutzungsdauern von 
über 30 Jahren ausgelegt. In der Schienen-
fahrzeugindustrie sichert hierbei die DIN 

6701 die Einhaltung von korrekt ausge-
führten Klebeprozessen, und diese beginnen 
bei einer standardisierten, hochwertigen  
Ausbildung des dafür notwendigen kleb-
technischen Personals. Der Qualifikations-
lehrgang hierfür wird auch vom OFI in 
Österreich angeboten. Die erwerbbare Qua-
lifikation im Kleben ist hierbei vergleichbar 
der Schweißer-Ausbildung in den metal-
lischen Fügetechniken.
Ein limitierender Faktor ist auch heute noch 
die Temperaturbeständigkeit: Die Tempera-
turgrenzen in der Dauerbelastung moderner 
Hochtemperaturklebstoffe liegen heute um 
300 °C  für elastische Silikonklebstoffe und um 
350 °C für hochfeste Polyimidklebstoffe. Auch 
die Lücke zur sofortigen Gebrauchsfes tigkeit, 
wie sie Schweißen oder Löten bietet, wird von 
den Klebstoffen mittlerweile geschlossen: 
Manche Klebstoffe härten aufgrund ihrer Che-
mie per se schon sehr rasch. Am bekanntesten  
sind Cyanoacrylate, die im  Sekunden- oder 
Superkleber eingesetzt werden. Um auch die 
Härtung anderer Klebstoffe in  Anwendungen 

zu beschleunigen, werden diese  unter anderem 
mit Metallpulvern additiviert. Dies erlaubt die 
direkte Einbringung von Wärme in den Kleb-
stoff über induktive Erwärmung des Metall-
pulvers, die wiederum zur Härtung im Sekun-
denbereich führt.
Zusammenfassend kann festgehalten werden, 
dass die Klebetechnik für viele Anwendungen 
die passende Fügetechnik ist. Einen Nachteil 
wird Kleben aber nicht ausgleichen können: 
Schraubverbindungen sind definitiv leichter 
zu öffnen und neu zu verschließen. z

autor und kontakt

autor:  
Dr. Peter Liepert ist Fachbereichsleiter 
Oberflächentechnik, Chemie und Analytik

kontakt 
OFI, TFZ Bauteil C, Viktor Kaplan 
Straße 2, 2700 Wiener NeustadtTel. 
+43 1 798 16 01-0

www.ofi.at
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Die uns umgebende Luft enthält stets eine Vielzahl von Partikeln 
unterschiedlicher Größe. Erst ab einem Durchmesser von ca. 50 

Mikrometer (in diese Größenordnung fallen beispielsweise Blütenpollen, 
Zementstaub oder Nieströpfchen) sind diese Partikel für das menschliche 
Auge wahrnehmbar. Vieles, was sich in der Luft findet, liegt darunter: 
Bakterien sind etwa von 0,3 bis 30 Mikrometer groß,  die gewöhnlichen 
Verunreinigungen der Außenluft zwischen 0,01 und 1 Mikrometer, 
Schwebestoffe im Tabakrauch sind zwischen 0,01 und 0,3 Mikrometer 
und Viren zwischen 0,01 und 0,1 Mikrometer zu finden. 
Besondere Aufmerksamkeit wird Aerosolen zuteil, die Partikel mit einem 
Durchmesser unter 2,5 Mikrometer führen. Diese können die Atemwegs-
Filtersysteme des Menschen ungehindert passieren und über die Bron-
chien bis in die Lungenbläschen und von da teilweise auch in den Blut-
kreislauf gelangen. 

Partikelzähler und ihr Funktionsprinzip
In vielen Bereichen (etwa in der pharmazeutischen oder der Elektronik-
industrie) ist es wichtig, die Anwesenheit von Partikeln in der Umge-
bungsluft möglichst gering zu halten und sogenannte Reinräume zu 
schaffen.  Nach dem Bau und während des Betriebs eines Reinraums  
muss die Zahl der in der Luft enthaltenen Partikel mit Partikelzählern 
gemessen werden. Gelangen kleine Staubteilchen in die Dunkelkammer 
und passieren den dort positionierten Laserstrahl, so wird dessen Licht 
gestreut. In der Regel erzeugt dabei ein kleines Partikel ein schwaches 
Licht, ein großes Partikel hingegen ein starkes.  Die Spiegelkammer re-
flektiert diese Strahlen auf einem Photodetektor, der die Lichtenergie 
wiederum in elektrische Signale umwandelt. 

Reduzierung der Messzeit
Mit der Zeitspanne, in der ein Kubikmeter Luft ausgemessen werden kann, 
werben  die verschiedenen Anbieter solcher Geräte für ihr Produkt. Das 
Ansaugvolumen der Zähler lag früher vorwiegend bei einem Kubikfuß pro 
Minute, was 28,3 Liter pro Minute entspricht. Um einen Kubikmeter Luft 
auszumessen, benötigen solche Geräte also mehr als 35 Minuten Messzeit. 
Doch die Entwicklung hat auch vor den Partikel zählern nicht haltgemacht. 
Auf dem Markt findet man mittlerweile Geräte mit 50, 75 oder 100 Liter 
Durchflussvolumen pro Minute. Damit kann die Messzeit deutlich redu-
ziert werden, bei einer Probe von einem Kubikmeter Luft mit einem 
100-Liter-Gerät beträgt diese gerade noch zehn Minuten. 

Kalibration ermöglicht Qualität
Mitentscheidend für die Qualität eines Partikelzählers ist dessen Kalibra-
tion. Jeder Hersteller hat diesbezüglich seine eigenen Arbeitsanweisungen, 

Zur Überwachung von Reinraumbedingungen ist der Einsatz von Partikelmesszählern 
 erforderlich. Um ein reibungsloses Funktionieren sicherzustellen, empfiehlt es sich, 
 jährlich zu kalibrieren und  einen verlässlichen Servicepartner zur Hand zu haben.

Pharmaindustrie: Funktionsweise und Verwendung von Partikelmesszählern

es liegt etwas in der Luft

„Bei Qualifizierungsarbeiten in 
einem reinraum ist der Faktor 
Zeit entscheidend.“
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Mitentscheidend für die Qualität eines Partikelzählers ist dessen 
kalibration.



wie die Geräte kalibriert und justiert werden sollen. Für die Größenkali-
bration werden üblicherweise zertifizierte monodisperse Latexpartikel 
verwendet. Diese werden zerstäubt und mit dem Messsystem detektiert. 
Die runden, weißen Kügelchen erzeugen nun eine Gauß‘sche Verteilungs-
kurve, deren Lage entscheidend für die Zählgenauigkeit der Partikelzähler 
ist. Der Ablauf einer Kalibrierung sollte jeweils in folgenden Schritten 
erfolgen: Eingangskontrolle/Wartungs- und Instandstellungsarbeiten 
(Aufnahme Ist-Zustand, so wurde gemessen)/Justage (Einstellen auf die 
kleinstmögliche Abweichung)/Kalibration bei Ausgang (Vergleichstest der 
Zähleffizienz). Um eine optimale Kalibration und Wartung des Partikel-
zählers zu erreichen, empfiehlt es sich, diesen zur jährlichen Inspektion 
nur an einen autorisierten Servicepartner zu senden. Denn nur diese offi-
ziellen Kalibrierlabore verfügen auch über die technischen Daten der 
Messgeräte und kennen die genauen Wartungsabläufe. 

Messung an komplizierter Stelle
Für die exakte Ermittlung von Partikeln wird eine isokinetische Sonde 
verwendet. Die Isokinetik sorgt dafür, dass die Partikel in die Sonde fallen 
und nicht etwa angesogen werden, was aufgrund der entstehenden Luft-
wirbel zu Fehlmessungen führen könnte. Im Normalfall werden runde 
Sonden verwendet, deren Durchmesser je nach Ansaugvolumen der Par-
tikelzähler variiert. In der Regel wird die Sonde mittels eines Schlauchs 
mit dem Messgerät verbunden. Dies hat den Vorteil, dass sie auch an 

komplizierten, schwer zugänglichen Stellen angebracht werden kann und 
folglich die Messung nicht durch Mensch oder Maschine gestört oder 
verfälscht wird. 
Wichtig hierbei ist aber, dass der Schlauch – im Fachjargon „Hytrel-
Schlauch“ genannt – über eine spezielle Beschichtung verfügt. Sie zeichnet 
sich dadurch aus, dass im Inneren keine Partikelablagerungen anfallen. 
Dieser Schlauch sollte aber so kurz wie möglich sein, damit kein Partikel-
verlust entstehen kann (siehe Herstelleranweisung): Weiters muss die 
 isokinetische Sonde punktuell im Luftstrom positioniert sein. Ist die 
Richtung des zu prüfenden Luftstroms nicht zu regeln oder voraussehbar 
– beispielsweise bei einer turbulenten Mischströmung –, muss der Einlass 
der Probesonde vertikal nach oben gerichtet werden. Grundsätzlich ist der 
Partikelzähler entsprechend den Anweisungen des Herstellers einzurich-
ten. Abweichungen hiervon können zu Fehlmessungen führen.  z

Kontakt:
CAS Clean-Air-Service AG
Niederlassung Österreich
EURO PLAZA / Am Euro Platz 2
Gebäude G
A - 1120 Wien
www.cas.ch
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Wenn bei Borealis am Standort Linz ein 
Routine-Stillstand erfolgt, geht alles 

nach einem genau detaillierten Plan vor sich – 
schließlich ist eine Anlage, die nicht produziert, 
ein Kostenfaktor, gegenüber dem manches 
andere an Gewicht verliert. Aus diesem Grund 
sollte die Zeit, die für die erforderlichen In-
standhaltungsarbeiten benötigt wird, möglichst 
gering gehalten werden.  Doch diesmal handelt 
es sich um einen ganz besonderen Fall: Nach 
mehreren Jahrzehnten des Betriebs standen 
größere Modernisierungs-Investitionen in die 
Anlagen der Basischemikalien- und Düngemit-
telproduktion an. 
Seit der Integration der Agrolinz Melamine 
International hat Borealis die Pflanzennähr-
stoffproduktion sukzessive als zweites Stand-
bein neben der Herstellung von Polyolefinen 
ausgebaut. Am Standort Linz werden Anlagen 

zur Erzeugung von CAN- und NPK-Dünger, 
von Harnstoff und Melamin  sowie der dazu 
erforderlichen Basischemikalien Ammoniak 
und Salpetersäure betrieben. 2010 entschloss 
sich der Konzern zu einem Modernisierungs-
programm mit Investitionen von insgesamt 
145 Millionen Euro. „Es geht letztlich darum, 
die Zukunft der Anlagen zu sichern“, erklärt 
dazu Herwig Ertel, Produktionsleiter am 
Standort Linz. Nach Erneuerungsarbeiten an 
der sogenannten Ammoniak-(2)-Anlage, die 
schon im vergangenen Jahr durchgeführt wur-
den, wird der Löwenanteil von rund 100 Mil-
lionen Euro heuer investiert. Die größten Bro-
cken: Die Ammoniak-(1)-Anlage erhält ein 
ganz neues Steuerungssystem und wird zur 
Steigerung der Effizienz mit neuem verfahrens-
technischen Equipment ausgestattet. Auch in 
der Harnstoff-Produktion soll die Automatisie-
rung zukünftig voll digitalisiert erfolgen und so 
das bisher eingesetzte teilpneumatische System 
ersetzen. Ersatz- und End-of-Lifecycle-Investi-
tionen werden auch in der Pflanzennährstoff- 
und Salpetersäure-Produktion durchgeführt. 
Die besondere Herausforderung dabei: Alle 
diese Maßnahmen sollen während einer ein-
zigen Stillstandsperiode zwischen Juni und 
August erfolgen.

Alles passt zusammen
Im Bereich der Instandhaltungsarbeiten im 
Routine-Stillstand ist Bilfinger Chemserv einer 
der Hauptkontraktoren von Borealis. „Die 
größte Herausforderung ist es, in die eingespiel-
ten Vorgänge während des Stillstands die 
 Vielzahl an einzelnen Investitionsprojekten 
einzubauen, die mit dem Turnaround zusam-
menhängen“, erläutert Gerald Pilotto, Chief 
Operating Officer Central Europe bei Bilfinger 
Industrial Services. Denn nun müssen die 
Dinge so ineinandergreifen, dass in der knapp 
bemessenen Zeit alle vorgesehenen Arbeiten an 

Borealis investiert in eine umfassende Modernisierung seiner Düngemittel- und Melamin-
produktion in Linz. Zusammen mit anderen Partnern sorgt Bilfinger Industrial Services als 
einer der führenden Kontraktoren für reibungslose Abläufe.
 Von Georg Sachs

Turnaround bei Borealis in Linz  

erneuerung im stillstand

 „es gab nur ein 
Ziel: am ende der 
stillstandszeit alle 
anlagen wie geplant 
wieder anzufahren – 
ohne Unfall.“
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Borealis investiert  insgesamt 145 Millio-
nen euro in ein Modernisierungsprogramm 
am Standort Linz.
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allen betroffenen Anlagen vonstatten gehen. 
Bis zu 1.200 zusätzliche Mitarbeiter von Bilfin-
ger Chemserv und weiteren Kontraktoren sind 
gleichzeitig im Einsatz. Für alle Teilprojekte 
wurden schon seit Monaten alle durchzufüh-
renden Maßnahmen geplant – nun nähert 
man sich sternförmig aus allen Richtungen, 
um die verschiedenen Organisationen so auf-
einander abzustimmen, dass sie sich nahtlos in 
den Gesamtzusammenhang einfügen. 
Bis hin zur Wiederinbetriebnahme muss nun 
alles nach Plan laufen: „Die betrieblichen Ab-
läufe machen eine ganz bestimmte Reihenfolge 
erforderlich, nach der die einzelnen Anlagen 
wieder angefahren werden“, erklärt Ertel – 
keine einfache Angelegenheit, wenn man be-
denkt, dass in jeder einzelnen von ihnen ganz 
unterschiedliche Arbeiten abgewickelt werden, 
die ihrerseits wieder von vielen Faktoren ab-
hängig sind. Während diese Reportage ent-
steht, laufen die Arbeiten auf Hochtouren, 
doch so viel lässt sich schon sagen: „Bislang ist 
das besser gelaufen, als ich mir das vorstellen 
konnte“, räumt Ertel ein. „Man hat gemerkt, 
es gab nur ein gemeinsames Ziel: am Ende der 
Stillstandszeit alle Anlagen erfolgreich anzufah-
ren – und das ohne Arbeitsunfall“, erzählt der 
Produktionsleiter.
Bei aller erforderlichen Flexibilität braucht es 
deswegen ein ausgefeiltes Sicherheitsmanage-
ment für alle  durchzuführenden Arbeiten. Um 
einen hohen Standard auf diesem Gebiet zu 
gewährleisten, greift Bilfinger deswegen haupt-
sächlich auf Mitarbeiter zurück, die bei Borea-
lis schon in mehreren Projekten und Stillstän-
den  im Einsatz waren und den Standort daher 

gut kennen, wie Pilotto ergänzt. Zudem finde 
sowohl im Planungsprozess als auch während 
der Arbeiten zwischen allen Beteiligten ein 
kontinuierlicher Austausch über mögliche 
 Risiken, Termine und Mehr- oder Minderleis-
tungen statt. 

Spezielle Qualifikationen
Auch bei Bilfinger ist dem sogenannten Turn-
around oder Shutdown einiges vorhergegan-
gen: Bereits knapp zwei Jahre vor dem Still-
stand hat die Planung dafür begonnen, in die 
alle Gewerke miteingebunden wurden. Kurz 
vor Beginn der Arbeiten hat man die Termin-
pläne aller Projekte dort integriert. Jetzt ging es 
darum, den kritischen Pfad für jede einzelne 
Projektphase festzulegen, also jene Flaschen-
hälse ausfindig zu machen, die den Fortgang 
der Arbeiten verzögern könnten. Dabei verlässt 
man sich keineswegs auf Bauchgefühl, sondern 
hat modernste Software-unterstützte Projekt-
management-Werkzeuge im Einsatz. „Der 
Stillstand selbst ist natürlich die heiße Phase 
des Projekts, aber die Sorgfalt bei der Planung 
ist ausschlaggebend für die erfolgreiche Ab-
wicklung“, erläutert Pilotto. 
„Eine Besonderheit bei dieser Art von Chemie-
anlage ist, dass wir es teilweise mit sehr korro-
siven Medien zu tun haben“, gibt Pilotto zu 
bedenken. Dadurch könne es passieren, dass es 
spontan Reparaturanforderungen gibt, sodass 
die Ressourcenplanung bis zu einem gewissen 
Grad flexibel gehalten werden muss. „Dazu 
brauche ich aber auch entsprechend qualifi-
zierte Leute“, sagt Pilotto. Alle eingesetzten 
Mitarbeiter sind daher Facharbeiter oder ha-
ben noch höhere Qualifikationen. Besonders 
ausgeprägt ist dies etwa in der Schweißtechnik: 
In den Chemieanlagen in Linz sind die ver-
schiedensten Spezialwerkstoffe verbaut, die 
man nur schweißen kann, wenn man das ent-
sprechende Know-how und die erforderlichen 
Zertifikate mitbringt. 
Im Routine-Stillstand und in einzelnen Mo-
dernisierungsprojekten ist Bilfinger Chemserv 
für statische und rotierende mechanische sowie 
EMSR-Komponenten verantwortlich. „Ange-
sichts der hochkomplexen Chemieanlagen in 
der Düngemittelproduktion gibt es eine große 
Anzahl an Armaturen, Pumpen, Kompres-
soren und Verdichtern“, erklärt Pilotto – Ma-
schinen und Equipment, für deren Instandhal-
tung man mit Spezialisten, teils auch vom 
jeweiligen Hersteller, zusammenarbeitete. Bei-
spielsweise hat Bilfinger Chemserv den Aus-

tausch von Hochdruckapparaten abgewickelt, 
in denen während des Prozesses Drücke von 
mehreren 100 bar herrschen, und dafür das 
gesamte Projektmanagement, die Ausführung 
und Dokumentation durchgeführt. 
Die Projektmanagement-Organisation eines 
solchen Großvorhabens ist  einzigartig. „Ähn-
liches findet man höchstens in der Luftfahrtin-
dustrie vor“, meint Pilotto. Dennoch gelingt das 
Ganze nur, wenn alle  Beteiligten das gemein-
same Ziel vor Augen haben. „Bei einem solchen 
Turnaround müssen alle an einem Strang zie-
hen“, so Ertel und Pilotto unisono. z

Borealis ist ein führender Anbieter in-
novativer Lösungen in den Bereichen 
Polyolefine, Basischemikalien und 
Pflanzennährstoffe. Mit einem Umsatz 
von 7,5 Milliarden Euro im Jahr 2012, 
Kunden in über 120 Ländern und 
rund 5.300 Mitarbeitern weltweit steht 
Borealis zu 64 % im Eigentum der In-
ternational Petroleum Investment 
Company (IPIC), Abu Dhabi, sowie zu 
36 % im Eigentum der OMV.
Borealis bietet eine breite Palette an 
Basischemikalien wie Melamin, Phe-
nol, Aceton, Ethylen und Propylen für 
zahlreiche unterschiedliche Branchen. 
Mit seinem umfangreichen Pflanzen-
nährstoff-Portfolio generiert Borealis 
Wertschöpfung für die Agrarindustrie. 
Das Unternehmen produziert und ver-
marktet rund 2,1 Millionen Tonnen 
Düngemittel pro Jahr.

Bilfinger Industrial ist einer der welt-
weit führenden Anbieter integrierter 
Industriedienstleistungen für die Pro-
zessindustrie und Energiewirtschaft. 
Das angebotene Portfolio spannt einen 
Bogen von der Anlagenplanung über 
Errichtung und Inbetriebnahme, Be-
triebsphase und Anlagenoptimierung 
bis hin zur Stilllegung. 
Im Geschäftsjahr 2012 erzielte das 
 Geschäftsfeld Industrial einen Umsatz 
von über 3,7 Milliarden Euro. Bilfinger 
 Industrial trägt damit mit einem Lei-
stungsanteil von mehr als 40 Prozent 
wesentlich zum Erfolg der Unterneh-
mensgruppe Bilfinger SE bei. Mit 
38.000 Mitarbeitern ist Bilfinger 
 Industrial mit rund 80 operativen Ge-
sellschaften für Kunden in 33 Ländern 
tätig.

Zum UnternehmenIm routine-stillstand und in einzelnen Mo-
dernisierungsprojekten ist Bilfinger Chemserv 
für mechanische Komponenten verantwortlich.
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ServICe: PROdukTE

Das ForteBio-BLItz-System von Pall Life Sciences ermöglicht, 
labelfreie Proteinanalysen mit kleinen Probevolumina im eigenen 
Labor durchzuführen. Das System eignet sich für Affinitätsana-
lysen und Kinetiken von Proteininteraktionen sowie spezifische 
Proteinquantifizierungen im sogenannten „Drop-Read-Done 
Format“. Das System ist kleiner als ein Tablet-PC und arbeitet 
mit Proben ab einer Mindestgröße von vier Mikrolitern. Mittels 
gebrauchsfertiger Biosensoren liefert es Ergebnisse in wenigen 
Minuten oder sogar Sekunden. Das BLItz basiert auf der 
 Bio Layer-Interferometrie (BLI), die auch der ForteBio-Octet-
Plattform zugrunde liegt. Diese Technologie ermöglicht Echt -
zeit-Messungen von Affinitäten und Kinetiken sowie Echtzeit- 
Konzentrationsbestimmungen. Das BLItz-System kann für 
zahlreiche Prozessschritte in der Proteinforschung eingesetzt 
werden, vor allem für die Analyse von Säulenfraktionen, die 
Durchführung von Engineeringstudien und Qualitätskontrollen, 
die Identifizierung von Aktionsmechanismen und die Untersu-
chung von Proteinexpressionen. www.blitzmenow.com 

Blitzschnelle Messungen 

Denios hat die Palette 
seiner Densorb-Bin-
devliese um die Vari-
ante EcoSorb erwei-
tert, die vollständig 
aus Recycling-Mate-
rial besteht. Der 
Hauptbestandteil mit 
einem Anteil von 
mindestens 75 Pro-
zent ist Zellulose. 
EcoSorb-Bindemittel 
eignen sich zum 

schnellen Aufsaugen von Öl, Kühlschmierstoffen, Lösungsmitteln, 
Wasser und weiteren nicht aggressiven Flüssigkeiten. Auf den beiden 
Seiten der Vliese ist eine  strapazierfähige Sperrschicht angebracht. 
Das erlaubt ein Betreten oder Befahren ohne Abrieb oder Fusseln. 
EcoSorb-Bindemittel sind als Rollen, Matten und Schlangen liefer-
bar. Die Rollen stehen in den Breiten von 36 und 72 Zentimeter zur 
Verfügung und eignen sich damit zum Abdecken großer Flächen. 
Mit der grauen Musterung werden aufgenommene Flüssigkeiten und 
Schmutz optisch kaschiert. Über die gesamte Palette der Densorb-
Produkte, aber auch andere Waren in den Bereichen Leckagema-
nagement und Arbeitssicherheit, kann sich der Anwender mit dem 
neuen, 76 Seiten starken Katalog informieren.     www.denios.at 

Romer Labs und 
das Institut für Pro-
duktqualität (ifp) 
haben den Pro-
duktlaunch der 
neuen AgraQuant-
F.A.S.T.-Allergen-
ELISA-Testlinie 
bekannt gegeben. 
Der AgraQuant-
F.A.S.T.  wird als 
„schnellster mo-
mentan am Markt 
erhältlicher ELISA-Test zum Nachweis von Allergenen in Lebens-
mitteln, Spülwasser und auf Arbeitsoberflächen“ bezeichnet. Dank 
einer neuen Kapseltechnologie sinkt die Extraktionszeit auf ein 
Minimum von einer Minute. Von der Extraktion bis zjm Ergebnis 
dauert es 31 Minuten. Außerdem lässt sich der gleiche Extrakt 
zum Nachweis mehrerer unterschiedlicher Allergene verwenden. 
Damit ist es möglich, Produkte schneller freizugeben. Der Agra-
Quant-F.A.S.T. ist zwölf Monate haltbar, was das Planen der 
Bestellung erleichtert. Der AgraQuant-F.A.S.T. ist zum Nachweis 
von Mandel, Kasein, Ei, Haselnuss, Macadamianuss und Erdnuss 
erhältlich. Testkits für weitere Allergene werden derzeit entwickelt. 
 www.romerlabs.com
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Hamilton hat mit der PRP-C18 eine HPLC-Trennsäule entwickelt, 
die in nahezu jeder mobilen Phase bei jedem pH-Wert, bei hohem 
Druck und hohen Temperaturen einsatzfähig ist. Damit können 
neutrale Amine oder andere organische Basen unter alkalischen 
Bedingungen hocheffizient und ohne gravierende Degradierung der 
Säule isoliert werden. Bei einem Trennversuch mit pH 12 zeigte die 
PRP-C18 über 200 Stunden Versuchszeit hinweg stabile Werte von 
90 bis 100 Prozent der Anfangsleistung. Als Grund dafür gibt Ha-
milton „die effektive Möglichkeit zur Reinigung der Säule durch 
Spülung mit entsprechenden Lösungen“ an. Die PRP-C18 kann mit 
stark sauren oder basischen Lösungen regeneriert werden, ohne 
Schaden zu nehmen. Aufgrund ihrer chemischen und mechanischen 
Stabilität ist die Säule bei bis zu 5.000 psi (350 bar) und über 100 
Grad Celsius einsetzbar.     www.hamilton.ch 

Effizient trennen
Die neuen JUMO-Quantrol-Prozess-
regler sind speziell für einfache  Appli-
kationen konzipiert. Bedient werden 
sie über vier frontseitige Tasten mit 
definiertem Druckpunkt. Der Analo-
geingang für Widerstandsthermome-
ter, Thermoelemente oder Strom-/
Spannungssignale ist frei programmierbar. Soll- und Istwert sowie 
alle Parameter werden über zwei Sieben-Segment-LED-Displays 
(rot/grün) mit ein oder zwei Nachkommastellen dargestellt. Die 
Werte können wahlweise in Grad Celsius oder Grad Fahrenheit 
angezeigt werden. Je nach Format stehen bis zu fünf Relaisausgänge  
zur Verfügung. Über gelbe LEDs wird die Schaltstellung der Relais 
angezeigt, denen unterschiedliche Alarmfunktionen zugeordnet wer-
den können. Alternativ zur frontseitigen Bedienung lassen sich die 
Regler via Set-up-Programm und USB-Schnittstelle programmieren. 
Der Regler braucht während der Programmierung keine zusätzliche 
Spannungsversorgung, sondern wird via USB-Schnittstelle gespeist. 
Die neue Quantrol-Serie wird in den drei DIN-Formaten 48 mm x 
48 mm, 48 mm x 96 mm und 96 mm x 96 mm angeboten. Über 
die serielle Schnittstelle RS485 ist eine Anbindung an übergeordnete 
Systeme bzw. Geräte möglich.     www.jumo.at 
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ServICe: PROdukTE

Messer hat ein neu konzipiertes Bündel für Druckgasflaschen auf 
den Markt gebracht. Dieses wurde für den Transport und den in-
dustriellen Einsatz von Sauerstoff, Stickstoff, Helium oder anderen 
technischen und medizinischen Gasen mit einem Produktdesigner 
und einem Hersteller von Druckgasflaschen entwickelt. Das Be-
dienpanel ist zentral angebracht und hat eine große Füllstandsan-
zeige. Der Gasanschluss befindet sich bei den neuen Bündeln in 
Arbeitshöhe, um den Umgang mit Gasflaschenbündeln ergono-
misch komfortabler zu machen. Der neu entwickelte Originalitäts-
verschluss ist manipulationssicher und zeigt dem Anwender, dass 
das Bündel nach dem Füllen noch nicht in Betrieb genommen 
wurde. Alle gasführenden Teile sind durch Stoßschutz gesichert, 

nur die für die Gasentnahme notwendi-
gen Anschlüsse und Ventile sind zu-
gänglich montiert. Überrollbügel schüt-
zen das Bündel vor Beschädigungen. 
Die Schutzleisten sind in produktbezo-
genen Farben ausgeführt, die gemäß 
dem internationalen Standard kodiert 
sind. Das erlaubt das sichere Erkennen 
der Gasart auf große Distanz. Das Gas-
flaschenbündel wird mit vier oder sechs 
Gasflaschen für die Gasentnahme mit 
jeweils 200 oder 300 bar angeboten.    

www.messergroup.com

Accumax-Pipetten 
werden in Deutsch-
land, Österreich 
und der Schweiz 
durch Semadeni 
vertrieben. Das Un-
ternehmen bietet 
für die Mehr- und 
Einkanalpipetten 
neuerdings auch die 
original Accumax-
Tips an. Erhältlich 
sind drei verschie-
denen Größen bis 
1.000 µl. Die Tips 

werden auf Schweizer Spritzgusswerkzeugen Polypropylen (PP) 
erzeugt. Semadeni bietet die Pipettenspitzen in losen Beuteln 
zu 1.000 Stück oder auf Racks zu 96 Stück an. Die Racks sind 
in einer unsterilen und einer sterilen Version erhältlich. Für 
leere Accumax-Racks sind Refills steril oder unsteril lieferbar.
Die Accumax-Produkte sind Bestandteil des umfangreichen 
Liquid-Handling-Programms der Semadeni AG. Dazu gehören 
auch verschiedene Handdispenser, Pipetten, Tips und mehr.
    www.semadeni.com 

Perfekt gebündelt 

Spitzen-Pipetten

Sartorius Stedim Biotech präsentiert die 
erste Web-Applikation für die Membra-
nchromatographie. Die App benötigt 
direkten Internetzugang, ist in englischer 
Sprache gehalten und für das iPhone von 
Apple optimiert, läuft aber auch auf vie-
len Android Smartphones. Per Smart-
phone kann sie über http://app.sartorius.
com/sartobind/ geladen werden. Sie bie-
tet dem Nutzer  Produktauswahl- und 
Trainingswerkzeuge sowie den Zugang 
zu umfangreicher Fachliteratur zum Thema Membranchromatographie 
und  ermöglicht sowohl Anfängern als auch Experten eine passende 
Membran für die Capture-Chromatographie oder für die Flow-through 
Polishing Chromatographie zu finden. Capture wird eingesetzt, um 
Viren und große Proteine zu binden. Beim Polishing werden DNS, 
Wirtszellproteine und andere geladene Kontaminanten vom Zielmole-
kül abgetrennt. Der Ionenaustauscher-Rechner erleichtert das Verständ-
nis des Zusammenhanges zwischen pH-Wert und isoelektrischem 
Punkt eines aufzureinigenden Proteins. Die Suchfunktion erlaubt, Li-
teratur zum jeweiligen Zielmolekül, Membrantyp,  und Maßstab sowie 
zur gewünschten Baugröße zu finden. Überdies gibt die App Zugriff 
auf einen Flussraten-Rechner, eine Liste mit isoelektrischen Punkten 
von Proteinen und Viren, ein umfassendes Chromatographie-Glossar 
sowie eine FAQ-Liste.     www.sartorius.com

Der neue Gas-Chroma-
tograph GC-2025 von 
Shimadzu ist kompakt 
und bietet laut Herstel-
ler auf geringer Labor-
fläche alle Funktionen 
eines High-End-Gas-
chromatographen. Er 
verfügt über ein vollstän-
dig aus Metall gefertigtes 
Gehäuse, einen Split/Splitlos-
Injektor und einen hochempfindlichen Flammenionisationsdetek-
tor. Der kleinvolumige Säulenofen und die Isolierung verringern 
die benötigte Wärmemenge und den Wärmeverlust. Eine Heizung 
im temperaturprogrammierten Betrieb senkt den Stromverbrauch 
im Vergleich zu anderen Gas-Chromatographen um bis zu 30 
Prozent. Überdies ist das Gerät mit  automatischen Shut-down- 
und Start-up-Funktionen ausgestattet. Der Ofen bietet Platz für 
den Einbau kommerziell erhältlicher Kapillarsäulen. Die Fluss-
steuerung des Trägergases sowie aller Brenngase erfolgt elektro-
nisch mittels „Advanced Flow Control“, ebenso wie im High-End-
GC von Shimadzu, dem GC-2010Plus. Die standardmäßig 
verbaute AFC ermöglicht einen maximalen Druck von 970 kPa 
und einen maximalen Fluss von 1.200 ml/min.     www.shimadzu.de
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In einem 110 Seiten umfassenden Büchlein mit 
dem Titel „Weg mit den Gartenzäunen“ zieht Ge-
sundheitsminister Alois Stöger eine höchst positive 
Bilanz seiner bisherigen Amtszeit. Unterstützen 
lässt er sich dabei unter anderem von seinem 
luxemburgischen Kollegen Mars Di Bartolomeo 
sowie drei Sektionsoberhäuptern aus seinem Minis-
terium. Da heißt es, „nicht nur auf nationaler, auch 
auf internationaler Ebene wurde unsere Arbeit be-
obachtet, mehrfach öffentlich diskutiert und als 
beispielhaft gelobt“. Das Erfolgsrezept beschreibt 
Stöger selbst: „Für mich war von Beginn an klar: 
Wenn ich diesen Reformprozess positiv gestalten 
und zu einem erfolgreichen Ende bringen will, 
muss ich allen VerhandlungspartnerInnen auf 
 Augenhöhe begegnen.“ 
Dies dürfte Vertretern der Ärztekammer bekannt 
vorkommen, denen Stöger im Zusammenhang mit 

der Elektronischen Gesundheitsakte (ELGA) 
wiederholt intensiv begegnete – auf welcher 
Höhe, lässt sich diskutieren. Im Spätherbst 
2011 bezeichnete er die Kammerfunktionäre 
als „zerstrittenen Haufen“. Der damalige Ärz-
tekammerpräsident Walter Dorner konterte, 
die ELGA werde „ein Millionengrab sein und 
Unsummen verschlingen, und das ohne jed-
weden erkennbaren Nutzen für den Pati-
enten“. 
Wie auch immer: Als Schwanengesang zum 
kolportierten Ende seiner Ministerkarriere 
will Stöger das Schulterklopfen am Garten-
zaun nicht verstanden wissen. Dem Che-
miereport teilte er mit, er rechne mit einer 
Anerkennung „meiner positiven Bilanz“ und 
denke nicht an einen Abschied aus der Spit-
zenpolitik. 

Michael Buser, Ge-
schäftsführer des 
Consulting- und En-
gineering-Unterneh-
mens Risk Experts, 
und die Beraterin 
Katrin Gruber, ha-
ben in der jüngsten 
Aktualisierungsliefe-
rung des Leitfadens 
„Praxishandbuch Ar-
beitssicherheit & Ge-
sundheitsschutz im 
Betrieb“ einen Bei-
trag zum Thema Li-
thium-Batterien ver-
fasst. Im Mittelpunkt 

stehen dabei Aspekte der Arbeitssicherheit und des Personen-
schutzes. Die Autoren gehen zunächst auf die Funktionsweise 
dieses Typus Spannungsquelle ein und erklären, warum die 
„Kraftwerke im Handtaschenformat“ so erfolgreich geworden 
sind. Nach der Beschreibung der wichtigsten Sicherheitsrisiken 
wird der sichere Umgang mit Lithium-Batterien detailliert be-

handelt. Die thematische Bandbreite reicht dabei vom richtigen 
Lagern und Aufladen über den Batteriewechsel bis hin zum 
Transportieren und Entsorgen der Batterien. Im Ernstfall helfen 
Regeln zur Brandbekämpfung und Hinweise zur Ersten Hilfe bei 
Personenschäden weiter. Notwendige Überwachungsmaß-
nahmen werden ebenso erklärt wie Unterweisungspflichten ge-
genüber Mitarbeitern, die mit den Batterien hantieren. Neben 
praxisnahen Erläuterungen runden Checklisten die wichtigsten 
Kapitel ab. 
Die Autoren schöpfen dabei aus der eigenen Praxis: Michael 
Buser ist nach einschlägiger Forschungstätigkeit und einer Dis-
sertation zum Thema  Lithium-Batterien heute in Expertenkom-
missionen als Fachberater für Batterie-Sicherheit aktiv. Katrin 
Gruber ist zertifizierte Sicherheitsfachkraft sowie Brandschutzbe-
auftragte und Expertin für das Monitoring von Risikoverbesse-
rungsmaßnahmen.

Mit dem Fachbeitrag der beiden Experten ist die Thematik nun 
auch gut in einem Standardwerk für die Ausbildung zur Sicher-
heitsfachkraft, zum Brandschutzbeauftragten und  ähnlicher Be-
rufsgruppen abgebildet. Das Praxishandbuch enthält kopierfer-
tige Formulare, rechtssichere Musterbriefe, Schulungsmaterial 
und vieles mehr.

FÜR SIE GELESEN Von Georg Sachs und Klaus Fischer

Stöger, Alois (Hg.): Weg mit den 
Gartenzäunen! Vom Überwinden 
gesundheitspolitischer Grenzen in 
Österreich, Wien 2013. Das Buch ist 
auf http://bmg.gv.at/home/Service/
Weg_mit_den_Gartenzaeunen_ 
 kostenlos verfügbar.  

Praxishandbuch Arbeitssicherheit & Gesundheits-
schutz im Betrieb, Loseblattsammlung, BWRme-
dia, 2013 

Schulterklopfen am Gartenzaun 

Arbeitssicherheit rund um Lithium-Batterien
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Das Austrian Centre of Industrial Biotechnology (ACIB) veran-
staltet vom 10. bis 12. September in Graz die ACIB Science Days 
2013. In 28 Vorträgen und zwei Postersessions werden Methoden 
und Produkte aus der modernen Biotechnologie vorgestellt. Die 
Tagung hat sechs Schwerpunkte. Bei „Mehr Nachhaltigkeit 
durch Oberflächen-Biotechnologie“ geht es unter anderem um 
die Behandlung von Wundverbänden, um Infektionen rasch er-
kennen und direkt bekämpfen zu können. „Biokatalyse für eine 
biobasierende Ökonomie“ befasst sich mit der Optimierung von 
Biotransformationen. Mit besseren Produktionsmethoden für 
medizinische Wirkstoffe befasst sich der Schwerpunkt „Stoff-
wechselmodellierung und Systembiologie“. Unter dem Titel 
„Von der Struktur zur neuen Funktion“ wird diskutiert, wie, 
ausgehend von bekannten Eiweißstrukturen, neue Funktionen 
erzielt werden können. Im Zentrum des Schwerpunkts „Materi-
alien und Prozesse für die Bioproduktion“ stehen Methoden zur 
Reinigung und Konzentration neuer Proteine. Schließlich kommt 
unter dem Titel „Zellen und Proteine für den Industriebedarf“ 
das Wissen  um industrielle Herstellungsprozesse zur Sprache.  

www.acib.at/sciencedays2013
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termin veranstaltung/Ort koordinaten

25. 8. 2013 euroanalysis, the european conference on analytical 
 chemistry, Warschau 

www.euroanalysis2013.pl/

1.–4. 9. 2013 Wissenschaftsforum chemie, Darmstadt www.gdch.de/veranstaltungen/tagungen/tagungen-2013/
wissenschaftsforum-chemie-2013.html

1.–5. 9. 2013 9th european conference of computational chemistry, 
 Sopron

www.euco-cc9.mke.org.hu/home.html

18.–21. 9. 2013 expopharm, Düsseldorf www.expopharm.de

15.–19. 9. 2013 Instrumental Methods of analysis – Modern trends and 
 applications, Thessaloniki

http://ima2013.web.auth.gr/

23.–26. 9. 2013 Österreichische chemietage, Graz www.chemietage.at/home/

2.–5. 10. 2013 Global chemical Industry european convention, München www.chemicalconvention.org/index.php?e=17

7.–9. 10. 2013 First International conference on the chemistry of 
 construction Materials, Berlin

www.gdch.de/index.php?id=1510

13.–15. 10. 2013    1st eucheMs congress on Green and sustainable chemistry, 
Budapest

www.1eugsc.mke.org.hu/

 22./23. 10. 2013 Workshop: content essentials on use, exposure and risks in 
chemical safety reports, Helsinki

echa.europa.eu/en/web/guest/view-article/-/journal_content/
title/workshop:-content-essentials-on-use-exposure-and-
risks-in-chemical-safety-reports-csr-es-roadmap-action-1-1-

Biotechnologie

Biotechnologie-highlights bei 
den acIB science Days 2013

ServICe: TERMinE

nicht versäumen: Um Methoden und Produkte aus der moder-
nen Biotechnologie geht es bei den ACIB Science Days in Graz. 
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Lars Franck arbeitet bei Bilfinger. Er sorgt im TOTAL Bitumenwerk Brunsbüttel für Stillstand – 
aus gutem Grund. Denn im Rahmen eines Turnarounds wird das Werk umfassend auf 

Vordermann gebracht. Bilfinger wartet, repariert, optimiert und bringt die Anlage anschließend 
auch wieder zum Laufen – effizienter und besser als je zuvor! www.bilfinger.com




